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Warum ich keine 
Theater schließe
Über die Tradition, die Funktion und den hohen Stellenwert der Thüringischen Kulturlandschaft 
CHRISTINE LIEBERKNECHT 

T hüringen ist ein Kulturland, es verfügt über 
eine in Deutschland und Europa einzig-
artige Kulturlandschaft. Sie ist historisch 
entstanden durch die vielfältige und reiche 

Residenzkultur der acht thüringischen Staaten, wie sie 
bis  bestanden. Diese Kleinstaaten spielten eine 
entscheidende Rolle im europäischen Kulturleben. In 
den Residenzstädten entstanden Theater, Orchester, 
Museen und Sammlungen. 

So wurde in Gotha während der Regentschaft von 
Herzog Ernst II. auf Schloss Friedenstein das Hofthe-
ater von einer eigenen Theatertruppe bespielt. Das 
Schauspielensemble war offi  ziell bei Hofe angestellt 
und erhielt ein festes Gehalt. Dieses Theatermodell 
fand sehr rasch zahlreiche Nachahmer auch an an-
deren deutschen Fürstenhöfen. Seit dem Ende des . 
Jahrhunderts wurde das Hoftheater ein wesentlicher 
Bestandteil der Thüringer Residenzkultur. Und auch 
in den anderen Thüringer Residenzen entstanden 
nach dem Gothaer Vorbild Theater und Orchester. 
Das Beispiel, das Herzog Ernst II. gegeben hat, zeigt: 
Die Seele des Theaters ist sein festes Ensemble. Auch 

deshalb setze ich mich dafür ein, dass gerade das 
Ensembletheater als kulturelle Institution und als 
kultureller Impulsgeber erhalten bleibt und weiter 
gefördert wird. 
Thüringer Theater haben der Theaterentwicklung 
in Deutschland wichtige und vielbeachtete Impulse 
gegeben. Sie waren ebenso Orte der höfi schen Re-
präsentation wie eines sich ausprägenden und im-
mer stärker werdenden bürgerlichen Selbstbewusst-

seins. Die Bühne wurde zunehmend als moralische 
Anstalt verstanden. In diesem Sinne wirkten Goethe 
und Schiller von  bis  am Weimarer Hofthe-
ater, das Goethe als Intendant mehr als ein Viertel-
jahrhundert von  bis  leitete. Der Meininger 
Theaterherzog Georg II. leitete im . Jahrhundert 
mit seiner Reform des Regietheaters eine neue Epo-
che der Theatergeschichte ein. Mit dem Meininger 
Ensemble bereiste er ganz Europa und erzielte mit 
seinen sogenannten »Meininger Prinzipien« sowohl 
mit Blick auf die Inszenierungen als auch mit Blick 
auf die Bühnendekoration große Erfolge in den eu-
ropäischen Metropolen Berlin, Wien, Moskau und 
London. Im Zuge der Industrialisierung und eines 
auf kulturellen und geistigen Austausch bedachten 
Bildungsbürgertums entstanden zudem in Jena so-
wie im damals preußischen Landesteil in Erfurt und 
Nordhausen neue Stadttheater. Unternehmer und 
Bürger nahmen hier als Förderer und Mäzene ihre 
Verantwortung für das kulturelle öff entliche Leben 
wahr und schufen mit einem bürgerlichen Theater 
Kulturräume für breite Bevölkerungskreise.

Angesichts dieser reichen kulturellen Tradition war 
es selbstverständlich, dass die Pfl ege der Kultur als 
Staatsziel  auch in der Verfassung des Freistaats 
Thüringen verankert wurde. In der Präambel heißt es: 
»In dem Bewusstsein des kulturellen Reichtums und 
der Schönheit des Landes … gibt sich das Volk des 
Freistaats Thüringen in freier Selbstbestimmung …
diese Verfassung«. Und in Artikel  der Thüringer 
Verfassung heißt es ausdrücklich: »Kultur, Kunst, 
Brauchtum genießen Schutz und Förderung durch das 
Land und seine Gebietskörperschaften.« Aus gutem 
Grund genießt die Kultur in Thüringen Verfassungs-
rang. Die einzigartige Theaterdichte in unserem Land 
ist ein reiches Erbe, das es zu pfl egen und zu bewahren 
gilt. Es ist auch eine Frage der Generationengerechtig-
keit. Wollen wir unseren Kindern und Kindeskindern 
diesen großartigen kulturellen Reichtum, der weit 
über Thüringen hinausstrahlt, erhalten? Ich meine: 

Wir müssen. Und deshalb schließe ich in Thüringen 
kein Theater. 

Und noch etwas ist mir wichtig: Wir haben es letzt-
lich mit einer jahrhundertealten Tradition zu tun, in 
der Theater nicht nur kulturelle, sondern auch soziale 
Zentren sind und mitunter sogar Orte der politischen 
Meinungs- und Willensbildung waren. So wurde bei-
spielsweise die Reichsverfassung von  im Theater 

der Klassikerstadt Weimar verabschiedet – die Wei-
marer Verfassung. Seitdem nennen wir dieses Theater 
voller Stolz Deutsches Nationaltheater Weimar.

Die Thüringer Theater und Orchester strahlen als 
kulturelle Leuchttürme weit über ihre eigene Stadt 
und über die Region hinaus. Sie sind Arbeitgeber, sie 
sind aber vor allem kultureller, sozialer, gesellschaft-
licher und kommunikativer Mittelpunkt bürgerlicher 
Urbanität. Theater sind Orte der Begegnung, des Ge-
danken- und Ideenaustauschs. Theater und Orchester 
sind Ideen- und Impulsgeber. Und sie nehmen auch 
eine pädagogische Aufgabe wahr: Mit eigenen Pro-
jekten und Angeboten oder in Zusammenarbeit mit 
Schulen und Kindertagesstätten engagieren sie sich 
in der Kinder- und Jugendarbeit. Sie schaff en es, junge 
Menschen für Kunst und Kultur zu begeistern und 
fördern das Bewusstsein für die schönen Künste. Sie 
wirken in der Gemeinde, in der Gemeinschaft mit: bei 
Seniorenveranstaltungen, Vereinen, kirchlichen und 
sozialen Einrichtungen.

Rolle der Verbände
Das kulturelle Bildungs-
programm »Kultur macht stark« 
des BMBF wird von den Verbän-
den umgesetzt – das stößt auf 
Kritik.  Seiten  und 

Kreatives Europa
Kulturpolitik wird längst nicht 
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Parteien buhlen um die Gunst
der Wähler. Was ist kultur-
politisch zu erwarten und was 
wird erwartet?  Seiten  bis 

Digitale Agenda
Sind Medien- und Meinungs-
vielfalt mit der aktuellen 
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Wahlprüfsteine 2013

Gedanken
»Die Gedanken sind frei, wer kann 
sie erraten? Sie fl iehen vorbei wie 
nächtliche Schatten. Kein Mensch 
kann sie wissen, kein Jäger erschie-
ßen mit Pulver und Blei: Die Gedan-
ken sind frei!« Um  soll dieses 
Lied zum ersten Mal auf Flugblättern 
veröff entlicht worden sein. In den 
Jahrhunderten nach seiner Veröf-
fentlichung hat dieser Gesang, teil-
weise mit textlichen Abwandlungen, 
immer für Meinungsfreiheit gestan-
den und den einzigen für die Ob-
rigkeit unüberwindlichen F reiraum 
des Menschen, seine Gedankenwelt, 
besungen. 

Jetzt steht auch dieses letzte Boll-
werk absoluter individueller Freiheit 
vor dem Fall. Natürlich hätten wir 
es wissen können, nicht nur nach 
George Orwell »« oder Ter-
ry Gilliams »Brazil«. Auch neuere 
Hollywoodproduktionen wie Steven 
Spielbergs »Minority Report«, der 
auf einer Geschichte von Philip K. 
Dick basiert, haben uns eindringlich 
gewarnt. Auch unsere Gedanken sind 
letztlich nicht mehr geheim.

Das Netz der Überwachung 
scheint immer lückenloser zu wer-
den. In diesem Sommer habe ich 
zum ersten Mal keinen Stempel 
mehr in meinen Reisepass bei der 
Einreise nach Israel erhalten. Nicht 
mehr nötig, denn die Sicherheits-
apparate der Staaten wissen längst, 
wohin ich reise, wie lange ich bleibe. 
Und sie tauschen ihre Daten welt-
weit aus, natürlich nur zu unserem 
Schutz. Aber diese perfektionier-
ten Grenzkontrollen sind nicht das 
wirkliche Problem. Das Problem 
entsteht, wenn meine Reisedaten 
mit meinen Lesegewohnheiten fein 
säuberlich nachweisbar bei Amazon, 
mit meinen Google-Suchanfragen 
und meinen Spotify-Streams in Be-
ziehung gesetzt werden. Über meine 
IP-Adresse ist mein Surfverhalten im 
Netz sowieso schon längst bekannt 
und meine E-Mails werden vollstän-
dig erfasst. Aus diesem Konglomerat 
aus persönlichen Informationen und 
meinem Nutzerverhalten im Netz 
und meinen Bewegungsprofi len im 
realen Reiseleben kann man nicht 
nur ablesen, was ich gerade tue, oder 
getan habe, man kann auch meine 
Gedanken deuten.

Drei mögliche Einwände gegen 
meine Besorgnis fallen mir selbst 
ein. Erstens: Es wird doch nicht alles 
gemacht, was möglich ist. Zweitens: 
Wer nichts Böses getan hat, braucht 
eine Überwachung nicht zu fürchten. 
Und drittens: Das ist doch nur eine 
romantische Vorstellung, dass die 
Gedanken absolut frei seien. 

Aber sind wir realistisch, es wird 
alles gemacht, was möglich ist, ob 
wir als böse oder gut gelten, ent-
scheiden wir nicht selbst, und das 
zumindest die Gedanken frei bleiben 
müssen ist der Kern unseres aufge-
klärten Gemeinwesens. Deshalb 
weiter im Lied: »Mein Wunsch und 
Begehren kann niemand verwehren, 
es bleibet dabei: Die 
Gedanken sind frei!«

Olaf Zimmermann 
ist Herausgeber 
von Politik & Kultur 

Wir müssen die Theaterkultur 
für kommende Generationen 
erhalten
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Bundestagswahl
als Weichenstellung 
Die Kultur und die Parteien
Seiten  bis 
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DER AUSBLICK 

Die nächste Politik & Kultur 
erscheint am . November .
Im Fokus der nächsten Ausgabe steht 
das Thema »Popkultur«, welches vor-
mals für diese Ausgabe angekündigt war.
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Offi  zielle Stellungnahmen des 
Deutschen Kulturrates sind als solche 
gekennzeichnet. Alle anderen Texte 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Deutschen Kulturrates wieder. 

Kultur ist heutzu-
tage ein wichtiger 
Standortfaktor

Christine Lieberknecht
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In eigener 
Sache...
Tapetenwechsel beim 
Deutschen Kulturrat

Im August bezieht der Deutsche 
Kulturrat seine neuen Räume. Bitte 
senden Sie ab . August die Post an

Deutscher Kulturrat e.V.
Mohrenstraße 
 Berlin.

Unsere Telefonnummer ändert sich
ebenfalls. Bitte wählen Sie die /
  -.

Unsere E-Mail-Adressen bleiben 
bestehen. 
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An Thüringer Theatern ist die ganze 
bunte Programmvielfalt, die das The-
aterrepertoire zu bieten hat, ganzjäh-
rig zu erleben. Von Schauspiel, über 
Opernauff ührungen, Operette, Musi-
cal, Puppenspiel bis hin zum Ballett 
reicht das umfängliche Programm 
der Thüringer Bühnen. Darüber hi-
naus ergänzt eine reichhaltige Or-
chesterlandschaft durch eine Viel-
zahl unterschiedlicher Konzerte diese 
kulturellen Angebote. In Thüringen 
sind alle Sparten des Theaters zu er-
leben, wenn auch nicht jede Sparte 
an jedem Theater vorhanden ist. In 
den letzten Jahren hat sich darüber 
hinaus eine vielfältige und teils hoch-
karätige Eventkultur entwickelt, die 
weit über unser Land hinaus vielbe-
achtete Anerkennung fi ndet. Das Wei-
marer Kunstfest und das Spiegelzelt, 
die Erfurter DomStufen-Festspiele, 
die Altenburger und Sondershäuser 
Schlossfestspiele sowie das musika-
lische Wirken rund um die Musikaka-
demie, die KulturArena Jena und das 
Gothaer Ekhof Festival seien hier nur 
beispielhaft erwähnt, ebenso wie die 
noch viel zu wenig bekannten Stel-
zenfestspiele bei Reuth. Dieses von 
Ehrenamtlichen getragene Festival 
schaff t es sogar, große Stars in den 
kleinen Ort Stelzen in Ostthüringen 
zu locken. Hochkultur und Groß-
Events brauchen keine Metropolen!

In Thüringen stehen die Leute für 
ihre Kultur am Ort ein, sie wollen kul-
turelle Angebote und sind auch bereit, 
sich selbst zu engagieren. Die Iden-

tifi kation weiter Bevölkerungskreise 
mit »ihrem« Festival, mit »ihrem« Or-
chester oder »ihrem« Theaterensem-
ble, mit dem Ensemble in ihrer Stadt 
oder in ihrer Region, ist ein Thüringer 
Phänomen, das in der historischen 
Verbindung von ländlicher Region und 
Hochkultur gewachsen und weiterhin 
lebendig ist. 

Kultur, das darf man nicht un-
terschätzen, ist heute zudem ein 
wichtiger Standortfaktor. In Thü-
ringen haben sich viele deutsche 
und internationale Unternehmen 
niedergelassen. Wir sind ein Top-

Investitionsstandort in Europa. Eine 
reiche Kulturlandschaft wie sie in 
Thüringen zu fi nden ist, mag nicht 
der entscheidende Grund für eine 

Investitionsentscheidung sein. Aber 
es kann den feinen, letzten Ausschlag 
geben, wenn alle anderen Bedingun-
gen erfüllt sind. Kultur macht den Un-
terschied!  Diese Argumente müssen in 
einer Diskussion über die Förderung 
der Theater- und Orchesterlandschaft 
berücksichtigt werden. Das Thüringer 
Kulturkonzept sieht vor, die Förderung 
der Theater und Orchester von derzeit 
rund , Millionen Euro auf rund  
Millionen Euro im Jahr  anzuhe-
ben, also um rund vier Prozent. 

Die Landesregierung hat dazu mit 
den Trägern – in der Regel die Kom-
munen – langfristige Finanzierungs-
vereinbarungen abgeschlossen. Wir 
unterscheiden dabei drei Förderstufen 
und berücksichtigen damit den über-
regionalen Wirkungsgrad, die regio-
nale Wirkung und in einem Sonderfall 
die Förderung eines Staatsballetts an 
der Theater Philharmonie Thüringen 
Gera/Altenburg. Das gibt den Theatern 
und Orchestern die dringend benötig-
te Planungssicherheit. Wenn die Thea-
ter und Orchester die Leuchttürme der 
Thüringer Kulturlandschaft sind, dann 
bildet die Breitenkultur das stabile 
Fundament, das diesen Leuchttürmen 
erst den richtigen Halt gibt. Auch hier 
ist Förderung notwendig: Was wäre 
unsere Kultur ohne die vielen Laien-
chöre und -orchester? Ohne Folklo-
re- und Volkstanzgruppen? Kulturelle 
Angebote sollen alle Menschen in un-
serem Land erreichen und alle sollen 
diese nutzen können. Der kulturelle 
Reichtum ist ein reiches Erbe, aber die 
Verantwortung, dieses Erbe zu pfl egen, 

ist für ein kleines Land wie Thüringen 
auch eine große Bürde. Das gilt noch 
vielmehr für die Kommunen, die die 
zweite tragende Säule der Thüringer 
Kulturfi nanzierung bilden. Vor allem 
die Städte und Gemeinden tragen die 
Hauptlast der Kulturausgaben. 

Trotz aller Förderung durch Land 
und Kommunen ist klar: Die für den 
Thüringer Haushalt zur Verfügung 
stehenden Mittel werden in Zukunft 
angesichts des demografi schen Wan-
dels und zurückgehender Zuweisun-
gen aus Europa und von Bundesseite 
nicht mehr, sondern deutlich weniger 
werden. Es wird also nicht einfacher 
werden, unserer Verantwortung für die 
Thüringer Kulturlandschaft gerecht zu 
werden. Die Theater in den einzelnen 
Regionen müssen sich daher selbst 
noch stärker profi lieren, um neue Pu-
blikumskreise und Einnahmequellen 
zu erschließen. Kulturgenuss ist kein 
Elitenvergnügen. Theatervorstellun-
gen lassen eine einzigartige emotio-

nale Erlebniswelt entstehen, mit deren 
Authentizität Fernsehen und Internet 
nicht mithalten können. Diese Welt 
sollte allen off en stehen, unabhängig 
vom Einkommen. Vor allem aber muss 
es gelingen, noch mehr junge Men-
schen für die Theater- und Orchester-
kultur zu begeistern. Ich bin dankbar, 
dass sich die Thüringer Theater hier 
besonders engagieren. So kann das 
Theater ein Scharnier für alle Gene-
rationen und Bevölkerungsschichten 
sein. 

Die Hoch- und die Breitenkultur 
haben unser Land in der Vergangen-
heit geprägt wie nur wenige andere 
Regionen. Kultur und Mensch, Kul-
tur und Landschaft stehen in Thürin-
gen in ihrer gegenseitigen Wirkung 
symbiotisch zueinander. Von dieser 
Erkenntnis und Vielfalt geleitet will 
die Thüringer Landesregierung auch 
künftig die Kulturpolitik in unserem 
Land gestalten und die Theater- und 
Orchesterlandschaft weiter fördern 
und erhalten.

Christine Lieberknecht ist Minister-
präsidentin von Thüringen

Kultur und Land-
schaft stehen in 
Thüringen symbiotisch 
zueinander
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Nur ein breiter 
Angebotsmix 
rechtfertigt eine 
Haushaltsabgabe

Die Stärke der »tradi-
tionellen« Medien liegt 
in der redaktionellen 
Leistung

 
 
 

Ein gefährlicher Irrweg 
ARD und ZDF sollen die gemeinsame Zuständigkeit für Phoenix und sat verlieren

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

A m . Juni dieses Jahres, 
wenige Tage vor der ARD-
Intendantensitzung am . 
Juni in Mainz, unterstri-

chen der ARD-Vorsitzende Lutz Mar-
mor, ZDF-Intendant Thomas Bellut, 
SRG-Generaldirektor Roger de Weck 
und ORF-Generaldirektor Alexander 
Wrabetz in einer gemeinsamen Presse-
mitteilung, dass die Intendanten zum 
gemeinsamen Kulturkanal sat stehen. 
Diese Pressemitteilung mutet ein we-
nig wie das berühmte Pfeifen im Walde 
an, denn bereits im April dieses Jahres 
hatte Malu Dreyer, Ministerpräsidentin 
des Landes Rheinland-Pfalz und Vor-
sitzende der Rundfunkkommission der 
Länder, von ARD und ZDF gemeinsame 
Konzepte mit Blick auf ihre künftigen 
Digital- und Spartenkanäle angemahnt.

Bei der ARD-Intendantentagung 
hat Dreyer nun, wie in verschiedenen 
Medien berichtet wird, selbst Vorschlä-
ge einer Neuordnung der Digital- und 
Spartenkanäle vorgelegt. Laut Berich-
ten sollen die derzeit sechs Digital-
programme – Eins Festival, Eins Plus, 
Tagesschau , ZDFinfo, ZDFkultur und 
ZDFneo – auf zwei reduziert werden. 
Nur Tagesschau  und ZDFneo sollen 
fortgeführt werden. 

Die gemeinsamen Spartenkanäle 
Phoenix und sat sollen getrennt wer-
den. Der ARD soll die Verantwortung 
für Phoenix und das ZDF die für sat 
behalten. Bei sat soll die Kooperati-
on mit ORF und SRG fortgeführt wer-
den. Arte, Kika und der geplante neue 
Jugendkanal sollen in gemeinsamer 

Verantwortung von ARD und ZDF be-
trieben werden. Angesagt ist also eine 
Entfl echtung der bislang gemeinsamen 
Programme Phoenix und sat. 

Die geplanten Veränderungen sind 
im Kontext der sich ändernden Medien-
welt zu sehen. Anfang August verkün-
dete der Vorsitzende des Springer-
Konzerns Matthias Döpfner den Ver-
kauf von verschiedenen Zeitschriften 
wie z.B. dem Oldtimer »HörZu« sowie 
Zeitungen wie dem »Hamburger Abend-
blatt«. Zeitschriften und Zeitungen, 
mit denen der Springer-Konzern groß 
wurde und immer noch Geld verdient. 
Döpfner sieht die Zukunft des Springer-
Konzerns off enbar in der digitalen Welt. 
Nahezu zeitgleich kaufte der Amazon 
Gründer Jeff  Bezos die traditionsreiche 
Washington Post. Verkehrte Welt?

Wie geht es weiter in der konvergen-
ten Medienwelt? Wer wird gewinnen: 
Hörfunk, Fernsehen, Zeitung, Zeit-
schrift oder Internet? Gibt es noch Platz 
und vor allem Aufmerksamkeit für alle 
genannten Verbreitungswege? 

Als vor fünf Jahren, im Frühjahr , 
heiß über den . Rundfunkänderungs-
staatsvertrag gestritten wurde, ging es 
unter anderem auch um die Frage, was 
der öff entlich-rechtliche Rundfunk im 
Internet darf und was nicht. Damalige 
Kompromisse waren unter anderem, 

dass Inhalte nur sieben Tage im Inter-
net bereitgehalten werden dürfen, es 
sei denn, es handelt sich um Inhalte 
von zeitgeschichtlicher Bedeutung. 
Depublikation statt Publikation war 
die Pfl icht in den Internetredaktionen 
öff entlich-rechtlicher Sender, wovon 
auch Eigenproduktionen wie Tages-
schaubeiträge betroff en waren und sind. 
Diese -Tage-Regelung soll nun, wenn 
es nach Ministerpräsidentin Dreyer und 
auch verschiedener Parteien geht, in 
einem neuen Rundfunkstaatsvertrag 
vernünftigerweise aufgehoben werden. 
Gegenstand eines Rundfunkänderungs-
staatsvertrags müsste aber auch die 
von Dreyer angedachte Reduzierung 
der Digitalkanäle sowie veränderte Ver-
antwortlichkeit bei sat und Phoenix 
sein, denn sie sind gesetzlich festgelegt.

Doch es geht um mehr als um Ge-
setzestechnik. Es geht um die Frage, 
welche Bedeutung die Politik, aber vor 
allem die Gesellschaft den unterschied-
lichen Medien gibt und welche Aufga-
ben gerade dem öff entlich-rechtlichen 
Rundfunk zugewiesen werden. Neben 
dem tradierten Informations-, Bildungs- 
und Unterhaltungs-, gehört auch der 
Kulturauftrag dazu. Dieser Auftrag be-
zieht sich eben nicht auf spezifi sche 
Kanäle oder Sender, sondern auf den 
öff entlich-rechtlichen Rundfunk ins-
gesamt. 

Um Akzeptanz zu fi nden, muss der 
öff entlich-rechtliche Rundfunk dort 
präsent sein, wo seine Hörer, Zuschauer 
und Leser sind. Nur ein breiter Ange-
botsmix rechtfertigt eine Haushaltsab-
gabe, die jeden Haushalt verpfl ichtet, 
mit einem Beitrag zur Finanzierung 
des öff entlich-rechtlichen Rundfunks 

beizutragen. Der öff entlich-rechtliche 
Rundfunk braucht also mehr und nicht 
weniger Verbreitungsmöglichkeiten im 
Internet, um die neuen technischen 
Möglichkeiten ausschöpfen und die 
jungen netzaffi  nen Nutzer erreichen 

zu können. Dass die Auftragnehmer des 
öff entlich-rechtlichen Rundfunks für 
die zusätzliche Verbreitung im Inter-
net adäquat entlohnt werden müssen, 
versteht sich von selbst. 

Die Stärke der »traditionellen« Medi-
en, seien es Rundfunk oder Printmedien, 
liegt in der redaktionellen Leistung. Sie 
reihen nicht Informationen aneinander, 
die nach mehr oder weniger bekann-
ten Suchalgorithmen gewichtet werden. 
Redaktionen wählen aus. Sie entschei-
den, welcher Nachricht viel und welcher 
weniger Raum gegeben wird. Sie treff en 
die Entscheidung, wer zu Wort kom-
men soll, wie lang ein Beitrag ist und 
aus wie viel Perspektiven ein Thema 
betrachtet wird. Diese redaktionelle 
Leistung ist die Chance der traditionel-
len Medienanbieter, ganz unabhängig 
vom Verbreitungsweg. Die redaktionelle 
Leistung macht eine Sendung, einen 
Sender, eine Zeitung unverwechselbar. 
Im Idealfall entsteht eine Handschrift, 
ein unverwechselbares Profi l.

Bevor Veränderungen in der Beteili-
gung von ARD oder ZDF an Sendern wie 

Phoenix oder sat vorgenommen wer-
den, gilt es zunächst zu prüfen, ob nicht 
die Zusammenarbeit von ARD und ZDF 
einen entscheidenden Beitrag zum Pro-
fi l dieser Sender leisten. Zumal auch 
kaum nachvollziehbar ist, warum ein 
Kinder- und Jugendkanal gemeinsam 
von ARD und ZDF unterhalten werden, 
Phoenix und sat aber besser getrennt 
funktionieren soll. Berichtet das ZDF 
nicht von Ereignissen, verfügt es über 
keine spannenden Dokumentationen, 
die Phoenix zugeliefert werden kön-
nen? Und ist die ARD kulturlos, dass 
sie künftig zwar nicht mehr als sat, 
dafür aber weiterhin am deutsch-
französischen Kulturkanal beteiligt 
sein soll? Bislang sehen die Vorschlä-
ge einer Neuarrondierung der Sender-
landschaft eher wie das Verschieben 
auf einem Rangierbahnhof und weniger 
nach einer Strategie für einen zukunfts- 
und entwicklungsfähigen öff entlich-
rechtlichen Rundfunk aus. 

Eine solche, von der breiten Öff ent-
lichkeit getragene Strategie ist aber 
erforderlich, um in der konvergenten 
Medienwelt den öff entlich-rechtlichen 
Rundfunk zukunftsfähig zu machen 
und seine Akzeptanz zu sichern. Ent-
fl echtung um des Entfl echtens willen 
hat sich bei der Föderalismusreform 
II im Bildungsbereich als gefährlicher 
Irrweg erwiesen. Hieraus sollte mit 
Blick auf die Neuausrichtung der Sen-
derlandschaft von ARD und ZDF gelernt 
werden. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates
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Viele Arbeitgeber 
haben sich Aus-
gleichsvereinigungen 
angeschlossen
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 Systematische Erfassung der Abgabepflicht 
Prüfungen der Rentenversicherungsträger wegen der Künstlersozialabgabe 

ALFRED NEIDERT UND 
BETTINA SEGEBRECHT

B is vor Kurzem konnte sich die 
Rentenversicherung auch im 
Kulturbereich über Anerken-

nung freuen: Seit , dem Beginn 
ihrer Prüfaktivitäten, verdreifachte sich 
die Zahl der bei der Künstlersozialkasse 
(KSK) erfassten Verwerter von . 
(Ende ) auf . (Ende ). 
Die Zahl der Ausgleichsvereinigungen 
hat sich im selben Zeitraum von  auf 
 gar vervierfacht. Neuerdings aber 

begegnet der Rentenversicherung vor 
allem Kritik. Dabei wird nicht selten – 
zu Unrecht – der Eindruck erweckt, die 
Rentenversicherung habe ihre Prüfung 
der Künstlersozialabgabe ganz einge-
stellt. So auch im Beitrag von Olaf Zim-
mermann in der Ausgabe / mit 
dem Titel »Vertrauen ist gut, Kontrolle 
ist besser«. Hintergrund: Die Nachfor-
derungen aus Prüfungen wegen der 
Künstlersozialabgabe gehen deutlich 
zurück. Geld, das der KSK anfangs dank 
der Nachforderungen bei neu erfassten 
Verwertern zusätzlich zukam – von  
bis  insgesamt mehr als  Millio-
nen Euro – fl ießt nicht mehr in bishe-
riger Höhe. Mehr Prüfungen sollen die 
Lösung sein: So wird gefordert, nicht 
nur wie bisher einen Teil der Arbeit-

geber, sondern alle Arbeitgeber wegen 
der Abgabe »fl ächendeckend« zu prüfen. 
Der Entwurf eines BUK-Neuorganisati-
onsgesetzes (BT-Drs. /) enthielt 
eine solche Erweiterung. Bäcker, Haus-
arzt, Kiosk – sie wären ebenso wegen 
einer Abgabepfl icht nach dem KSVG 
zu prüfen gewesen wie z.B. Galerien, 
Medienbetriebe, Theater und Werbe-
unternehmen, Städte und Kommunen. 

Dies ist vom Bundestag so nicht be-
schlossen worden. Auch aus Sicht der 
Rentenversicherung ist es nicht sinn-
voll, sämtliche , Millionen Arbeitge-
ber alle vier Jahre wegen der Künstler-
sozialabgabe zu kontrollieren. Denn 
allein der Umstand, dass ein Unterneh-
men Arbeitnehmer beschäftigt, besagt 
nichts darüber, ob es auch selbstständi-
ge Künstler oder Publizisten engagiert. 
Geschweige denn, dass es das »regel-
mäßig« und »nicht nur gelegentlich« 
tut. Doch eine »nicht nur gelegentliche« 
Beauftragung selbstständiger Künstler 
oder Publizisten ist Voraussetzung für 
eine Abgabepfl icht, wenn es sich nicht 
um einen typischen Verwerter wie z. B. 
einen Medienbetrieb handelt. Anhalts-
punkte dafür, dass ein Unternehmen 
abgabepfl ichtig ist, ergeben sich also 
nicht daraus, dass es Arbeitnehmer 
beschäftigt, sondern daraus, wie groß 
es ist und vor allem welchen Betriebs-
gegenstand bzw. -zweck es hat.
Hierüber gibt die Arbeitgeberdatei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund 
Auskunft. Sie verzeichnet für alle , 
Millionen Arbeitgeber u.a. den jewei-
ligen Wirtschaftsklassenschlüssel und, 
eingeteilt in fünf Kategorien, die Größe 
des Betriebs (= Anzahl der Beschäftig-
ten). Diese Datei und die Möglichkeit, 
anhand eines Gesamtdatenbestands 

gezielt möglicherweise unerkannte ab-
gabepfl ichtige Verwerter zu ermitteln, 
waren maßgebliche Gründe dafür, die 
Rentenversicherung mit der Erfassung 
zumindest derjenigen Unternehmen zu 

betrauen, die sowohl Arbeitgeber als 
auch Verwerter sind bzw. sein könnten. 
Eigens wurde im Jahr  die gesetzli-
che Befugnis der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund geschaff en, die Datei zu 
diesem Zweck zu nutzen. Das geschieht 
seither in Abstimmung mit der KSK. 
Anhand der Kriterien Wirtschaftsklas-
senschlüssel und Betriebsgröße werden 
diejenigen Arbeitgeber ausgesucht, bei 
denen anlässlich der Prüfung, der sie 
alle vier Jahre wegen der Sozialbeiträ-
ge für ihre Beschäftigten unterzogen 
werden, zusätzlich auch die Prüfung 
wegen einer Abgabepfl icht nach dem 
KSVG stattfi nden soll. 

In den Jahren  bis  wurden 
alle Arbeitgeber mit Wirtschaftsklassen 
geprüft, die auf die Zugehörigkeit des 
Betriebs zu einer Branche schließen lie-
ßen, der typische Verwerter angehören. 
Hinzu kamen sämtliche Arbeitgeber mit 
 und mehr Beschäftigten, weil hier 
eine Abgabepfl icht als Eigenwerber bzw. 
wegen der Generalunternehmerklausel 
nahe lag. Schließlich wurden anhand 
einer Kombination von Wirtschaftsklas-
se und Betriebsgröße weitere Gruppen 
von Arbeitgebern gebildet und geprüft.
Nach vier Jahren waren daher alle Ar-
beitgeber mit mehr als  Beschäftig-
ten geprüft. Dasselbe gilt für nahezu 
alle typischen Verwerter. Ca.  Prozent 
des Nachforderungsvolumens entfi el 
dabei auf die Arbeitgeber mit mehr als 

 Beschäftigten. Weitere Prüfungen, 
um unerkannt abgabepfl ichtige Arbeit-
geber aufzufi nden, können sich daher 

– wenn nicht Neugründungen vorliegen 
– nur noch auf zunächst nicht betroff e-
ne Arbeitgebergruppen beziehen. Seit 
Mitte  prüfen die Rentenversiche-
rungsträger in erster Linie kleinere Be-
triebe. Dies hat zwangsläufi g zu einem 
Rückgang der Abgabeforderungen ge-
führt. In den Fokus der aktuellen und 

künftigen Prüftätigkeit rückt daher 
vermehrt auch die Prüfung bereits als 
abgabepfl ichtig erfasster Arbeitgeber. 
In den Jahren  und  werden 
vorerst bei je . Arbeitgebern solche 
»Bestandsprüfungen« durchgeführt. Die 
Auswahl dieser Arbeitgeber erfolgt in 
Abstimmung mit der Künstlersozialkas-
se. Weitere – je rund . – Prüfun-
gen pro Jahr erfolgen schwerpunktmä-
ßig bei neugegründeten Betrieben, die 

mutmaßlich typische Verwerter sind, 
sowie bei Arbeitgebern mit bis zu  
Beschäftigten.

Sehr viele abgabepfl ichtige Arbeit-
geber haben sich einer der mittler-
weile  Ausgleichsvereinigungen 
angeschlossen. In diesen Fällen erfüllt 
die Ausgleichsvereinigung für sie die 
Pfl ichten nach dem KSVG, insbesondere 
auch die Zahlungspfl icht. Arbeitgeber, 
die solchen Ausgleichsvereinigungen 
angehören, dürfen von der Rentenver-
sicherung wegen der Künstlersozialab-
gabe nicht geprüft werden. Dazu kommt, 
dass Aufträge für künstlerische und 
publizistische Leistungen zunehmend 
an juristische Personen (z.B. GmbH) 
und nicht mehr an natürliche Perso-
nen vergeben werden. Auch dies führt 
zu einem Rückgang der Forderungen 
aus Betriebsprüfungen. Bei allen An-
strengungen der Rentenversicherung, 
zur Stärkung der Künstlersozialversi-
cherung beizutragen: Sie kann nicht 
gleichbleibend hohe Nachforderungen 
aus Prüfungen erzeugen. 

Alfred Neidert ist Stellvertretender 
Leiter der Abteilung Prüfdienst der 
Deutschen Rentenversicherung Bund. 
Bettina Segebrecht ist Leiterin des 
Bereichs Versicherung im Geschäfts-
bereich Rechts- und Fachfragen der 
Deutschen Rentenversicherung 
Bund 

Künstler sein ist nicht so schwer, Abgabe zu zahlen scheinbar sehr.

Es ist nicht sinnvoll, 
sämtliche Arbeitgeber 
fl ächendeckend zu 
prüfen

Die Nachforderungen 
aus Betriebsprüfungen 
gehen in letzter Zeit 
stark zurück

Erzählen Sie, was Ihre Tradition 
ist – was sie definiert – wie Sie 
gemeinsam aktiv sind – und was 
Ihnen dabei wichtig ist! 

Immaterielles Kulturerbe sind 
lebendige kulturelle Ausdrucks-
formen, getragen von mensch-
lichem Wissen und Können. Sie 
sind Ausdruck von Kreativität 
und Erfindergeist einer Gesell-
schaft, werden von Generation 
zu Generation weitergegeben, 
ständig neu geschaffen und an 
veränderte Umstände und Zeiten 
angepasst. 

Menschen in Gruppen und Netz-
werken mit gemeinsamen Inte-
ressen sind herzlich eingeladen 
sich mit ihrer lebendigen Alltags-
kultur, ihrem Wissen und Können 
für das neue bundesweite Ver-
zeichnis des immateriellen Kul-
turerbes zu bewerben. 

Für eine Aufnahme kommen 
ganz verschiedene Traditionen, 
Darstellungen und Wissensfor-
men in Frage. Zum immateriellen 
Kulturerbe zählen:

mündliche Traditionen und Aus-

drucksformen: z.B. Appenzeller Witz 
und Satire (Verzeichnis der Lebendi-
gen Traditionen der Schweiz)

darstellende Künste: z.B. Chorge-
sangs- und Tanztradition im Baltikum 
(Repräsentative Liste des immateriel-
len Kulturerbes der Menschheit)

gesellschaftliche Bräuche, Rituale, 

Feste: z.B. „Nebenleistung“ - Verein 
für gegenseitige Hilfeleistung bei 
Brandfällen (Verzeichnis des Immate-
riellen Kulturerbes in Österreich)

Wissen und Praktiken im Umgang 

mit der Natur und dem Universum: 
z.B. Wassergerichtshöfe in Spanien 
(Repräsentative Liste des immateriel-
len Kulturerbes der Menschheit)

Fachwissen über traditionelle Hand-

werkstechniken: z.B. Indigo-Hand-
blaudruck (Verzeichnis des Immateri-
ellen Kulturerbes in Österreich)

Durch die Erstellung eines bun-
desweiten Verzeichnisses wird 
die Öffentlichkeit auf diese For-
men des lebendigen Kulturerbes 
aufmerksam gemacht. 

Dieser Aufruf zur Bewerbung 
ist kein Wettbewerb; es ist eine 
bundesweite Bestandsaufnahme, 
welche immateriellen Schätze 
unser Land zu bieten hat.

Gruppen, Gemeinschaften und 
Einzelpersonen pflegen ganz 
unterschiedliche, vielfältige Aus-
drucksformen dieses kulturellen 
Erbes. Diese Bandbreite ist Zei-
chen des Reichtums unserer Ge-
sellschaft. 

Gesucht sind vielfältige, bunte, 
innovative Formen – durchaus 
auch solche, die überraschen 
und vor allem jene, die zur Be-

wältigung von gesellschaftlichen 
Herausforderungen beitragen 
können. Die Übernahme vormals 
fremder Kulturelemente und 
transnationale kulturelle Wech-
selwirkungen sind ebenfalls inte-
ressant.

Deutschland ist seit 2013 Ver-
tragsstaat des UNESCO-Über-
einkommens zur Erhaltung des 
immateriellen Kulturerbes, mit 
dem international seit 2003 der 
vielfältigen gelebten Kultur Auf-
merksamkeit geschenkt wird. 

Eine Aufnahme in das bundes-
weite Verzeichnis des immateri-
ellen Kulturerbes ist eine öffent-
lich sichtbare Anerkennung der 
kulturellen Ausdrucksformen und 
ihrer Träger. 

Gruppen und Gemeinschaften, 
die eine kulturelle Ausdrucks-
form praktizieren, können ihre 
Anmeldung bis zum 30. Novem-

ber 2013 in ihrem Bundesland 
einreichen. Das Formular steht 
auf der Homepage der Deutschen 
UNESCO-Kommission zur Verfü-
gung.

www.unesco.de/immaterielles-
kulturerbe.html

Die Geschäftsstelle Immaterielles Kulturerbe bei der Deutschen 
UNESCO-Kommission wird gefördert vom Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien aufgrund eines Beschlusses 
des Deutschen Bundestags.

Lebendiges Kulturerbe:  

Zeigen Sie anderen, 

was Ihnen wichtig ist! 

Jetzt bewerben für das bundesweite Verzeichnis des immateriellen Kulturerbes
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Eine der prägendsten 
Kunstbewegungen des 
. Jahrhunderts

Die Welt neu denken
Das -jährige Jubiläum des Bauhauses soll mehr werden als ein nationales Ereignis: Der Verbund »Bauhaus « setzt 
schon jetzt auf die gemeinsame Vorbereitung
STEPHAN DORGERLOH

D ie Gründung des Bauhau-
ses  markierte zweifellos 
eine Zäsur – in jeder Hin-
sicht. Selten hat eine Kunst-

bewegung und -schule, die in dieser 
Form gerade einmal  Jahre existierte, 
so tiefe Spuren in Architektur und De-
sign hinterlassen. Bis heute steht das 
Bauhaus maßgeblich für den Aufbruch 
in die Moderne und wirkt mit seinen 
Ansätzen fort. Die zentralen Fragen: 
»Wie wollen wir leben? Was brauchen 
wir für eine Umgebung? Was dient dem 
Menschen?« stehen nach wie vor. Ohne 
diese Fragen und Ansätze der neuen 
Meister um den Bauhausgründer Walter 
Gropius (-) sind die heutigen 
Entwicklungen in Architektur und De-
sign kaum nachvollziehbar. Der Einfl uss 
des Bauhauses auf die internationale 
Kunstentwicklung kann deshalb gar 
nicht hoch genug geschätzt werden.

Die Erschütterungen des Ersten 
Weltkriegs und die Umbruchsituation 
danach führten die Gründer um Wal-
ter Gropius zu einer grundsätzlichen 
Neuausrichtung. Im Manifest waren 
die zentralen Beweggründe program-
matisch festgehalten. Es ging um die 
Vision einer neuen Gemeinschaft und 
eines neuen Fundaments der Kunst. 
»Das Bauhaus erstrebt die Sammlung 
alles künstlerischen Schaffens zur 
Einheit, die Wiedervereinigung aller 
werkkünstlerischen Disziplin zu einer 
neuen Baukunst als deren unablös-
liche Bestandteile. Das letzte, wenn 
auch ferne Ziel des Bauhauses ist das 
Einheitskunstwerk – der große Bau –, 
in dem es keine Grenze gibt zwischen 
monumentaler und dekorativer Kunst«, 
heißt es dort. Bereits im Manifest wurde 
ein besonderer Wert auf eine Synthese 

der Künste unter dem Dach der Archi-
tektur und auf die enge Verbindung von 
Handwerk und Kunst gelegt. Später ging 
es Gropius insbesondere um eine neue 
Einheit von Kunst und Industrie. Diese 
einzigartige Verbindung bildet bis heu-
te das Markenzeichen der Weltmarke 
Bauhaus. So war das Bauhaus weit mehr 
als eine Architektur- und Designschule. 
Die Künstler um Walter Gropius wollten 
mit ihrem Ansatz die Welt verändern. 
Dahinter stand letztlich der Anspruch, 
ein gestalterisches Rüstzeug zu fi n-
den, das aufgrund einer universalen 
Formensprache allen verständlich wird.

Das Bauhausjubiläum  
als Chance

Das Bauhaus gilt zu Recht als eine der 
prägendsten Kunstbewegungen des 
. Jahrhunderts. Deshalb stehen wir 
vor der Herausforderung, das Jubiläum 
unter ganz verschiedenen Gesichts-
punkten zu begehen – und das nicht 
nur national, lebendig und inspirierend, 
kraftvoll und einladend, sondern auch 
international. Wenn  das -jähri-
ge Jubiläum ansteht, wird im wahrsten 
Sinn des Wortes die Welt auf das Land 
schauen, in dem das Bauhaus entstand 
und von wo aus sich die Idee verbreitete.

Denn das Bauhaus hat keineswegs 
nur in Weimar, wo es  gegründet 
wurde, in Dessau, wo es ab  bis  
seine Blüte erlebte, und Berlin, wo der 
Traum durch die Naziherrschaft  
zu Ende ging, seine Spuren hinterlas-

sen. Trotz des vergleichbar knappen 
Zeitraums setzten die Ideen ihren Sie-
geszug um die Welt fort. Ob in Brasilia 
oder Tel Aviv, Chicago oder Kalkutta 

– überall lassen sich die Ideen der Bau-
hausmeister verfolgen. Für uns bietet 
das Jubiläum die einmalige Chance, 
dieses reiche Erbe sichtbar und erleb-
bar zu machen und wenn schon nicht 
die ganze Welt, so aber doch zumindest 
Bauhaus-Interessierte aus aller Welt 
einzuladen.

Profi lierung der Bauhausstadt
Dessau im Verbund mit Weimar 
und Berlin

Einen wesentlichen Beitrag dazu soll 
der im November  in Dessau-
Roßlau von mir ins Leben gerufene 
Bauhaus-Verbund  leisten. Sechs 
Bundesländer – Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen – ver-
sammeln sich um eine gemeinsame 
Konzeption, um dem übergreifenden 
Anspruch des Bauhauses gerecht zu 
werden. Im Juli  gab es bereits das 
zweite Treff en in Weimar. Unser ge-
meinsames Ziel ist ein Jubiläum, das 
als nationales Ereignis mit internatio-
naler Ausstrahlung weltweit und ganz 
besonders in Deutschland gefeiert wird. 
»Es soll deutlich werden, dass das Bau-
haus nicht nur für Architektur und De-
signprodukte steht, sondern darüber 
hinaus den Anspruch verkörpert, die 
Welt neu zu denken«, heißt es in dem 
am . November  in Dessau-Roßlau 
unterzeichneten »Letter of intent«. Als 
ein erstes Ergebnis steht eine gemein-
same Agenda zur Vorbereitung, die 
weiter fortgeschrieben wird. Darüber 
hinaus wollen wir auch den Bund mit 
ins Boot holen und weitere Bundeslän-
der einladen, sich an der Ausgestaltung 
dieses herausragenden Ereignisses zu 
beteiligen.

Schätze zeigen und gegenwart-
bezogene Formate entwickeln

Denn das stellt eine weitere Besonder-
heit dieses Jubiläums dar: Das Bauhaus 
ist nicht nur eine Idee, die hier entstand, 
wir besitzen auch die authentischen 
Orte, vom Gründungsort des »Staat-
lichen Bauhauses« in Weimar bis hin 
zum Gropius-Archiv in Berlin. Dazu 
kommen die Originalbauten in Dessau 
mit dem von Gropius entworfenen Bau-
hausgebäude – der Ikone des Bauhau-
ses schlechthin – und den berühmten 
Meisterhäusern, dem Kornhaus oder 
dem modernen Dessauer Arbeitsamt. 
Die Siedlung Stuttgart-Weißenhof, wo 
 unter der Leitung von Ludwig Mies 
van der Rohe über ein Wohnprofi l für 
die moderne Großstadt nachgedacht 
wurde, gehört ebenso in die Reihe wie 
die Hochschule für Gestaltung in Ulm, 

die für die Wiederaufnahme des Bau-
hausgedankens in Westdeutschland 
nach  steht. Erst kürzlich sind 
die von Gropius entworfenen Fagus-
Werkhallen im niedersächsischen Al-
feld zum UNESCO-Welterbe erklärt 
worden. Alle diese Schätze sollen zum 
Jubiläumsjahr entsprechend präsentiert 
und gewürdigt werden. Schließlich sind 
jene Sammlungen zu erwähnen, deren 
herausragende Stücke gezeigt werden 
müssen, wenn wir das Jubiläum inter-
national bewerben möchten. Und die 
Sammlungen wachsen. Schenkungen 
und Nachlässe gehören erfreulicher-
weise dazu, außerdem waren zuletzt 
in begrenztem Maß Ankäufe möglich. 
Beispielhaft soll hier das einmalige 
Konvolut von Bauhaus-Fotografi en er-
wähnt werden, das die Stiftung Bauhaus 
Dessau im vergangenen Jahr aus der Fo-
tosammlung Thomas Walther erwer-
ben konnte. Solche Schätze brauchen 
geeignete Räumlichkeiten, um dieses 
Erbe auch zeigen zu können. In New 
York im MoMA, in Tokio oder jüngst 
in London waren unsere Stücke schon 
zu bestaunen. Nun geht es darum, alle 
Welt nach Dessau-Roßlau einzuladen.

Bei allem Bemühen um eine ange-
messene Präsentation geht es jedoch 
nicht darum, eine Idee allein zu musea-
lisieren. Vielmehr muss im Rahmen des 
Jubiläums deutlich werden: Die Idee 
des Bauhauses lebt – auch im . Jahr-
hundert. Die alte Frage: »Wie wollen 
wir leben?« soll vielseitig in den Mit-
telpunkt des Jubiläums gerückt wer-
den. Dazu zählt die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung – auch mit den 
Schattenseiten der Bauhausinterpreta-
tion, wenn wir an die Plattenbauten und 
manche Neubausiedlung denken. Som-
mercamps, Performances, Diskussionen 
und Debatten, Filme und Musik sind 
ebenfalls Teil einer großen kreativen 
Ideensammlung im Bauhausverbund. 
Konkret wird an einem »fliegenden 
Klassenzimmer« für Kinder gearbei-
tet, zudem ist eine Tour quer durch 
Deutschland zu den  wichtigsten 
Bauhaus-Bauten in Planung. Einen 
Reiseführer gibt es schon.

 Wege zum Jubiläum

Doch bei aller Begeisterung für das 
Anliegen brauchen wir einen langen 
Atem. Das, was wir mit der Lutherde-
kade bis zum Reformationsjubiläum 
praktizieren, kann als Blaupause für 
die Vorbereitung des Bauhausjubilä-
ums genommen werden. Wir müssen 
jetzt mit den Vorbereitungen und der 
inhaltlichen Auseinandersetzung be-
ginnen, um zum Jubiläumsjahr gerüstet 
zu sein. Deshalb ist es richtig, heute die 
Grundlagen für die neuen Ausstellungs-
räumlichkeiten zu schaff en – in Weimar, 
Berlin und Dessau-Roßlau. Zudem wol-
len wir insbesondere Dessau-Roßlau als 

Bauhausstadt profi lieren. Und wer weiß, 
vielleicht gelingt es uns, den nächsten 
»Gropius« hierher zu locken, der mit ei-
nem Museums-Neubau das Zentrum der 
Stadt belebt und zu einem neuerlichen 
Anziehungspunkt macht. Das allein 
reicht freilich nicht, wir müssen neue 
Zugänge fi nden, das Thema Bauhaus 
illustrieren, kulturell in Szene setzen 
und inhaltlich weiter denken.

Im Bauhaus-Verbund soll bereits von 
 an intensiv auf das Jubiläumsjahr 
hingearbeitet werden. Als Schwerpunkt 
ist  eine Ausstellung geplant, die an 
den drei historischen Bauhaus-Stand-
orten in Weimar, Dessau und Berlin zu 
sehen sein wird. Neben der Geschichte 
des Bauhauses und seinen innovativen 
Ideen wird sie auch die gesellschafts-
politischen Einfl üsse thematisieren, 
die auf das Bauhaus in seiner Entwick-

lung einwirkten. Mit der Einrichtung 
von Stipendien und Fellowships, einer 
Forschungsplattform im Internet und 
der Realisierung umfangreicher Digi-
talisierungsvorhaben werden wir die 
Rahmenbedingungen für eine innova-
tive Bauhausforschung schaff en.

Ab  wollen wir schließlich die 
Aktivitäten im In- und Ausland in-
tensivieren, die zum großen Jubiläum 
hinführen. Komplettiert werden die 
Vorbereitungen durch zahlreiche inter-
nationale Ausstellungsformate, so zum 
Beispiel die Tournee »Bauhaus on the 
Move«, eine mobile Installation, mit der 
im Ausland an ausgesuchten Orten eine 
aktuelle Auseinandersetzung mit dem 
Bauhaus angestoßen werden könnte.

Das Jubiläum soll aber auch will-
kommener Anlass sein, sich in Schu-
len und Jugendprojekten mit den Ideen 
des Bauhauses auseinanderzusetzen. 
Gestalterische Experimente können 
hier ein geeigneter Anknüpfungspunkt 
sein, um sich dem Bauhaus zu nähern. 
Schon heute geht das Dessauer Bau-
haus vielfach in diese Richtung, nicht 
zuletzt in der Reihe ZDF@Bauhaus. 
Allein in der kulturellen Bildung sind 
vier Projekte geplant, darunter mehrere 
Sommerschulen und eine Kinderwebsi-
te. Wenn wir die Jüngsten für die Idee 
gewinnen wollen, müssen wir nicht nur 
frühzeitig beginnen, sondern kreativ 
sein. Die Bauhausmeister haben uns 
das mit ihren vielfältigen Zugängen 
zur Kunst vorgemacht. »Bunt ist meine 
Lieblingsfarbe«, meinte schon Walter 
Gropius. Genau so stelle ich mir das 
Jubiläum vor.

Stephan Dorgerloh ist Kultusminister 
des Landes Sachsen-Anhalt

für die optimale Besetzung 
von Schlüsselpositionen in 
Ihrer Kulturinstitution.

WIR 
FINDEN
DIE 
BESTEN

www.kulturexperten.de
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 Fragen an Kristian Jarmuschek und Frank Simon-Ritz 

Kristian Jarmuschek ist Vorstandsvor-
sitzender des Bundesverbands Deut-
scher Galerien und Kunsthändler

Frank Simon-Ritz ist Vorsitzender 
des Deutschen Bibliotheksverbands 

 Stärkung des kulturellen Bewusstseins
Neu gegründete Kultur-
konferenz Sachsen-Anhalt

CHRISTIAN REINEKE

W ie ist Kultur in einem Bun-
desland zu gestalten, dem 
sinkende Bevölkerungszah-

len vorausgesagt und dessen fi nanzielle 
Rahmenmöglichkeiten zunehmend en-
ger werden? Ist es überhaupt richtig, ei-
nen kausalen Zusammenhang zwischen 
demografi schen Prognosen und Kul-
turförderung herzustellen? Und wenn 
ja, muss die Kulturförderung deshalb 
gesenkt oder nicht im Gegenteil, viel-
mehr erhöht werden? 

Seit Juli  ist es die neu ge-
gründete »Kulturkonferenz Sachsen-
Anhalt«, die insbesondere diesen 
Fragen nachgehen und als kultureller 
Dachverband den Landtag und die 
Landesregierung in allen kulturellen 
Belangen dauerhaft beraten möchte. 
Die Kulturkonferenz versteht sich als 

eine Art Folgegremium des Kulturkon-
vents, der in Sachsen-Anhalt über ein 
Jahr lang intensiv tagte und in seinem 
Anfang  vorgelegten Abschluss-
bericht explizit die Einrichtung eines 
solchen Gremiums empfi ehlt. Anders 
als der Konvent basiert die Konferenz 
jedoch auf keinem Landtagsbeschluss 
mit fest defi nierten Mitgliedern und 
zeitlich befristeter Tätigkeit, sondern 
tritt aus eigener Motivation und völlig 
autark als freiwilliger Verein kultureller 
Akteure auf. 

Natürlich will die Kulturkonferenz 
mehr als einfach nur beraten. Zunächst 
einmal möchte sie das im Konvent ent-
standene Netzwerk erhalten und dau-
erhaft mit Leben erfüllen. Schließlich 
begeisterte im Konvent gerade der 
spartenübergreifende Dialog und ver-
deutlichte einmal mehr, dass einzelne 
Kultureinrichtungen im gesellschaftli-
chen Kontext nie für sich allein stehen, 
sondern sich stets gegenseitig berei-
chern oder sogar bedingen. Beispiels-
weise wäre der Personalabbau oder die 

Schließung eines Theaters nicht nur 
verhängnisvoll für die gesamte Attrak-
tivität einer Region, sondern führte au-
tomatisch zu einem Lehrkräftemangel 
an Musikschulen, da Orchestermusiker, 
die häufi g als zweites Standbein ihrer 
Existenz Musikschulunterricht erteilen, 
einkommensbedingt fortziehen müss-
ten. Auch theaterpädagogische Tätig-
keiten könnten in Folge dessen kaum 
noch aufrecht gehalten werden. Umge-
kehrt bereichert eine solide Theaterför-
derung gleichzeitig qualitätsorientierte 
kulturelle Bildungsangebote und leistet 
so ihren Beitrag für die gesellschaftlich 
wertvolle Persönlichkeitsentwicklung 
von Kindern und Jugendlichen als urei-
gene gesellschaftliche Zukunftsaufgabe. 

In Konsequenz dessen möchte die 
Kulturkonferenz kein Konglomerat par-
tikularer Interessensvertretungen sein, 
sondern eine Stärkung des kulturellen 
Bewusstseins insgesamt erreichen. 

Es ist unmöglich, seitens der Lan-
desregierung, des Landtags und selbst 
eines beratenden Fachgremiums zu 

entscheiden, was kulturell mehr oder 
weniger relevant ist. Deshalb plädiert 
die Kulturkonferenz dafür, nicht inner-
halb der Kulturförderung Schwerpunkte 
zu setzten, sondern die Kulturförderung 
an sich zu einer gesellschaftlichen Pri-
orität zu machen. Geht es um die Zu-
kunft der Lebensqualität, der Bildung 
oder selbst der Wirtschaftskraft, nimmt 
gerade in einem kulturell bedeutsamen 
Land wie Sachsen-Anhalt die Kultur 
eine entscheidende Schlüsselfunkti-
on ein. So können Wirtschaftsunter-
nehmen hochqualifi zierte Fachkräfte 
leichter für sich gewinnen, wenn das 
unmittelbare Umfeld kulturell attraktiv 
bleibt. Kultur wird in diesem Sinne zum 
harten Wirtschaftsfaktor.

Die Kulturkonferenz möchte den 
Landtag und die Landesregierung bei 
der Umsetzung der  Empfehlungen 
des Kulturkonvents sowie der Entwick-
lung eines Landeskulturkonzepts und 
weiteren Kulturplanungen unterstüt-
zen. Gleichzeitig geht es ihr jedoch 
auch darum, sich aktiv in die Haushalts-

diskussionen einzubringen. So ist die 
Kulturkonferenz davon überzeugt, dass 
die geplante Mittelkürzung im Kultur-
haushalt des Landes der Attraktivität 
von Sachsen-Anhalt nachhaltig schadet 
und die demografi sche Situation weiter 
verschärft. Bei einer Kulturförderung, 
die deutlich weniger als ein Prozent des 
Landeshaushaltes ausmacht, sind Kür-
zungen monetär unbedeutend, stehen 
jedoch einem gesamtgesellschaftlichen 
Schaden auf fatale Weise gegenüber.

Letztlich möchte die Kulturkonfe-
renz darlegen, dass der Ausgangspunkt 
jeder wirtschaftlich prosperierenden 
Gesellschaft Kultur und Bildung ist.  Ar-
gumente gibt es dafür zu Genüge. Wer, 
wenn nicht das kulturträchtige Sach-
sen-Anhalt, könnte solch eine exem-
plarische Vorreiterrolle wahrnehmen? 

Christian Reineke ist Geschäftsführer 
des Landesverbandes der Musikschulen 
Sachsen-Anhalt e.V. und Vorsitzender 
der Kulturkonferenz Sachsen-Anhalt 
e.V. (i.G.)



Die größte kulturpolitische Her-
ausforderung der nächsten Jahre 
für den von Ihnen vertretenen Be-
reich wird sein, ...
Frank Simon-Ritz: ...deutlich zu 
machen, welche Rolle Bibliotheken 
in einer zunehmend digitalen Welt 
spielen.
Kristian Jarmuschek: ...die Arbeit an 
der Kompensation für den Verlust der 
ermäßigten Mehrwertsteuer. 



Welche Schwerpunkte möchten Sie 
in Ihrer Amtszeit setzen?
Simon-Ritz: Ich möchte dazu beitra-
gen, die öff entliche Wahrnehmung für 
Bibliotheken zu stärken.
Jarmuschek: Galerien und Kunst-
händler leisten einen wichtigen 
Beitrag für die Kulturlandschaft, das 
muss gesellschaftlich und politisch 
unterstützt werden. 



Menschen sollten sich mit kultur-
politischen Fragestellungen be-
schäftigen, weil...
Simon-Ritz: ...auch Kultur und 
Bildung nicht im luftleeren Raum 
stattfi nden, sondern angemessene 
politische und rechtliche Rahmenbe-
dingungen brauchen.
Jarmuschek: ...kulturelle Bildung 
und Diskurs wichtig für Innovationen 
und Identitätsstiftung innerhalb un-
serer Gesellschaft sind.



Mehrwertsteuer: Wort oder Un-
wort des Jahres? 
Simon-Ritz: Aus der Perspektive 
»Gleichbehandlung von gedruckten 
Büchern und E-Books«: Vorstoß des 
Jahres!
Jarmuschek: Die Gretchenfrage müss-
te lauten: Verminderter Mehrwert-
steuersatz oder nicht? Dann ist die 
Antwort natürlich verminderter Satz 
für Kunst und Kultur, sonst weiß bald 
niemand mehr, warum auch Gretchen 
diese Frage nicht beantworten konnte!



Mit welchem Staatsmann würden 
Sie sich gerne auf einen Wein tref-
fen, um über kulturpolitische An-
liegen, die Ihnen schon lange unter 
den Nägeln brennen, zu reden? 
Simon-Ritz: Mit dem Staatsminister 
Johann Wolfgang von Goethe, um mit 
ihm u.a. über die bestmögliche Orga-
nisation der Bibliotheken in Weimar 
und Jena zu philosophieren.
Jarmuschek: Aus der politischen 
Riege Deutschlands würde ich mich 
gerne mit Monika Grütters und Hans-
Joachim Otto treff en, die verstehen 
nicht nur was von Politik, sondern 
auch was von Kunst und haben die 
Menschen dahinter im Blick.



Kunst und Kultur geraten an ihre 
Grenze, wenn... 
Simon-Ritz: ...nur noch ökonomi-
sche Maßstäbe angewendet werden.
Jarmuschek: ...ihnen die Freiheiten 
und Entfaltungsmöglichkeiten ge-
nommen werden – wie es gerade in 
Ungarn passiert.



Für die Aneignung welches Kunst-
werks/Originalausgabe würden Sie 
die Grenzen des Legalen großzügig 
ausdehnen?
Simon-Ritz: Bibliotheken haben ja 
mehr mit der Zurverfügungstellung 
als mit der Aneignung zu tun.
Jarmuschek: Einen solchen Ansatz 
würde ich nur verfolgen, wenn ich 
dadurch den Diebstahl oder die Zer-
störung von Kunstwerken verhindern 
könnte!



Als Bibliothekar bzw. als Galerist 
werde ich den Moment nie verges-
sen, als... 
Simon-Ritz: ...der damalige Bun-
despräsident Horst Köhler bei der 
Wiedereröff nung der Anna Amalia 
Bibliothek am . Oktober  sagte: 
»Bibliotheken gehören auf die politi-
sche Tagesordnung!«
Jarmuschek: ...ich in einem Restau-

rant saß und am Nachbartisch über 
die Ausstellung geschwärmt wurde, 
die ich gerade in meiner Galerie zeig-
te.



Ein echter Geheimtipp als Künst-
ler/Autor ist…. 
Simon-Ritz: Ich empfehle den Blick 
in die Provinz, z.B. die thüringische. 
Da stößt man auf einen wunderba-
ren Autor wie Wulf Kirsten oder eine 
wunderbare Autorin wie Nancy Hün-
ger.
Jarmuschek: ...Carina Linge.



Welches Buch/Kunstwerk hatte 
oder hat das Zeug dazu, Ihr Leben 
zu verändern oder es zumindest 
auf den Kopf zu stellen?
Simon-Ritz: Literatur, die nicht nur 
unterhält, sondern auch berührt, hat 
immer diese (Spreng-)Kraft. Eines der 
letzten Erlebnisse dieser Art hatte ich 
mit Pascal Merciers »Nachtzug nach 
Lissabon«.
Jarmuschek: Die Fibel.



Mal ehrlich, halten sich Kunst und 
Kommerz bei Schriftstellern und 
Galeristen wirklich die Waage? 
Simon-Ritz: Bei Künstlern kann man 
doch nur bei einer sehr kleinen Zahl 
überhaupt von Kommerz sprechen.
Jarmuschek: Die Kunst des Galeris-
ten ist, Kunst zu verkaufen! 



Wie lange benötigen Sie, um die 
Ihnen vorgestellte Werke in be-
währter Aschenputtel-Manier – die 
guten ins Töpfchen, die schlechten 
ins Kröpfchen – zu sortieren?
Simon-Ritz: Das zielt wohl eher auf 
den Galeristen.
Jarmuschek: Als Kunsthistoriker 
habe ich mir früher nur die Kunstwer-
ke angeschaut, heute als Galerist ist 
mir vor allem die Persönlichkeit der 
Künstler wichtig. Es klingt vielleicht 
etwas hart, aber wenn im Atelier vor 

einem Kunstwerk die Sätze mit: »Ei-
gentlich wollte ich…« beginnen, ist 
meist schon alles klar.



Wir alle verstecken liebevoll so 
manche musikalische Jugendsünde, 
wie eine alte Platte der Münchener 
Freiheit oder eine CD der Kelly 
Family. Welches besondere litera-
rische oder bildnerische Sammler-
stück wird in Ihrem Zuhause liebe-
voll abgestaubt, statt in den Müll 
zu wandern?
Simon-Ritz: Eine solche Lektüre-
Jugendsünde sind vielleicht die 
Modesty-Blaise-Krimis von Peter 

O’Donnell. Manche Sünden begeht 
man immer wieder…
Jarmuschek: …zählt tanzen in der 
Disko auch dazu?



Verbandsarbeit gilt gemeinhin als 
wenig sexy. Warum haben Sie sich 
entschlossen, Ihr Amt anzutreten? 
Simon-Ritz: Wenig sexy? Ich fi nde, 
es fl iegen einem die Herzen zu, wenn 
man sich nicht nur für das persönli-
che Wohl und Wehe interessiert.
Jarmuschek: Ich habe Freude am 
Gelingen, außerdem wurde ich ja ge-
wählt. Außerdem reicht es mir persön-
lich nicht, nur über Dinge zu reden...

BUNDESVERBAND DEUTSCHER GALERIEN 
UND KUNSTHÄNDLER E.V.

Der Verband ist ein Zusammenschluss 
von Galeristen, Editeuren und Kunst-
händlern, die hauptberuflich und 
überwiegend mit bildender und/oder 
angewandter Kunst des . bis . Jahr-
hunderts hand eln. Ziel des BVDG ist 
es, die kulturpolitischen und wirt-

schaftlichen Interessen der Galeristen, 
Kunsthändler und Editeure gegenüber 
Politik, Medien und Öff entlichkeit zu 
vertreten. Mit rund  Mitgliedern ist 
der BVDG der größte Galeristenver-
band weltweit.

DEUTSCHER BIBLIOTHEKSVERBAND E.V.

Der Deutsche Bibliotheksverband 
e.V. (dbv) setzt sich seit über  Jah-
ren für Bibliotheken in Deutschland 
ein. Der Verband hat bundesweit 
über . Mitgliedsbibliotheken. 
Sein Anliegen ist es, die Wirkung von 
Bibliotheken in Kultur und Bildung 

sichtbar zu machen und ihre Rolle in 
der Gesellschaft zu stärken. Bibliothe-
ken sind die am stärksten genutzten 
Kultur- und Bildungseinrichtungen in 
Deutschland. Sie sind Orte des freien 
Zugangs zu Informationen und Wis-
sen. 
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Die Preisvergabe 
wurde immer 
wieder kritisiert

Zwischen Kommerz 
und Kultur

Ein Preis für Lizenzen?
Für eine neue Vergabepraxis des Deutschen Jugendliteraturpreises

Ein Appell für den Deut-
schen Jugendliteraturpreis

HEIKE BRANDT

I n Deutschland werden Jahr für Jahr 
immer mehr Bücher für Kinder- 
und Jugendliche produziert und 

verkauft ( mehr als  Titel) – 
dabei wird eine Fülle von Büchern auf 
den Markt geworfen, die mit Literatur 
wenig zu tun haben, aber gute Umsätze 
und damit Geld in die Kassen bringen.

 Ein Grund für diese Massenproduk-
tion ist der »Pisa-Schock« – seitdem 
werden vermehrt staatliche und private 
(Stiftungs-) Gelder für Leseförderung 
ausgegeben bzw. entsprechende Bü-
cher produziert. Lesen an sich wird zur 
Qualität erklärt – um die Frage, was 
Kindern eigentlich vermittelt wird bzw. 
werden könnte/sollte, geht es dabei lei-
der höchst selten. An der massenhaften 
Produktion von Kinder- und Jugendbü-
chern sind aber nicht nur die Verlage 
beteiligt, sondern u.a. auch die deutsch-
sprachigen Autoren, die den Verlagen 
für diesen Massenmarkt zuarbeiten, die 
sich aus »Marketinggründen« zu einem 
englischen Pseudonym oder zu Auf-
tragsarbeiten für Serien, »Lesefutter«, 
Erstlesetexte, Jungs- und Mädchenbü-
chern (wie in den Fünfzigerjahren) etc. 
gezwungen fühlen und genau damit 
zu der beklagten Fülle beitragen, die 
der Literatur keine Chance lässt, we-
der bei den Buchhändlern noch bei den 
Käufern – sie fi nden sie einfach nicht. 
Natürlich sind an diesem Prozess Über-
setzer gleichermaßen beteiligt.

Es geht also letztlich um den Konfl ikt 
zwischen Kommerz und Kultur, wobei 
es überhaupt nicht darauf ankommt, ob 
ein Buch übersetzt wurde oder original 
deutschsprachig ist. Dass Verlage lie-
ber auf bereits »fertige«, auf dem Markt 
bewährte, von der Kritik abgesegnete 
Titel zurückgreifen, liegt nicht an der 
Ausrichtung des Deutschen Jugendli-
teraturpreises (DJLP), sondern an der 
Marktorientierung der Verlage. Nicht 
umsonst gibt es die sogenannte »Misch-
kalkulation« – schwierig verkäufl iche 
(also eher »anspruchsvolle«) Titel, egal, 
ob übersetzt oder nicht, sollen von 
marktgängiger Massenware getragen 
werden. Was ja eigentlich heißt, jeder 
Autor, der hierzulande ein anspruchs-
volles Buch veröff entlichen will, müsste 
gleichzeitig Groschenromane schrei-
ben, wenn er oder sie vom Schreiben 
existieren will – das gilt ebenfalls für 
Übersetzer. Und das liegt nicht an ir-
gendwelchen Staatspreisen, sondern an 
der »Freiheit« des Marktes – also an un-
serem Wirtschaftssystem. Der Deutsche 
Jugendliteraturpreis ist kein Preis für 
die Förderung von Autoren, sondern ein 
Preis, der auf herausragende (Welt-)Li-
teratur für Kinder und Jugendliche auf-
merksam machen soll und somit eine 
wichtige Orientierungshilfe ist. Dass die 
Jury mitunter Entscheidungen triff t, mit 
denen viele nicht einverstanden sind, 
liegt in der Natur der Sache – neben 
allgemein gültigen gibt es auch per-

sönliche, zeitgeistabhängige, politische, 
eben jeweils juryspezifi sche Kriterien 
für die Bewertung von Literatur. Dass 
aber übersetzte Autoren eine größere 
Chance haben, den Preis zu bekommen, 
ist eine Fehleinschätzung oder auch 
eine Unterstellung. Zur Erinnerung: In 
die Auswahl kommen alle Titel, die von 
außen eingereicht werden (pro Jahr ca. 
 bis ). Wenn die eingereichten ori-
ginal deutschen Titel nicht nominiert 
werden, keinen Preis bekom-
men, dann heißt das nichts 
weiter, als dass sie nicht den 
Qualitätsvorstellungen der 
Jury-Mitglieder entsprechen.  

Zu behaupten,  Jahre 
nach Stiftung des DJLP sei 
die damals sicher notwendig 
gewesene Öff nung anderen 
Kulturen gegenüber nicht 
mehr nötig,  weil längst an-
dere Verhältnisse herrschten, 
geht vollkommen an der Re-
alität vorbei. Was hat sich seit 
 so grundlegend 

geändert, dass ein Blick 
nach außen, dass Völkerver-
ständigung nicht mehr nö-
tig sein sollten? Gibt es in 
Deutschland keinen Rassis-
mus, keinen Antisemitismus, 
keine Nationalismen mehr?  

In der original deutsch-
sprachigen Kinder- und 
Jugendliteratur findet die 
Multikulturalität unserer 
Gesellschaft noch immer 
relativ selten und gerne pla-
kativ statt. Wenn Migranten 
vorkommen, haben sie ent-
weder Probleme oder sie sind 
ein Problem. Nicht-deutsche 
Namen oder Begriff e werden 
oft falsch geschrieben, so-
zusagen eingedeutscht. Die 
deutschsprachige Kinder- und 
Jugendliteratur spiegelt nur 
einen bestimmten Teil un-
serer Gesellschaft, ist somit 
auf eine bestimmte Weise 
beschränkt und beschränkt 
damit den Horizont der le-
senden Kinder. Refl exionen 
über das Eigene (»kulturelle 
Identität«) werden nicht nur 
durch die Spiegelung des Ei-
genen, sondern wesentlich 
auch durch die Auseinandersetzung 
mit dem Anderen, Unbekannten, dem 
»Fremden« gefördert – also durch Li-
teratur aus anderen Sprachen, ande-
ren Kulturen.  Wenn die Behauptung 
stimmte, ein Text habe nur in seiner 
Muttersprache »ursprüngliche Dichte 
und Authentizität«, gäbe es keine Li-
teratur, die Menschen auf der ganzen 
Welt gleichermaßen berührte. Über-
setzung und Original sind nicht zwei 
unterschiedliche literarische Formen, 
sondern ein und dasselbe. 

Heike Brandt ist Übersetzerin und 
Autorin sowie Vertreterin des VdÜ/
Bundessparte Übersetzer im VS in 
ver.di im Arbeitskreis für Jugend-
literatur

INFOSPALTEPRO & CONTRA
Streitfall Deutscher 
Jugendliteraturpreis
Zwei Autoren befassen sich mit der Frage, ob die Vergabekriterien des 
Deutschen Jugendliteraturpreises überarbeitet werden sollen oder nicht. 
Nein, sagt Heike Brandt. Auf jeden Fall, meint Wolfgang Bittner

in den Sparten Kinderbuch und Ju-
gendbuch bei  Nominierungen nur 
ein einziger deutschsprachiger Autor 
den Preis, nominiert wurden lediglich 
acht Originalausgaben.
 veröff entliche dann der Verleger 
Dr. Otfried Wolfrum eine statistische 
Auswertung mit dem Ergebnis: »Eine 
für den DJLP vorgeschlagene Überset-
zung hat es -mal leichter eine Nomi-
nierung zu erzielen als ein Originalti-
tel und -mal leichter einen Preis zu 
erhalten.« Das liegt unter anderem da-
ran, dass alle eingereichten Bücher im 
Vorjahr erschienen sein müssen und 
übersetzte Bücher in ihren Heimat-
ländern bereits einen längeren Vorlauf 
haben. Deutschsprachige Autoren ha-
ben also nur selten eine Chance, ihren 
Staatspreis zu erhalten; sie gehen aber 
auch in anderen Ländern leer aus, weil 
die dortigen Staatspreise den inländi-
schen Autoren vorbehalten sind.

Eine Initiative der Kreativen und 
die Gegenreaktionen

Im April  hat sich eine »Initiative 
deutschsprachiger Kinder- und 
JugendbuchautorInnen und -Il-
lustratorInnen« gegründet, die 
sich für eine Besinnung auf die 
in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz geschriebene Kin-
der- und Jugendliteratur einsetzt. 
Mehr als  Kreative haben ei-
nen off enen Brief an das Famili-
enministerium unterschrieben 
und eine Änderung der Richtli-
nien für den DJLP dahingehend 
gefordert, dass künftig für die 
Bewertung durch Kritiker- und 
Jugendjury nur noch deutsch-
sprachige Originalwerke in den 
Sparten Bilderbuch, Kinderbuch, 
Jugendbuch und Sachbuch zuge-
lassen werden, die in ihrer Erst-
ausgabe in einem in Deutsch-
land ansässigen Verlag heraus-
gebracht wurden, sowie Werke 
deutscher Urheber aus anderen 
deutschsprachigen Ländern. 
Übersetzungen sollen separat 
in einer fünften eigenen Sparte 
prämiert werden.

Gegen diese Initiative, die 
sachliche und überzeugende Ar-
gumente anführt, fi ndet seither 
eine unglaubliche, ihre Mitglie-
der diskriminierende Kampagne 
statt. Von »Unverschämtheit« ist 
die  Rede, von der »Unfähigkeit 
der Mehrheit deutscher Auto-
ren«, auch von Deutschtümelei 
und Nationalismus. In einem 
Kommentar auf ein Interview in 
der Zeitschrift Buchreport  von 
Antje Wagner, einer der Spre-
cherinnen der Initiative,  heißt 
es: »…Mir ekelt vor allem >Deut-
schen<!! Halte es mit Deniz Yü-
cel von der TAZ: >Der baldige 
Abgang der Deutschen aber ist 
Völkersterben von seiner schöns-
ten Seite<.« Das Ministerium 

verhält sich abwiegelnd, und eine Ver-
treterin des Verbandes deutscher Über-
setzer versteigt sich zu der Behauptung: 
»Übersetzung und Original sind nicht 
zwei unterschiedliche literarische For-
men, sondern ein und dasselbe.« Sie 
plädiert, ebenso wie die Vertreter des 

AKJ, für ein »weltoff enes Deutschland«, 
als seien nicht ohnehin »alle wichtigen 
Titel der Welt übersetzt im Buchhandel 
zu haben« – so der Verleger Dr. Wolfrum, 

der des Weiteren darauf hinweist, dass 
gerade die Lizenzausgaben von den Ver-
lagen besonders beworben und bevor-
zugt für den DJLP eigereicht werden.

Internationale Reputation des 
Preises

Gern wird in den Gegenreden die gro-
ße Reputation hervorgehoben, die der 
DJLP weltweit genieße. Dass auf der 
Auswahlliste auch schon mal ein anti-
emanzipatorisches »Biss-Buch« (es geht 

um Vampire und Werwölfe) der ameri-
kanischen Mormonin und Bestseller-
autorin Stephenie Meyer stand, wird 
gefl issentlich übergangen. Und auch 
die Hintergründe von Preisvergaben 
bleiben im Dunkeln.
So erhielt zum Beispiel  die US-
amerikanische Autorin Paula Fox für 
ihr Buch »Ein Bild von Ivan« den DJLP 
in der Sparte Kinderbuch. Der Titel war 
im Jahr zuvor im Boje Verlag erschie-
nen (Verlagsleitung: Ulrich Störiko-
Blume), übersetzt von Brigitte Jakobeit. 
Die Erstveröff entlichung lag bereits  
Jahre zurück, und das Buch hatte zu-
vor in den USA einige Aufmerksamkeit 
erhalten. Im Dezember  wurde es 
dann mit dem von der Wochenzeitung 
Die Zeit und Radio Bremen vergebe-
nen Jugendliteraturpreis »Luchs« aus-
gezeichnet, natürlich auch sehr positiv 
und umfangreich in der »Zeit« gewür-
digt. In der Jury für den »Luchs« saß der 
für die Kinder- und Jugendbuchseite bei 
der »Zeit« zuständige Redakteur Konrad 
Heidkamp, der Ehemann von Brigitte 
Jakobeit, und zum Arbeitskreis für Kin-
der- und Jugendliteratur in München 
hatte der Verlagsleiter Störiko-Blume 
zeitweise sehr enge Verbindungen.

Es geht nun nicht um den »Luchs«, 
die »Zeit«, Radio Bremen oder ein-
zelne Personen, erst recht nicht um 
eine grundsätzliche Infragestellung 
des Deutschen Jugendliteraturprei-
ses. Vielmehr geht es um einen Anstoß 
zum Nachdenken über die Unanfecht-
barkeit des DJLP, seine Internationalität 
und viel beschworene Reputation und 
das Zustandekommen von Preisver-
gaben wie auch über den Alleinvertre-
tungsanspruch des AKJ für die Kinder- 
und Jugendliteratur in Deutschland 

– dies nur vorsorglich, damit die Dis-
kussion nicht in eine falsche Richtung 
gedrängt wird.

Die Befürworter der Internationa-
lität des Preises schreiben selber kei-
ne Bücher. Vielmehr beschäftigen sie 
sich auf die eine oder andere Weise 
mit Büchern und mit dem Literatur-
betrieb oder sie profi tieren davon. Es 
sind die sogenannten Sekundären wie 
Vermarkter, Organisatoren, Journalis-
ten, Literaturwissenschaftler, Juroren 
und so weiter, auch Leser. Gern fahren 
sie in Delegationen zu Kongressen des 
Internationalen Kuratoriums für das 
Jugendbuch (IBBY, mit Sitz in Basel) 
nach Kapstadt, Macao, Neu-Delhi, To-
kio oder Rio de Janeiro. Viele von ihnen 
haben off enbar nicht begriff en, dass es 
Schriftsteller gibt, die – unter anderem 
um Niveau und Ästhetik bemüht – vom 
Schreiben der Kinder- und Jugendlite-
ratur leben, und die damit die deutsche 
Kultur mitgestalten und prägen.

Wolfgang Bittner ist Jurist und Schrift-
steller. Zuletzt erschien von ihm der 
Roman »Hellers allmähliche Heim-
kehr« ()

Die »Momo«, Preisstatue des 
Deutschen Jugendliteraturpreises 
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Die Befürworter 
schreiben selber 
keine Bücher

WOLFGANG BITTNER

B ereits am .. stand 
in der FAZ, der Preis sei 
eine »Zweckentfremdung 
von Bundesmitteln, die der 

Förderung der deutschen Jugend-
literatur dienen sollten«. Gemeint 
war der Deutsche Jugendliteratur-
preis (DJLP), der einzige Staats-
preis in Deutschland für Literatur. 
Er wird vom Ministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
finanziert und jährlich während 
der Frankfurter Buchmesse verge-
ben. Die Organisation liegt bei ei-
nem Arbeitskreis für Kinder- und 
Jugendliteratur (AKJ), der jährlich 
vom Ministerium mit etwa einer 
halben Million Euro subventioniert 
wird. Davon werden etwa . 
Euro für den Preis zur Verfügung 
gestellt, wovon . Euro an die 
Preisträger gehen, und zwar je . 
Euro in den Sparten Bilderbuch, 
Kinderbuch, Jugendbuch und Sach-
buch; mit . Euro wird zusätz-
lich ein Gesamtwerk ausgezeichnet 

und außerdem gibt es einen mit 
. Euro dotierten Preis einer Ju-
gendjury.

Kritik an der Preisvergabe

In der Vergangenheit wurde die Pra-
xis der Preisvergabe immer wieder 
kritisiert, denn in einigen Jahren 
stand kaum ein deutsches Buch auf 
der Auswahlliste, die mittlerweile 
 Titel umfasst.  fand in der 
Akademie Remscheid eine von mir 
mitorganisierte Tagung unter dem 
Motto »Deutsche Kinder- und Ju-
gendliteratur chancenlos im German 
open?« statt und auch renommierte 
Kinderbuchautoren äußerten sich 
kritisch. Von  bis  erhielt 
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Die Demokratie ist 
auf soziales Kapital 
angewiesen

Das Verhältnis von 
Staat und Verbänden 
steht heute unter 
Veränderungsdruck

Neues Selbstverständnis 
Sind Verbände heute noch 
zeitgemäß?

RUPERT GRAF STRACHWITZ

V erbändedemokratie und Kor-
poratismus galten jahrzehn-
telang als »Markenzeichen« 
der Gesellschaft in Deutsch-

land. In den letzten Jahren ist dies von 
mehreren Seiten in die Kritik geraten. 
Gehörten die traditionellen Zusam-
menschlüsse interessengeleiteter 
Organisationen früher zu den Mitge-
staltern und Machtzentren öff entli-
chen Handelns, gelten sie heute nicht 
selten einerseits als Relikte einer zu 
Ende gegangenen Zeit, als Blockierer 
des gesellschaftlichen Wandels oder 
als intransparente Machtgefüge von 
Funktionseliten ohne hinreichende 
Legitimationsbasis, während sie ande-
rerseits von Entscheidungsträgern als 
Dienstleister in Anspruch genommen, 
nur als Helfer bei der Durchsetzung 
staatlicher Maßnahmen geschätzt und 
bei der Entscheidungsvorbereitung nur 
formal als Gesprächspartner betrach-
tet werden. 

Diese Verbände könnten unterein-
ander kaum verschiedener sein. Wäh-
rend sich beispielsweise der größte 
Wohlfahrtsverband, der Deutsche Ca-
ritasverband mit seinen angeschlosse-
nen Regional- und Fachverbänden, als 
größter nicht-staatlicher Arbeitgeber 
Europas mit fast . Mitarbei-
tern in erster Linie als Dienstleister, in 
zweiter aber auch als Anwalt der von 
ihm betreuten benachteiligten Per-
sonengruppen versteht, sieht sich der 
Deutsche Gewerkschaftsbund als Inte-
ressenvertreter seiner Mitglieder und, 
insbesondere angesichts sinkender 
Mitgliederzahlen, der Arbeitnehmer 
insgesamt. Der Deutsche Olympische 
Sportbund vertritt dagegen eher ein 
Abstraktum, den Sport als solchen. Mit 
 Millionen Mitgliedern im Rücken 
wirbt er für den gesellschaftlichen 
Stellenwert des Sports und sorgt dafür, 

dass dieser bei der Verteilung öff ent-
licher Mittel gut berücksichtigt wird. 
Die, die mit Verbänden umzugehen 
haben, sind sich ebenso wenig einig. 
So standen dem Bundesfamilienmi-
nisterium bei der Einführung des Bun-
desfreiwilligendienstes die Beschäf-
tigten im früheren Bundesamt für den 
Zivildienst und den Zivildienstschulen 
näher; die Verbände wurden aus dem 
Durchführungskonzept weitgehend 
ausgegrenzt. Fast gleichzeitig hat das 
Bundesforschungsministerium zur 

Umgehung des Kooperationsverbots 
des Bundes mit den Kommunen eine 
komplizierte Regelung zur Vertei-
lung der Bundesmittel für kulturelle 
Bildung ersonnen, wonach die ein-
schlägigen Bundesverbände sich um 
Bundesmittel bewerben müssen, die 
sie dann an lokale Bündnisse verteilen. 
Die Verbände unterscheiden sich 
auch in ihrer finanziellen Ausstat-
tung. Während einige, insbesondere 
im Bereich der Wirtschaft, dank re-

gelmäßiger üppiger Beitragszahlun-
gen ihrer Mitglieder unabhängig und 
ausgesprochen wohlhabend sind und 
jederzeit in Projekte oder Kampagnen 
investieren können, sind andere arm 
und haben sich notgedrungen in eine 
Abhängigkeit vom Staat begeben. Eine 
dritte Gruppe hat zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zahlreiche Vertragsbezie-
hungen mit Sozialversicherungsträ-
gern und Behörden, ohne die sie ihre 
umfangreichen Verpfl ichtungen ge-
genüber den ihnen Anvertrauten und 
gegenüber Mitarbeitern niemals erfül-
len könnten; dies macht sie erpress-
bar, wenn sie gleichzeitig themenan-
waltschaftlich aktiv werden wollen. 
In jüngster Zeit werden die Verbände 
darüber hinaus fast durchweg als Ak-
teure der Zivilgesellschaft angespro-
chen, was vielen recht ist, anderen 
aber gar nicht gefällt. Dabei wird hier 
nochmals mit zweierlei Maß gemes-
sen: Während bei Wirtschaftsverbän-
den ebenso wie Gewerkschaften die 
Vertretung von Partikularinteressen 
unter dem Stichwort »Tarifautonomie« 
als verfassungsrechtlich legitimiert, ja 
geradezu geheiligt gilt, wird anderen 
gerade das als demokratieunverträg-
lich angekreidet. 

Es gibt also gar nicht den Verband als 
relativ einheitlich aufgestellten Part-
ner anderer Akteure in der Erarbeitung 
von Lösungen für einzelne Sachfragen, 
sondern völlig unterschiedliche Or-
ganisationen, die diesen Begriff  auf 
sich anwenden und unterschiedlich 
einfl ussreich sind und Macht ausüben. 
Es ist schon deshalb notwendig, sich 
mit ihrer Rolle in einer modernen Ge-
sellschaft, ihrem Verhältnis zu anderen 
gesellschaftlichen Akteuren und an-
deren Aspekten ihrer Tätigkeit konti-

nuierlich, öff entlich und kritisch aus-
einanderzusetzen. Vor fast  Jahren 
hat der Soziologe Wolfgang Streeck in 
einer kritischen Analyse den Aufstieg 
der Verbände mit der Krise von Staat 
und Markt in Verbindung gebracht und 
ihnen angesichts der »Dysfunktionen 
staatlich-bürokratischer Regulierun-
gen« eine Vermittlungsfunktion zwi-
schen Staat und Markt zugewiesen. In 
einem solchen, als neo-korporatistisch 
bezeichneten System bilden sie ein 
Element der Stabilität und schützen 
es vor wechselnden politischen Moden. 
Steeck weist allerdings zugleich auf 
die Gefahr hin, dass organisierte Par-
tikularinteressen zu (selbst ernannten) 
Agenten öff entlicher Interessen wer-
den können. In der Tat siegen in der 
öff entlichen Debatte die Argumente 
starker Interessenten meist über die 
der von ihrem Handeln Betroff enen 
und die unvoreingenommener Exper-
ten. Durch diese politische Stärke, an 
deren Erhalt ihnen naturgemäß gele-
gen ist, geraten die Verbände aber in 
die Situation, Verhandlungsergebnisse 
verteidigen zu müssen und werden so-
mit, keineswegs immer zu Unrecht, als 
Agenten des Partners, etwa des Staates, 
gesehen. Vielfach ist dies inzwischen 
das etablierte Arrangement, das die 
Mitglieder vollends entfremden kann, 
wenn dieser auch noch wirtschaftlich 
von Zuwendungen des Partners ab-
hängig ist. Kommt, wie in Deutschland 
leider nicht unüblich, eine herablas-
sende Attitüde des sich jeweils stärker 
fühlenden Partners gegenüber dem 
vermeintlich schwächeren hinzu, ist 
die Zwickmühle, jedenfalls für die 
wirtschaftlich schwächeren Verbände, 
darunter die im kulturellen Bereich, 
komplett. Die Bevorzugung, etwa bei 
Anhörungen, Einladungen zu Stellung-
nahmen oder Gesprächsangeboten 
kann diese im System angelegte schie-
fe Ebene nicht begradigen. Dies aber 
wäre erforderlich, um das Vertrauen 
von Mitgliedern und Öff entlichkeit zu-
rückzugewinnen, das sie unter dem 
Generalverdacht der Systemkonfor-
mität gerade bei jüngeren, aktiveren, 
am gesellschaftlichen Wandel inter-
essierten Akteuren eingebüßt haben.

Eine verantwortlich handelnde Po-
litik sollte daher kein Interesse daran 
haben, sich die Verbände mehr oder 
weniger subtil zu unterwerfen, schon 
gar nicht, sie gefügig zu machen, son-
dern sie umgekehrt in ihrer Unabhän-
gigkeit stärken. Ohne Zweifel können 
Verbände dank der Kreativität, den 
Erfahrungen und dem Sachverstand 
ihrer Mitglieder in hervorragender 
Weise Lösungsvorschläge für aktuel-
le Herausforderungen erarbeiten, dies 
aber nur, wenn sie off ene Diskursforen 
darstellen und nicht ihr Heil nur darin 
sehen, verbandspolitische Ziele durch-
zusetzen, die überdies oft genug den 
Funktionären wichtiger erscheinen als 
den Mitgliedern. 

Inwieweit sich dabei Verhandlun-
gen über Kontraktverhältnisse einer-
seits und Rahmenbedingungen an-
dererseits und schließlich auch die 
engagierte Teilnahme an gesamtge-
sellschaftlichen Diskursen miteinan-
der »vertragen«, ist nicht ausgemacht, 
sondern muss im Einzelfall sorgsam 
durchdacht werden und zieht gele-
gentlich Umorganisation oder sogar 
Verzicht auf das eine oder andere nach 
sich. Verzichten müssen Verbände im 
Übrigen angesichts der Umwälzungen 
der letzten Jahrzehnte auf Alleinver-
tretungsansprüche; sie müssen sich in 
einer pluralistischen Zivilgesellschaft 
durch ihre Sachaussagen immer wieder 
neu bewähren.  

Rupert Graf Strachwitz leitet das 
Maecenata Institut für Philanthropie 
und Zivilgesellschaft an der Humboldt 
Universität zu Berlin

Schließen sich Jüngere heute noch in Verbänden zusammen?

 Verbände und Staat
Ein sich wandelndes Verhältnis im Spannungsfeld von 
autonomen Gestaltungsansprüchen und Dienstleistung
ANSGAR KLEIN

I m Bereich der kulturellen Bildung 
fi ndet derzeit, ausgelöst durch das 
Programm »Kultur macht stark. 

Bündnisse für Bildung« des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung, 
eine Diskussion über die Rolle von 
Verbänden statt. Sollten, so die Kritiker 
auf einer Tagung der Bundesvereini-
gung Kulturelle Kinder- und Jugend-
bildung, die zur Verfügung gestellten 
Mittel nicht besser den Kommunen zur 
Verfügung gestellt werden? Verlieren 
Verbände nicht ihr kritisches Potenzial, 

wenn sie solche Projekte übernehmen? 
Werden Sie nicht durch Mitwirkung an 
Programmen des Bundes immer mehr 
zu Dienstleistern? Diese Fragen sind 
Anlass dafür, sich mit dem wandelnden 
Verhältnis von Staat und Zivilgesell-
schaft auseinanderzusetzen.

Die Grundlagen des Verhältnisses 
von Staat und Verbänden schienen lan-
ge Zeit geklärt: Verbände sind Akteure 
der organisierten Zivilgesellschaft, die 
ihre Mitglieder entlang gemeinsamer 
Anliegen, Interessen und Werte gewin-
nen. Handelt es sich um Dachverbände, 
so sind diese als eine Art »Verein der 
Vereine« Koordinationszentren ihrer 
Mitgliedsorganisationen, die ihnen 
bei der Durchsetzung ihrer Ziele und 
Anliegen Unterstützung geben. Die 
Entscheidungsprozesse in Verbänden 
sind – entsprechend der Vorgaben des 
Vereinsrechts – nach demokratischen 
Prinzipien organisiert. Mit dem Ge-
meinnützigkeitsrecht hat der Staat ein 
Instrument geschaff en, um die Vereine 
bei der autonomen Verfolgung von als 
»gemeinnützig« gekennzeichneten Zwe-
cken steuerrechtlich zu privilegieren. 
Mit dem Zuwendungsrecht unterstützt 
der Staat die Aktivitäten der Verbände. 
In einigen Bereichen hat er wesentliche 
Aufgaben nach dem Subsidiaritätsprin-
zip den Verbänden übertragen und stat-
tet sie mit den erforderlichen Ressour-
cen dafür aus. In besonderem Maße gilt 
dies etwa für die Wohlfahrtsverbände im 
Bereich der sozialen Dienste.

Das Verhältnis von Staat und Verbän-
den steht freilich schon seit einiger Zeit 
unter erheblichem Veränderungsdruck: 
Die Aufgaben der Verbände werden zu-
nehmend als zu erbringende Dienstleis-
tungen defi niert und die Vergabe von 
Mitteln marktförmig über Preis-Leis-
tungs-Relationen gestaltet. Zuwendung 
wird so zum Dienstleistungsauftrag und 
das Gemeinnützigkeitsrecht wird so ge-
deutet, dass der Verfolg gemeinnütziger 
Zwecke v.a. als Staatsentlastung, d.h. 
als Übernahme von im Grunde staatlich 
zu erbringenden Zwecken verstanden 
wird. Die Folgen einer solchen Ent-
wicklung sind deutlich erkennbar. Der 
praktische Verfolg der verbandlichen 
Zwecke wird immer stärker orientiert 
an staatlichen Vorgaben und Ausdeu-
tungen. Die Autonomie der Verbände 
bei der Umsetzung ihrer (gemeinnützi-
gen) Zwecke wird massiv eingeschränkt. 
Komplementär kommt es zu einer in 
der Forschung immer deutlicher kriti-
sierten Ökonomisierung des »Dritten 
Sektors«, d.h. zu einer v.a. an betriebs-
wirtschaftlichen Kriterien orientierten 
Organisation der Leistungserbringung. 
Diese Entwicklung macht die Skepsis 
der Kritiker nachvollziehbar, die mit 
jeder weiteren Verbändemitwirkung an 

Bundesprogrammen eine Vertiefung 
der Dienstleistungsorientierung, Öko-
nomisierung und Staatsabhängigkeit 
befürchten. 

Weder Staat noch Markt können 
jedoch  auf die Funktionen der Zivil-
gesellschaft verzichten. In der aktu-
ellen Diskussion steht die Funktion 
der Zivilgesellschaft als Koproduzent 
sozialer Leistungen im Zentrum. Doch 
dürfen andere zivilgesellschaftliche 
Funktionen nicht übersehen werden: 
In sozialer Hinsicht leistet Zivilgesell-
schaft wesentliche Beiträge zur sozialen 
Integration. In der wissenschaftlichen 
Diskussion über das »soziale Kapital« 
der Gesellschaft wird mit Recht vor 
allem die Brücken bauende Funktion 
des Sozialkapitals hervorgehoben, die 
der Separierung und Ausgrenzung wie 
auch den Stereotypen und Feindbildern 
entgegenwirkt, die die Zivilität auch 
der demokratischen Gesellschaft be-
drohen. Zivilgesellschaft ist aber auch 
ein bedeutender Ort der politischen So-
zialisation. Aus der Perspektive der Zi-
vilgesellschaft ist Politik nicht nur eine 
Angelegenheit der gewählten Repräsen-
tanten und der Parteien – der Gestal-
tungs- und Partizipationsanspruch der 
Zivilgesellschaft ist ein Wärmestrom, 
auf den die repräsentative Demokra-
tie angewiesen ist. Zivilgesellschaft ist 
zudem Kontroll- und Frühwarnsystem, 
öff entlicher Resonanzverstärker und 
Artikulator gesellschaftlicher Prob-
lemlagen. 

Diese politischen Funktionen der Zi-
vilgesellschaft werden durch das advo-
katorische Eintreten für die Interessen 
marginalisierter und sozial schwacher 
Gruppen sowie den sogenannten »Pu-
blic interest-Lobbyismus« ergänzt. En-
gagement, Selbstermächtigung, Frei-
willigkeit und Selbstorganisation ge-
hören – ganz im Sinne des Staats- und 
Verfassungsrechtlers Ernst-Wolfgang 
Böckenförde – zu den Voraussetzungen, 
auf denen der demokratische Rechts- 
und Verfassungsstaat basiert, ohne sie 
aber mit den eigenen Mitteln herstellen 
und reproduzieren zu können. Gera-
de auch im kommunalen Raum gilt es 
daher, die Rolle zivilgesellschaftlicher 
Akteure zu stärken. 

Die gestaltende und autonome Rolle 
der Verbände als zivilgesellschaftliche 
Akteure bei der wertgebundenen Um-
setzung der eigenen Zwecke kann nicht 
durch einen Rückzug aus staatlichen 
Förderprogrammen bewahrt oder zu-
rückgewonnen werden. Die praktische 
Stärkung einer zivilgesellschaftlichen 
Handlungslogik erfordert vielmehr eine 
aktive und energische Neubestimmung 
des Verhältnisses von Staat und Verbän-
den und seiner rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Diese Diskussion muss mit 
dem Ziel der Stärkung der Zivilgesell-
schaft auch in Europa geführt werden. 

Die erforderliche Neuaushandlung von 
Aufgabenwahrnehmung und Rahmen-
bedingungen benötigt – jenseits der 
etablierten Formen korporatistischer 
Interessenarrangements – einen trans-
parenten und partizipativ gestalteten 
Diskurs der Zivilgesellschaft mit Staat 
und Wirtschaft auf Augenhöhe über die 
Aufgaben zivilgesellschaftlicher Ord-
nungspolitik eines »ermöglichenden« 
Staates. 

Ansgar Klein ist Geschäftsführer des 
Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches 
Engagement (BBE)
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Es gibt gar nicht 
»den« Verband als 
relativ einheitlich 
aufgestellten Partner
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Der kritisch-konstruk-
tive Dialog über die 
»Bündnisse für 
Bildung« muss 
fortgesetzt werden

Bündnisse für Bildung – ein Programm mit Diskussionspotenzial
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Offenheit als Basis
Zum Mehrwert der Zusammenarbeit mit Verbänden 

HILDEGARD BOCKHORST

D as vom Bundesbildungsminis-
terium (BMBF) initiierte För-
derprogramm »Kultur macht 

stark. Bündnisse für Bildung« provo-
zierte die Diskussion um ein gelingen-
des, kooperatives Zusammenspiel von 
Staat und Verbänden. Kritik an unzu-
reichender beziehungsweise direktiver 
Programmkooperation mit den Verbän-
den sowie fehlender Abstimmung mit 
Ländern und Kommunen richtet sich 
an das BMBF. Kritische Fragen müssen 
sich aber auch die  Bundesverbände 
und -initiativen anhören, die als aus-
gewählte Programmpartner »Kultur 
macht stark« umsetzen: Lassen sie 
sich zu staatlichen Erfüllungsgehilfen, 
zu Dienstleistungsagenturen öff entli-
cher Förderer degradieren? Verlieren 
sie ihre Kritik- und Einspruchsfähigkeit 
als verbandliche Organisationen und 
ihr gesellschaftspolitisches Wächter-
amt als intermediäre Instanz? 

Ich fi nde es nachvollziehbar, dass 
sowohl das Agieren des Staates als auch 
die Rolle der Verbände hinterfragt wer-
den. Sich der Kritik zu stellen und mit 
ihr auseinanderzusetzen, ist grund-
sätzlich bedeutsam für die Klärung 
der unterschiedlichen Akteursrollen, 
für eine bessere kooperative Ausge-
staltung kultureller Bildungspolitik 
und vor allem für eine nachhaltige 
und qualitätsvolle Umsetzung dieses 
Förderprogramms. 

Vor diesem Hintergrund nutze ich 
gerne das Angebot des Deutschen Kul-
turrates, die Prinzipien verbandlichen 
Handelns der Bundesvereinigung kul-
turelle Kinder- und Jugendbildung e.V. 
(BKJ) darzustellen und sie anhand der 
BKJ-Akteursrollen im Zusammenhang 
mit »Kultur macht stark« exemplarisch 
zu beleuchten. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
sich die BKJ in zwei verschiedenen Rol-
len involviert sieht: Zum einen ist sie 
bundeszentraler Dachverband von  
Mitgliedsorganisationen, von denen 
 eigenverantwortliche Programm-
partner im Förderprogramm »Kultur 
macht stark« sind; zum anderen ist sie 
als bundeszentraler Fachverband selbst 
eigenständiger Programmpartner in der 
Umsetzung ihres Konzeptes »Künste 
öff nen Welten. Leidenschaftlich ler-
nen mit Kultureller Bildung«. Diese 
Doppelrolle hat auf der operativen 

Handlungsebene wie folgt Gewicht: 
Als Dachverband sieht sich die BKJ 
insbesondere verantwortlich, ihr struk-
turelles Potenzial für Information und 
Beratung von Programminteressenten 
(auch Nichtmitglieder) zu nutzen, um 
so Zugänge zum Programm zu eröff -
nen und von Anfang an zur Vernetzung 
von kultur-, bildungs- und sozialräum-
lichen Partnern auf allen Ebenen von 
Kommune, Land und Bund beizutragen. 
Noch vor Programmstart werden mit 
den Mitgliedsorganisationen Quali-
tätsmaßstäbe zur Herausforderung 
»Kulturelle Teilhabe und Bildungsge-
rechtigkeit durch Kulturelle Bildung« 
entwickelt und den Akteuren im Feld 
zur Verfügung gestellt (vgl. Qualitäts-
rahmen »Künste bilden Persönlichkei-
ten«). Für die Zusammenarbeit der  
BMBF-Programmpartner, die zugleich 
Mitglieder der BKJ sind, wird eine 
»Ständige Konferenz-Kultur macht 
stark« eingerichtet, die auf Antrag 
auch BMBF-Programmpartnern ohne 
BKJ-Mitgliedsstatus off en steht. Der 
Know-how-Transfer, die fachliche Wei-
terentwicklung des Programms und die 
Vernetzung aller BMBF-Programm-
partner wird mit Fachforen, Workshops 
etc. unterstützt. Strategisch wird mit 
Ländern und Kommunen sowie Mit-
gliedern der »Allianz für Bildung« der 
Austausch zum Programm gesucht, 

mit dem Deutschen Kulturrat und dem 
Deutschen Städtetag eine Informa-
tions- und Kommunikationsstrategie 
abgestimmt und in den Bundesländern 
die Einrichtung von Kontakt- und 
Servicestellen für das Programm un-
terstützt. In Niedersachsen, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein haben 
diese nunmehr ihre Arbeit aufgenom-
men.

Ihre Rolle als Programmpartner von 
»Künste öff nen Welten« gestaltet die 
BKJ u. a. dadurch, dass sie von Beginn 
an eine intensive Kommunikation mit 
dem BMBF gesucht hat, um die Erfah-

rungen aus der Praxis und die Bedarfs-
lagen der Bündnispartner zu vermitteln 
und um Vorschläge zur Optimierung 
der Rahmenbedingungen und für eine 
chancenreiche Programmumsetzung 
einzubringen. Mit sozialraumorientier-
ten Bildungspartnern wie beispielswei-
se der AWO oder dem Internationalen 
Bund steht sie in engem Kontakt, mo-
tiviert zur Partnerschaft im Programm 
und unterstützt die Kommunikation 
des Konzepts »Künste öff nen Welten« 
in deren Einrichtungen und Bündnis-
strukturen vor Ort. Für die Qualität und 
Legitimation ihrer Förderentscheidun-
gen über die in Aussicht gestellten  
Millionen Euro beruft der BKJ-Vorstand 
ein Auswahlgremium, das zur Hälfte 
mit Nichtmitgliedern besetzt ist und 
die Kompetenz kommunaler und sozi-
alräumlicher Bildungspartner einbindet. 
Für die Programmbegleitung wird die 
Öff entlichkeitsarbeit erweitert; eine 
Website und ein Rundschreiben unter-
stützen gezielt die BKJ-Bündnispartner 
in der Qualitätsentwicklung.

Anhand dieser Punkte lässt sich 
nachvollziehen, welchen Mehrwert 
Fachverbände mit ihren Anregungs- 
und Unterstützungssystemen sowie 
ihren reflexiven und partizipativen 
Strukturen bieten:

• Sie sichern den Erfahrungsaustausch, 
die Verbreitung von Fachwissen, die 
Umsetzung modellartig entwickelter 
Ansätze. Sie liefern so einen Beitrag 
zur Sicherung und Steigerung der 
Fachlichkeit. Dies ist das professions-
bezogene Argument für den Nutzen 
von Verbänden.

• Sie erreichen mit ihren Konzepten 
über ihre Mitglieder und Partner 
die lokale Ebene bundesweit. Die 
lokalen Mitglieder und Partner von 
Fachverbänden wiederum stehen für 
eine enge Vernetzung mit den kom-
munalen Gebietskörperschaften und 
öff entlichen Einrichtungen, aber auch 
mit freien Trägern oder Wirtschafts-
unternehmen vor Ort. Lokale, regio-
nale und Bundes-Ebene befi nden sich 
in kontinuierlichem Dialog. Diese 
Feldverankerung und Mehrdimensi-
onalität ist das strukturelle Argument 
für die Kooperation mit Verbänden. 

• Sie bündeln und artikulieren Erfah-
rungen mit vorhandenen Rahmen-
bedingungen und entwickeln Vor-
schläge zu deren Optimierung. Dies 
ist das fachpolitische Argument für 

die Zusammenarbeit mit Verbänden.
• Sie erkennen frühzeitig Probleme, die 

den Zielen und der Umsetzung von 
Teilhabe- und Chancengerechtigkeit 
entgegenstehen und machen sie zum 
Thema. Dies ist das gesellschaftspo-
litische Nutzenargument.

• Sie fungieren als Vermittlungsins-
tanz zwischen öff entlicher Seite und 
der Praxis vor Ort. Sie nehmen poli-
tischen Einfl uss auf der Basis ihres 
Bezuges zur Praxis und verbessern so 
die Qualität der politischen Entschei-
dungen. Dies ist das demokratie-the-
oretische Nutzenargument bezogen 
auf die Gewährleistung von Qualität.

• Sie verbreiten und begründen sinn-
volle politische Entscheidungen auf 
lokaler, Länder- und Bundesebene 
und sorgen so für eine Fachdebatte 
und daraus folgend für eine größere 
Akzeptanz kultureller Bildung. Dies 
ist das zweite demokratie-theoreti-
sche Argument zur Antwort darauf, 
wozu es Zusammenschlüsse von Ein-
richtungen und Fachkräften braucht.

• Sie sorgen mit ihrer auf Dauer gestell-
ten Arbeit für Kontinuität und Nach-
haltigkeit. Dies ist im Interesse der 
Kinder und Jugendlichen, aber auch 
im Interesse der sinnvollen Veraus-
gabung öff entlicher Mittel.
Wichtig bei einer Bilanz von Ver-

bandspolitik und -nutzen scheint mir 
für die BKJ vor allem Folgendes: Im 
Dachverband wurden Chancen der 
Persönlichkeitsbildung schon früh in 
Abhängigkeit zu Teilhabegerechtigkeit 
defi niert. D. h., selbst wenn die Mitglie-
derunterstützung und die Struktursi-
cherung von Orten und Angeboten der 
kulturellen Bildung zu den verbandli-
chen Kernaufgaben der BKJ zählen, so 
haben jugendkultur- und bildungspo-
litische Verbandsentscheidungen zual-
lererst der Frage standzuhalten, ob sie 
mehr Kindern und Jugendlichen den 
Zugang zu Kunst und kultureller Bil-
dung eröff nen und ein Breitenangebot 
sicherstellen, welches für jedes Kind 
und jeden Jugendlichen kreative, eigen-
verantwortliche, selbstwertstärkende 
Lerngelegenheiten bereit hält und so-
zialökonomische bzw. sozialkulturelle 
Auslesemechanismen durchbricht. 

Wie Verbände ihr gesellschaftskri-
tisches und demokratisches Potenzial 
entfalten können, wird nicht zuletzt 
von der Kooperationsbereitschaft bei-
der Seiten bestimmt sein und davon 

abhängen, ob die öff entlichen Förde-
rer den Eigensinn, die Diff erenz und 
die Pluralität ihrer Programmpartner 
wertschätzen und off en sind für einen 
gesellschaftskritischen und partner-
schaftlichen Diskurs über die gemein-
sam zu gestaltende Verantwortung für 
kulturelle Bildung. 

Das gemeinsame Agieren von Staat 
und Zivilgesellschaft kann sich in der 
weiteren Umsetzung des Programms 
»Kultur macht stark. Bündnisse für Bil-
dung« und in der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit des BMBF mit seinen 
 Programmpartnern beweisen. Für 
die BKJ ist es dabei von entscheiden-
der politischer Bedeutung, dass die 
Subsidiarität (vgl. §  Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz) gewahrt wird und die 
Kompetenzen der öff entlichen Förderer 
ebenso zum Tragen kommen, wie die 
fachliche Qualität, die Professionalität 
und Verlässlichkeit der Strukturen aller 
Programmpartner. Es liegt in unserer 
gemeinsamen Verantwortung, dieses 
Verhältnis so auszugestalten, dass der 
Eindruck, die BKJ und die anderen Pro-
grammpartner seien Erfüllungsgehilfen 
einer staatlichen Initiative gar nicht 
erst entstehen kann. 

Die Partner sind als kompetente und 
demokratisch legitimierte Sachwalter 
des Rechts auf Bildung und Kultur für 
alle angetreten und haben mit ihren 
Programmen eine verantwortungsvolle 
Rolle für die Umsetzung dieses Rechts 
in der Praxis übernommen. Dieses 
Engagement sollte vom BMBF durch 
Hinweis auf seine starken Partner und 
die Tragfähigkeit der breiten Schultern 
zivilgesellschaftlicher Kräfte auch in 
der öff entlichen Darstellung des Pro-
gramms als bildungspolitischer Meilen-
stein für die kulturelle Bildung gewür-
digt werden. Die BKJ als Dachverband 
der kulturellen Bildung ist überzeugt 
davon, dass der kritisch-konstruktive 
Dialog über die Potenziale der »Bünd-
nisse für Bildung« partnerschaftlich 
weitergeführt werden muss, damit die 
Ziele des Programms nicht nur quan-
titativ erreicht werden, sondern das 
Programm auch im Hinblick auf die 
fachliche Qualität erfolgreich umge-
setzt werden kann. 

Hildegard Bockhorst ist Geschäfts-
führerin der Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugend-
bildung e.V.
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Wess’ Brot ich ess, dess’ 
Lied ich sing?
Zum Programm »Kultur 
macht stark«

DOROTHEA KOLLAND

K ultur macht stark«: Dieser 
deklamatorische Fanfaren-
stoß, den die millionenschwe-
re Kampagne des Bundes-

ministeriums f ür Bildung und For-
schung verkündet, gilt auf jeden Fall 
für die großen Kulturverbände, die 
ihn mitkomponiert haben, und für das 

federführende Bundesministerium 
(praktisch im Bundestagswahljahr). 
Ob das Geld, das zwischen  und 
 zusätzlich für kulturelle Bildung 
ausgegeben werden wird, auch, wie ver-
heißen, Kinder und Jugendliche stark 
macht, wird zu beobachten sein. 

Um es von vornherein klarzustellen: 
Viel Geld für kulturelle Bildung auszu-
geben, ist gut angelegtes Geld – seit Jah-
ren fordern diejenigen, die in verschie-
denen Arbeitsfeldern in unterschied-
lichsten Strukturen kulturelle Bildung 
und ästhetische Erziehung voranzu-
bringen und zu verankern suchen, eine 
hinreichende Basisfi nanzierung für ihre 
meist auf unsicherem Projektgrund an-
gesiedelte Arbeit. Im Übrigen sind die 
 Millionen gar nicht so viel, wenn 
man bedenkt, dass die Kommunen al-
lein für ihre Bibliotheken wesentlich 
mehr Geld aufbringen müssen, um 
den Bestand zu halten. Und dennoch 
überkommt mich ein Gefühl der Wut 
über die vermutlich wirkungslosen Mil-
lionen. Es können an dieser Stelle nur 
einige wenige kritikwürdige Aspekte der 
Kampagne angesprochen werden; an-
dere ebenso wichtige wie der an (sport-
licher) Leistung und Selbstoptimierung 
orientierte Begriff  von kultureller Bil-
dung, das Fehlen von Qualitätskriterien 
wie auch das Umschiff en des Umgangs 
mit Kunst als notwendigem Kraft- und 
Kreativitätszentrum von Kulturarbeit 
müssen in einem anderen Kontext 
problematisiert werden. Hier soll es 
vor allem um strukturelle Kernfragen 
des Programms gehen.

»Kultur macht stark« wird in die-
sem Programm richtigerweise in den 
Kontext von Teilhabegerechtigkeit und 

Chancengleichheit gestellt, um insbe-
sondere bildungsbenachteiligte Kinder 
und Jugendliche zu erreichen: »… Kul-
turelle Bildung in die Breite zu tragen 

– genau zu den Kindern, die bislang am 
weitesten von ihr entfernt sind«. Doch 
die Umsetzungsstrategie lässt – nach 
dem Scheitern des »Bildungs- und Teil-
habe-Pakets« – gleichfalls Probleme 
prognostizieren. Viele Jahre des Be-
mühens in einem sozialen Brennpunkt 
Deutschlands haben mich gelehrt, dass 

– von zu vernachlässigenden Ausnah-
men abgesehen – die Schule dank ihrer 
gesetzlichen Pfl ichtigkeit die einzige 
verlässliche Institution ist, die wirklich 
allen Kindern zugänglich ist und damit 
auch der Dreh- und Angelpunkt einer 
Verankerung von kultureller Bildung 
und ästhetischer Erziehung – mit hof-
fentlich sehr vielen Außenstationen.

»Kultur macht stark« versteht sich 
ausdrücklich als Programm außer-
schulischer Bildung, so heißt denn 
auch das Förderprogramm »Richtlinie 
zur Förderung von außerschulischen 
Maßnahmen«. Dem Ministerium ist die 
Ausgrenzung von Schule bewusst, denn 
verschämt heißt es in einer Fußnote 
eben dieser »Richtlinie«: »Der Begriff  
>außerschulische Bildungsmaßnah-
men< umfasst auch Maßnahmen au-
ßerschulischer Akteure, die an Schulen 
außerhalb des Unterrichts durchgeführt 
werden.« Wer die immensen Schwierig-
keiten kennt, die bislang ein Angebot 
im freiwilligen Bereich durch Freie Trä-
ger an Ganztagsschulen mehr oder we-
niger verhindert hat, kann die Viertel-
herzigkeit dieses »Angebots zur Güte« 
beurteilen. Dabei wäre nichts nötiger 
als eine Stärkung und Intensivierung 
kultureller Bildung in und um Schu-
le, wie der Integration beobachtende 
Sachverständigenrat in seiner neuesten 
Studie darlegt. 

Was passiert in der Realität? Die 
»Kulturfächer« werden weiter vernach-
lässigt bzw. abgebaut!

Natürlich sind die verfassungsrecht-
lichen Probleme, die zu dieser Schein-
lösung führten, bekannt. Das »Koope-
rationsverbot« zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen von  ließ deshalb 
den Schleichweg der Verbände fi nden, 
die – zumindest wenn sie überregio-
nal organisiert sind – gefördert werden 
dürfen. An dieser Konstruktion haben 
die großen Dach-Kulturverbände um-
fassend mitgewirkt. Zukunftsträchti-
ge, Stabilität schaff ende Strukturbil-
dung wurde nicht in den Fokus des 
Programms genommen, weder vom 
Bundesministerium noch von den 
Verbänden. Die lokalen »Bündnisse für 
Bildung«, die bei jeder Förderung einer 
Einzelmaßnahme nachgewiesen wer-

den müssen, könnten ein interessanter 
Weg zu notwendigen Netzwerkbildun-
gen und Kompetenzbündelungen sein, 
wenn sie nicht – wie jetzt bei den vielen 
kleinen Maßnahmen – ein notwendiger 
bürokratischer Schritt, mit drei Unter-
schriften zu erledigen wären, sondern 
verbindlicher gedacht würden. 

Und das Wichtigste: Es fehlt ein 
entscheidender Partner, die Kommu-
nen. Der »Austragungsort« kultureller 
Bildung, der Lebensraum der Kinder 
und Jugendlichen, ist – wiederum dank 
»Kooperationsverbot« – außen vor ge-
lassen, in seinen Potenzialen, aber 
auch in seiner Verantwortung. Musste 
die kommunale Jugendkulturarbeit in 
den letzten Jahren bis zur Verleugnung 
abgebaut werden, darf sie nun an dem 
neuen Programm nicht teilhaben – aber 
die Armut darf die Kommune weiter 
verwalten.

Es konnten hier nur einige Schlag-
lichter auf Geburtsfehler eines gutge-
meinten Programms geworfen wer-
den. Diese sind aber so ernsthaft, dass 
»Kultur macht stark« auf den öff ent-
lichen Prüfstand muss. Noch lohnen 
sich Korrekturen, die Umsetzung hat 
ja gerade erst angefangen. Aber: die 
Fach-Kulturverbände, insbesondere der 
Deutsche Kulturrat und die BKJ, sind so 
intensiv mit dem Programm verstrickt 
und haben daran teil, dass sie sich in 
ihrer Kritikfähigkeit als gesellschaft-
liche »Dritte Kraft« beschädigt haben: 
»Wess’ Brot ich ess’, dess’ Lied ich sing«. 
Überbürokratisierung, Schematismus, 
Mangel an Experimentierbereitschaft 
und Innovationskraft, fehlende Pers-
pektivsetzungen, Überschätzung der 
Potenziale kultureller Bildung, soziale 
Ausgrenzungen und Armut zu über-
winden, dürftiges Einbeziehen der 
Kunstinstitionen, Außerachtlassen 
der Kommunen und ihrer Verantwor-
tungsstrukturen sind gewichtige Ein-
wände. Am gravierendsten: das Einkni-
cken vor dem Kooperationsverbot. Hier 
ist nicht verbandliche Schlitzohrigkeit 
gefragt, sondern klares Bekenntnis zu 
Vernunft, wie sie etwa Edelgard Bul-
mahn mit ihrem Ganztagsschulpro-
gramm zeigte. Eine Rücknahme dieser 
so vieles hemmenden Regelung kann 
nur politisch, auf parlamentarischem 
Weg durchgesetzt werden. Zukunfts-
trächtig ist nicht freundliches harmo-
nisches Einverständnis mit der Minis-
terialverwaltung, sondern hier muss 
der Deutsche Kulturrat – im Bündnis 
mit vielen anderen Lobbyverbänden des 
Bildungsbereichs – seine ja durchaus 
vorhandenen Krallen zeigen.

Dorothea Kolland war bis Mitte  
Leiterin des Kulturamtes Neukölln

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

„Hat Deutschland eine musikalische Identität?“, fragten sich 
die Studierenden des Instituts LernRadio der Karlsruher Mu-
sikhochschule für die von ihnen organisierte Ausgabe von 
„taktlos“, dem Musikmagazin der neuen musikzeitung und BR-
Klassik. Gäste der Sendung am 2. Mai im Karlsruher Schloss 
Gottesaue waren der Musikethnologe Julio Mendivil, der Musi-
ker David Saam, der Musikredakteur Matthias Kugler und Alex-
ander Endreß von der Popakademie Mannheim.

Deutschland, wie klingst du?
Das Musikmagazin taktlos live aus Karlsruhe

Ein musikalisches Hörspiel, in dem alle Ereignisse, Geräusche 
und Stimmungen allein durch die menschliche Stimme erzeugt 
werden – diese Einmaligkeit haben der Komponist Gordon 
Kampe und die Librettistin Gabriele Adams gemeinsam für 
das und mit dem SWR Vokalensemble Stuttgart geschaffen: 
„Die Drei Reisen des Sindbad“ haben im April Hunderte von 
Kindern in die ferne Welt aus 1001 Nacht entführt, auf nmzme-
dia.de können Sie dieses besondere Klangerlebnis nun auch 
selbst erfahren.

Die Drei Reisen Sindbads
Kinderkonzert des SWR Vokalensembles Stuttgart

Meisterkurs Dirigieren
mit Peter Eötvös in Luzern
Vor Charles Ives’ 4. Sinfonie sind schon etliche Diri-
genten zurückgewichen – zu komplex sei das Noten-
material, zu unübersichtlich die rhythmischen Her-
ausforderungen für eine Aufführung. Der Ungar Peter 
Eötvös widmete diesem Werk nun einen kompletten Meis- 
terkurs, an dessen Ende als besonderes Highlight für einige der      

  Teilnehmer das Co-Dirigat dieses Werkes im 
Rahmen des  Lucerne Festival in der 

berühmten Lucerne 
Concert Hall war. Die 
Reportage in voller 
Länge auf nmzmedia.
de.

Die »Kulturfächer« 
werden weiter 
vernachlässigt bzw. 
abgebaut

Kontraproduktiv? Stärkung der außerschulischen kulturellen Bildung bei gleichzeitiger Vernachlässigung der Kulturfächer
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Europa eine Seele geben?
Eine halbwegs funktionierende europäische Zivilgesellschaft wäre ja auch schon etwas

ANDREAS KÄMPF

Z ugegeben, warm ums Herz wird es 
einem nicht so schnell, wenn man 
an die Europäische Union, ihre Ins-

titutionen und Repräsentanten denkt. Die 
Kommission, eine weitgehend undurch-
sichtige Großbehörde, die offi  ziellen Er-
klärungen, staubtrocken und byzantinisch, 
zudem verfasst in einem halbtoten Büro-
kraten-Englisch. Da kann man schon mal 
auf die Idee kommen, dass ein bisschen 
Seele dem Ganzen nicht schaden würde. 
Die Initiative »Europa eine Seele geben« 
versucht dieses seit einiger Zeit. Es soll 
eine Brücke geschlagen werden zwischen 
den europäischen Institutionen und der 
Zivilgesellschaft. Zweifellos haben wir es 

hier mit einem ehrenvollen Unterfangen 
zu tun, wenngleich es sich doch fragt, wozu 
dieses Europa eine Seele braucht. Und, vor 
allem, ob man die so einfach implantieren 
kann, wie der Name der Initiative nahelegt. 

In den einschlägigen Kommentaren 
herrscht weitgehend Übereinstimmung, 
dass die europäische Wirtschaftskrise 
deutlich gemacht hat, wer in der Europä-
ischen Union das Sagen hat: Nicht der Prä-
sident der Kommission, nicht das Europäi-
sche Parlament, sondern die Nationalstaa-
ten. Zwischen den Nationalstaaten wurde 
ausgehandelt wie und mit welchen Mitteln 
der Krise zu begegnen sei. Manuel Bar-
roso und die EU-Parlamentarier blieben 
weitgehend stumme Statisten. Zugleich 
hat diese Krise aber auch gezeigt, dass 
diese Europäische Union nicht einfach 
wieder von der Bildfl äche verschwinden 
wird, wenn es schwierig wird. Das heißt, 
die EU wird weiter bestehen und sie wird 
sich auch weiter entwickeln, aber es wer-
den die Nationalstaaten sein, die in der 
Aushandlung ihrer jeweiligen Interessen 
auf absehbare Zeit den Kurs der EU festle-
gen. Ob man das nun gut oder weniger gut 
fi ndet, ändert nichts am Sachverhalt und 
es gilt natürlich für die Wirtschaftspolitik 
ebenso wie für die Kulturpolitik.

Deutsche Kulturpolitik ist mit der 
europäischen Politik untrennbar 
verbunden

Der Sprecherrat des Deutschen Kultur-
rates hat in seiner Sitzung am . Juni 
nicht weniger als vier Stellungnahmen 
diskutiert und verabschiedet. In einer 
ging es um die EU-Richtlinie zu Verwer-
tungsgesellschaften und in einer zweiten 
um ein »Grünbuch« der EU-Kommission 
über »Die Vorbereitung auf die vollstän-

dige Konvergenz der audiovisuellen Welt: 
Wachstum, Schöpfung und Werte«. Das 
heißt, bei der Hälfte der verabschiedeten 
Stellungnahmen ging es um deutsche Kul-
turpolitik im Kontext der europäischen 
Kulturpolitik. Und dies war kein Einzel-
fall. Vor einiger Zeit stand der ermäßigte 
Mehrwertsteuersatz beim Verkauf von 
Kunstgütern auf der Tagesordnung des 
Sprecherrates. In aller Kürze ging es dar-
um, dass die EU-Kommission die deutsche 
Regierung aufgefordert hatte, aus wett-
bewerbsrechtlichen Gründen den ermä-
ßigten durch den vollen Steuersatz beim 
Verkauf von Kunstgütern zu ersetzen. Der 
Sprecherrat diskutierte dieses Problem 
eingehend und ein Vorschlag bestand 
darin, die Bundesregierung aufzufordern, 

vor dem Europäischen Gerichtshof Klage 
gegen die Anordnung der Kommission zu 
erheben. Als Mittel der Argumentation 
sollte die »UNESCO-Konvention zur kul-
turellen Vielfalt« dienen, die das Recht 
auf nationale Kulturpolitik enthält. Am 
Ende wurde das Problem dadurch gelöst, 
dass man zwar den Mehrwertsteuersatz 
erhöhte, aber durch andere Maßnahmen 
für die betroff enen Kunsthändler die Fol-
gen dieser Verschlechterung etwas abfe-
derte. Orientiert hat man sich bei dieser 
Lösung an einem Modell, das in Frankreich 
off enbar erfolgreich praktiziert wurde. Das 
heißt: Wir haben einen gesellschaftlichen 
Bereich auf nationaler Ebene, bei dem eine 
nationale Regierung aus Gründen der in-
direkten Kulturförderung eine Regelung 
getroff en hat. Die nationale Regierung 
muss diese Regelung verändern, da eine 
europäische Institution, die Kommission, 
sie dazu auff ordert. Eine Handlungsoption 
für die nationale Regierung wäre die Klage 
vor einem Europäischen Gerichtshof unter 
Bezugnahme auf ein weltweites Kulturab-
kommen gewesen. Am Schluss entscheidet 
man sich für ein Modell, das man in einem 
anderen europäischen Staat gefunden hat. 
So sieht nationale Kulturpolitik in Zeiten 
der Europäisierung und Globalisierung aus. 

Frankreich hat vorerst verhindert, 
dass die Europäische Kommission 
über deutsche Kultur verhandelt

Abgesehen von einigen, zum Teil skurrilen, 
Kommentaren in den Feuilletons hat das 
geplante Transatlantische Freihandels-
abkommen zwischen der EU und den USA 
(TTIP) nicht gerade die große kulturpo-
litische Debatte ausgelöst, die zweifellos 
angebracht gewesen wäre. Ging es doch 
um die Frage, ob die Europäische Kom-

mission bei den Verhandlungen mit den 
USA auch Regelungen vereinbaren darf, 
die unmittelbar die nationale Kulturpolitik 
der EU-Mitgliedsstaaten betreff en würden. 
Zum Beispiel im Bereich der Filmförde-
rung. Trotz einer klaren Stellungnahme 
der Bundesländer und trotz zahlreicher 
Initiativen des Deutschen Kulturrates war 
es leider nicht die deutsche Stimme, die, 
zumindest vorerst, dafür gesorgt hat, dass 
Kultur und Medien vom Verhandlungs-
mandat der Kommission ausgenommen 
wurden. Da wurde die deutsche Kultur 
durch die französische Regierung gerettet, 
die als einzige und standhaft die »excep-
tion culturelle« einforderte. Die Süddeut-
sche Zeitung titelte dazu »Ein Egoismus, 
groß genug für alle«.

Die Zivilgesellschaft ist in Brüssel 
schwach aufgestellt

Kultur ist bekanntermaßen eine Ware, aber 
eben eine Ware von besonderer Art. Redu-
ziere ich sie allein auf ihren Warencharak-
ter, werde ich ihr nicht gerecht. Dazu neigt 
allerdings die Europäische Union und hier 
fi ndet sich ein reiches Betätigungsfeld für 
europäische Kulturpolitik. Aber natürlich 
nicht nur das. Bisher war hier von einer ge-
nuinen, gestaltenden Kulturpolitik durch 
die EU noch gar nicht die Rede. Sehr vor-
sichtig wurde der EU erstmals im Vertrag 
von Maastricht im Jahr  eine Kultur-
kompetenz zugesprochen. Die »Mitteilung 
der Kommission (...) über eine europäische 
Kulturagenda im Zeichen der Globalisie-
rung« von  geht da schon um einiges 
weiter. Es werden Inhalte und Ziel formu-
liert. Ein wichtiger Bestandteil der hier for-
mulierten kulturpolitischen Strategie der 
Kommission ist der Anspruch mit Hilfe 
der sogenannten »Off enen Methode der 
Koordinierung« (OKM) in einen Diskurs 
mit den Staaten, den kulturellen Akteu-
ren und allgemein der Zivilgesellschaft 
einzutreten. Hier ergeben sich mindestens 
zwei Probleme: 
 • dass ein wirklicher nationaler Diskurs 

zur europäischen Kulturpolitik als Vo-
raussetzung für einen EU-Diskurs in 
Deutschland und vermutlich in vielen 
anderen Staaten auch kaum stattfi ndet;

 • dass die Zivilgesellschaft auf europäi-
scher Ebene eher schwach aufgestellt ist. 

Dieser europäische Kulturdiskurs müsste 
von den kulturpolitischen Interessen der 
europäischen Nationen in all ihrer Viel-
falt den Ausgang nehmen und diese dann 
auf der europäischen Ebene verhandeln. 
Dieser Prozess sollte jedoch nicht von den 
betroff enen Fachressorts in klassischer 

Kabinettspolitik hinter verschlossenen 
Türen durchgeführt werden, sondern 
unter Einbeziehung der Organisationen 
der Zivilgesellschaft. Die Teilhabe der Zi-
vilgesellschaft an den kulturpolitischen 
Entscheidungen ist in den verschiedenen 
europäischen Staaten natürlich mehr oder 
weniger gut entwickelt. Wirklich proble-
matisch wird es, wenn wir die europäische 
Bühne betreten. Hier fi ndet man natürlich 
zahllose Kulturnetzwerke, die aber in der 
Regel an ihren Sparteninteressen orientiert 
sind. Die einzige spartenübergreifende Ver-
tretung der Kultur ist das Netzwerk »Cul-
ture Action Europe«, bei dem unbestreitbar 
einiges an kulturpolitischer Kompetenz in 
Sachen Europa anzutreff en ist. Auf Grund 
seiner, vorsichtig ausgedrückt, sehr hete-
rogenen Mitgliederstruktur kann es aller-
dings kaum als repräsentativ für die nati-
onalen Kulturen oder für die europäische 
Kultur angesehen werden. Bis auf weiteres 
können die verschiedenen Interessen der 
europäischen Kulturschaff enden also nicht 

im Rahmen einer zivilgesellschaftlichen 
Organisation, wie zum Beispiel einem Eu-
ropäischen Kulturrat, ausgehandelt und 
formuliert werden. Es bleibt vermutlich 
noch für lange Zeit nur der Weg, den nati-
onalen Kulturorganisationen die Teilhabe 
am kulturpolitischen Diskurs in Brüssel zu 
ermöglichen.  

Der europäische Kulturdiskurs sollte 
auf nationaler und europäischer Ebene 
von Staat und Zivilgesellschaft gemeinsam 
geführt werden. Für die deutsche Kultur-
politik würde das bedeuten, dass von Sei-
ten der Bundesregierung die europäische 
Kulturpolitik nicht länger als Bestandteil 
der deutschen auswärtigen Kulturpolitik 
gesehen wird, sondern als Fortsetzung der 
deutschen Kulturpolitik auf der Ebene der 
EU. Natürlich würde die Schaff ung eines 
Bundeskulturministeriums, wie es der Kul-
turrat aktuell wieder vorgeschlagen hat, 
die deutsche Position in Brüssel stärken. 
Vor allem aber sollte der Deutsche Kultur-
rat und mit ihm die Organisationen der 
deutschen kulturpolitischen Zivilgesell-
schaft, in diesen Prozess der Einbringung 
deutscher Interessen und Perspektiven in 
eine europäische Kulturpolitik einbezogen 
werden. 

Die Auseinandersetzungen um »Kre-
atives Europa«, das neue Kulturförder-
programm der EU, und aktuell um das 
Transatlantische Freihandelsabkommen 
zeigen, wie fruchtbar für die Interessen der 
deutschen Kultur eine Zusammenarbeit 
von Zivilgesellschaft und Politik sein kann. 
Ob Europa dadurch am Ende auch noch 
eine Seele bekommen wird, bleibt ungewiss. 
Eine halbwegs vernünftige Kulturpolitik 
wäre ja auch schon etwas.

Andreas Kämpf ist Vizepräsident des 
Deutschen Kulturrates

Der europäische 
Kulturdiskurs 
sollte auf natio-
naler und euro-
päischer Ebene 
von Staat und 
Zivigesellschaft 
gemeinsam 
geführt werden
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 Agenda Setting
Neues Programm für die 
kommenden sieben Jahre

BARBARA GESSLER

D as Programm »Kreatives Eu-
ropa« wird unter besonderen 
Vorzeichen das Licht der Welt 

erblicken, da es zum ersten Mal nach 
den Regeln des Vertrags von Lissabon 
verhandelt wurde, mit den entsprechen-
den Kompetenzen des Europäischen 
Parlaments als Teil der Haushaltsbe-
hörde. In den Mitgliedstaaten wiederum, 
dem anderen entscheidenden Teil dieser 
Autorität, herrscht vielerorten ein star-
ker Druck auf dem öff entlichen Haushalt 
und insbesondere dem Kulturbudget. 
Wie es aussieht, wird am Ende dieser 
Verhandlungen jedoch trotzdem ein 
zwar etwas bescheidener gewordenes, 
dennoch durchaus kräftiges Kind stehen.

Rekapitulieren wir: Im November 
 hatte die Europäische Kommis-
sion einen Vorschlag gemacht, der die 
bisherigen Programme »Kultur « 
und »MEDIA« unter ein Dach bringt 
und ihnen eine neue, beide Sektoren 
betreff ende, übergreifende Fazilität 
zur Seite stellt, die interessierten Or-
ganisationen den Zugang zu Krediten 

ermöglichen soll. Die Kommission be-
trachtete eine Erhöhung des Budgets 
um mehr als  Prozent als angemessen, 
um den Herausforderungen der Zeit ge-
recht zu werden, insbesondere mit Blick 
auf Digitalisierung, Zuschauerbildung 
und Stärkung der Kapazitäten und Pro-
fessionalisierung des kulturellen und 
kreativen Sektors. 

Dieses Anliegen fand im Europäi-
schen Parlament seinen natürlichen 
Alliierten; die Mitgliedstaaten haben, 
sicher nicht immer freiwillig, oft eine 
Bremserfunktion einnehmen müssen. 

Ein guter Kompromiss über das 
Budget wiederum war auf explizi-
ten Willen des Parlaments hin die 
Voraussetzung dafür, überhaupt die 
Rechtsgrundlage für »Kreatives Eu-
ropa« zu verabschieden. Und so ist 
das allerletzte Fine-tuning bei Redak-
tionsschluss noch nicht komplett, denn 
das Parlament muss dem Programm 
noch offi  ziell in seiner Plenarsitzung 
zustimmen. Fest steht jedoch, dass sich 
besonders Österreich und Deutschland 
für eine solide Ausstattung des Unter-
programms Kultur eingesetzt haben, 
während die Kommission eine gewis-
se Flexibilität innerhalb des Haushalts, 
die auch dem Kulturunterprogramm 
zugutekommen kann, fordert. Alles in 

allem wird »Kreatives Europa« im Jahre
 mit etwa , Milliarden Euro jedoch
deutlich mehr Volumen haben als seine
Vorgängerprogramme, ein schöner 
Erfolg! Diese Verhandlungen und ihre 
Ergebnisse auf der politischen Ebene 
haben natürlich direkte, auch prakti-
sche, Auswirkungen auf die Arbeit der 
Exekutivagentur Bildung, Audiovisuel-
les und Kultur, die für die Umsetzung 
der meisten Aktionen des Programms 
zuständig bleiben wird. Auch ab  
werden sich die Mittel auf das Herz-
stück des bestehenden Programms, die 
grenzüberschreitenden Kulturprojekte 
konzentrieren, für die etwa  Prozent 
des dafür vorgesehenen Finanzvolu-
mens zur Verfügung stehen sollen. Auf 
die Aktionslinien literarische Überset-
zungen, Netzwerke und Plattformen 
sollen jeweils etwa  Prozent entfal-
len. Weiterhin von der Kommission 
direkt gemanagt hingegen werden 
die renommierten Preise für Litera-
tur, zeitgenössische Architektur, die 
EBBA Auszeichnung für aufstrebende 
Musiker aus Rock und Pop sowie die 
Europäische Kulturhauptstadt und das 
neue Europäische Kulturerbe-Label. 
Insgesamt soll der Kulturbereich etwa 
 Millionen erhalten, während das 
MEDIA-Unterprogramm in Anlehnung 

an die vorherige Programmausstattung 
über etwa  Millionen Euro verfügen 
können soll. Dazu kommen natürlich 
noch die Unterstützung von direkt für 
die Kulturpolitik bedeutsame Aktivitä-
ten im Rahmen der Agenda für Kultur 
oder die Ausstattung der neuen Stellen 
»Kreatives Europa«. 

Auch wenn  zunächst zugunsten der 
»traditionellen« Aktivitäten die Ein-
führung der Finanzfazilität verschoben 
wurde, soll sie später jedoch umso bes-
ser ausgestattet werden, um eine effi  zi-
ente Wirkung entfalten zu können und 
gegen Ende der Programmperiode ein 
schlagkräftiges Instrument für den kul-
turellen und kreativen Sektor zu sein.

Trotzdem werden vorübergehend 
Auswirkungen dieser Finanzplanung 
zu spüren sein, denn auch die vorheri-
ge Programmgeneration war zu ihrem 
Ende hin, also heute, üppiger ausge-
stattet denn zu Beginn. Ein leichter 
Rückgang der Mittel im Vergleich zu 
den  vorhandenen Geldern für 
Projekte wird bedeuten: mehr Wettbe-
werb in einem stark von Konkurrenz 
geprägten Umfeld! Bereits in den letz-
ten Ausschreibungen war ein deutliches 
Ansteigen der Anträge zu verzeichnen, 
einerseits sicher ein Zeichen der Krise 
in den nationalen Kulturhaushalten, 

andererseits aber auch ein Beleg dafür, 
dass das Kulturprogramm inzwischen 
gut bekannt ist und seine Funktions-
weise sich bewährt hat. Da Philosophie 
und Zielgruppe des Programms sich 
nicht substanziell wandeln, erwarten 
wir eine ähnliche Tendenz für die kom-
menden Jahre. 

Die Agentur arbeitet derzeit mit 
Hochdruck nicht nur an den entspre-
chenden Leitlinien, sondern auch an 
deren technischen Umsetzung mit Blick 
auf die Formulare, Datenbanken und 
Ähnliches. Die Leitlinien werden, auf 
Grundlage der Erfahrungen mit »Kultur 
«, pointierter gestaltet sein, um 
einen ausgewogenen Anreiz und vor 
allem auch Erleichterungen für die An-
tragstellung zu gewährleisten. Ab dem 
Spätherbst sollen gezielte Kommunika-
tionsaktivitäten starten, auch mit Hilfe 
der nationalen Kontaktstellen, damit 
auch die potenziell Interessierten rasch 
in die Lage versetzt werden, ihre Projek-
te vorzubereiten. Es lohnt sich also, ab 
Oktober die Webseiten der Kommission 
und der Agentur zu besuchen!

Barbara Gessler ist Referatsleiterin 
Kultur bei der Exekutivagentur 
Bildung, Audiovisuelles und 
Kultur

Eine Führungspersönlichkeit
Die Tangolehrerin Heidi Schumacher im Interview mit Politik & Kultur
Heidi Schumacher war  Jah-
re lang Kulturabteilungsleite-
rin bei der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz. Beinahe eben-
so lange Zeit arbeitete sie zuvor 
als Redakteurin und Reporterin 
beim SWR. Und nun? Ruhe-
stand: Fehlanzeige. Sie tanzt 
durch ihr Leben. Wie, verriet 
sie Politik & Kultur im Interview.

Frau Schumacher, Sie bieten 
Behörden und Ämtern Tan-
go in der Mittagspause oder 
nach Feierabend an, unter 
anderem unterrichten Sie 
Finanzbeamte. Wie kamen 
Sie auf diese Idee?
Heidi Schumacher: Während 
meiner Tätigkeit in einer öf-
fentlichen Verwaltung nutzte 
ich seinerzeit selbst ein Ange-
bot des rheinland-pfälzischen 
Kultusministeriums und be-
suchte regelmäßig die Rücken-
schule in meiner Mittagspause. 
Dieses Training hatte auf mein 
gesundheitliches Wohlbefi n-
den eine sehr positive Wirkung, 
war aber, um die Wahrheit zu 
sagen, auf die Dauer furcht-
bar langweilig. So besprach 
ich mit meiner Orthopädin 
Alternativen. Tango ist genau 
eine solche Alternative, denn 
zum Tanzen braucht man eine 
aufrechte Haltung, eine gute 
Balance und eine physische 
Präsenz, also eine Dialog-
bereitschaft gegenüber dem 
Tanzpartner. So gesehen ist es 
eine perfekte Rückenschule.
Gleichzeitig löst das Tanzen 
einen regelrechten Synap-
sensturm im Gehirn aus. Es 
gibt diverse Studien, die bele-
gen, dass speziell Tangotanzen 
eine enorm positive Wirkung 
auf die Gehirnleistung hat.

In welchem Alter befi nden 
sich Ihre Kursteilnehmer?
Unsere ältesten Tänzer sind 
circa  Jahre. Wissen Sie, 
solange jemand laufen kann, 

kann er auch tanzen. Der äl-
teste Tänzer, den ich kannte, 
lebte in Buenos Aires und 
tanzte noch im hohen Alter 
von  Jahren. Mit ihm, nicht 
mit den jüngeren Tänzern, 
wollten alle jungen, hübschen 
Mädchen tanzen. Er bewegte 
sich kaum, konnte aber so 
seine Signale aussenden, dass 
das Tanzen mit ihm eine große 
Freude war. Unsere Angebote 
sprechen besonders Menschen 
an, die eine neue Lebensphase 
beginnen. Die Kinder sind aus 
dem Haus, berufl ich haben sie 
sich stabilisiert und es ist an 
der Zeit, Neues zu entdecken. 
Eine sehr schöne Idee, wie ich 
fi nde, wenn sich ein reiferes 
Paar noch mal gemeinsam in 
ein solches Abenteuer stürzt. 
Das ist nicht immer risikofrei. 
Eine gute Beziehung wird 

durch Tango besser, aber eine 
schlechte wird schlechter. 
Beim Tango heißt es führen 
und folgen. Dabei geht es 
weniger um Machtgefüge, son-
dern darum, Signale des ande-
ren zu spüren und sich darauf 
einzulassen.

Sie waren lange Jahre als 
Abteilungsleiterin in einer 
Führungsposition. Ist es 
nicht eine große Umstellung, 
plötzlich geführt zu werden?
Als ich mit dem Tango an-
fi ng, war ich ja noch keine 
Abteilungsleiterin. Als Abtei-
lungsleiterin bestand mein 
Führungsverständnis auch 
nicht im Verlautbaren großer 
Ansagen. Ich denke, ich habe 
mit den Mitarbeitern sehr di-
alogorientiert und teamorien-
tiert gearbeitet. Beim Tanzen, 

das ist richtig, fällt es aber vie-
len Frauen zu Anfang schwer, 
loszulassen. Vielleicht, weil sie 
sich über viele Jahre hinweg 
teilweise mühsam emanzi-
piert haben und gelernt haben, 
die Marschroute festzulegen. 
Geführt werden ist aber als 
Vorschlag des Führenden zu 
verstehen, nicht als Anweisung 
oder Befehl.
Der Mann macht einen Vor-
schlag und ich bin frei, ihn 
anzunehmen oder nicht. Wenn 
aber beide versuchen ihren 
Vorschlag durchzudrücken, 
dann funktioniert es natür-
lich nicht. Selbstverständlich 
kann man sich auch darauf 
verständigen, dass die Frau 
die Führungsrolle übernimmt. 
In vielen Berliner Tanzsalons 
kann man beobachten, dass 
Frauen die Männerrolle tanzen. 

Nicht zuletzt deshalb, weil es 
zu wenig männliche Tänzer 
gibt. Im Übrigen gibt es auch 
eine große Queer-Tangoszene.
Insofern sind die Rollen nur 
während des Tanzes festgelegt. 
Wenn ich einen Mann führe, 
dann muss er mir folgen. Und 
das mache ich im Unterricht 
ständig. Und wenn mein Mann 
und ich miteinander tanzen, 
dann tauschen wir auch gele-
gentlich die Rollen.

Die Arbeit als Tangolehrerin 
leitet Ihre dritte Karriere ein. 
Nach Ihrer Arbeit als Redak-
teurin waren Sie in der Kul-
turpolitik, nun der Tango. 
Werden Sie gar nicht müde, 
immer Neues zu entdecken 
und aufzubauen?
Momentan bin ich ja nicht nur 
Tanzlehrerin, sondern arbeite 
im Hauptstadtbüro für den 
Verein Kultur und Arbeit, bei 
dem ich die Internetpräsenz 
betreue, und seit Kurzem bin 
ich zudem beim Allgemeinen 
Deutschen Tanzlehrerverband 
für den Bereich Kultur und 
Europa zuständig. Ich merke 
in dieser Lebensphase, wie 
wunderbar sich all meine Le-
bensthemen in meiner Arbeit 
bündeln. Hier schließt sich 
auf ganz großartige Weise ein 
Lebenskreis und ich bin sicher, 
dass ich mit diesen Beschäfti-
gungen gut alt werden kann.

Gibt es momentan eine 
besondere kulturpolitische 
Herausforderung in Ihrer 
Arbeit?
Für den Allgemeinen Deut-
schen Tanzlehrerverband 
bereite ich aktuell einen 
Antrag zur Aufnahme des 
Welttanzprogramms auf die 
UNESCO-Liste des immate-
riellen Kulturerbes vor. Die 
Antragstellung ist ein langer, 
langer Prozess und das Aus-
wahlverfahren ein komplizier-

tes Prozedere. Aber ich bin 
guter Dinge, schließlich ist der 
stellvertretende Vorsitzende 
der deutschen UNESCO-Kom-
mission sehr tanzaffi  n.
Wissen Sie, im Tanzen lernen 
wir Dinge über uns selbst, die 
wir sonst gar nicht erfahren 
würden. Für den Tango braucht 
man eine innere wie äußere 
Haltung, einen Standpunkt, 
gutes Gleichgewichtsempfi n-
den, ein ausgewogenes Ver-
hältnis von Nähe und Distanz 
sowie Respekt vor dem Gegen-
über und Lernbereitschaft.

Zuvor lebten Sie in Mainz, 
zogen aber dann, nicht zu-
letzt wegen des Tangos nach 
Berlin?
Berlin ist die zweitgrößte Tan-
go-Hauptstadt der Welt. Eine 
größere Tänzerschar fi nden Sie 
nur in Buenos Aires. In Berlin 
haben Sie an jedem Abend 
mindestens vier, fünf Gele-
genheiten, Tango zu tanzen. 
Hier existieren sicherlich  
Tango-Schulen, wenn nicht gar 
mehr. Die Tangoszene hat ihre 
ganz eigenen Kommunikati-
onsstrukturen. Der Großteil 
der Kommunikation fi ndet im 
Internet statt.

Gibt es einen Bezirk, den 
Sie Tangointeressierten 
besonders ans Herz legen 
würden?
Vieles verdichtet sich in Mitte, 
Kreuzberg, Neukölln, Schöne-
berg und Tempelhof. Halten 
Sie sich Richtung Mitte oder 
orientieren Sie sich an der Ber-
liner Nord-Süd-Achse, dann 
werden Sie sicherlich fündig. 
Oder Sie kommen zu uns.

Das Interview führte Stefanie 
Ernst, Referentin für Öff ent-
lichkeitsarbeit beim Deutschen 
Kulturrat

www.tango-kurse-berlin.deTango-Leidenschaft: Heidi Schumacher und Julián Rojo
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Die Einstellung der 
Portugiesen gegenüber 
deutscher Politik hat 
sich in der letzten Zeit 
radikal geändert

Gold für die Ständige Vertretung in Lissabon
Kurzporträt eines Goethe-Instituts am Rande Europas

JOACHIM BERNAUER 

E r ist unser guter Deutscher«, 
sagt der ehemalige Staatsse-
kretär für Kultur Rui Vieira 
Nery im Mai  bei der Vor-

stellung der »Portugiesischen Tage-
bücher« von Curt Meyer-Clason. Das 
portugiesische Nationaltheater hatte 
zu einer Hommage zu Ehren des ehe-
maligen Leiters des Goethe-Instituts 
eingeladen. »Ein Mann aus dem Nor-
den Europas, der Südeuropa verstand, 
der hier nicht mit Vorurteilen ankam, 
sondern mit einer immensen Neugier 
und einer großen Faszination selbst für 
das, was er nicht verstehen konnte.« 

In den Jahren, die der sogenannten 
Nelkenrevolution  unmittelbar vo-
rausgingen, galt das Goethe-Institut als 
eine Insel der Freiheit. »Dort konnten 
Dinge gedacht werden, die hier draußen 
undenkbar waren«, schreibt der Germa-
nist João Barrento, der die Bücher so 
wichtiger Autoren wie Goethe, Benja-
min, Celan, Handke und Müller (Heiner 
wie Herta) meisterhaft aus dem Deut-
schen ins Portugiesische übertragen hat 

– und nun,  Jahre nach Erscheinen der 
deutschen Originalausgabe, auch Curt 
Meyer-Clasons Buch über seine sieben 
Jahre als Leiter des Goethe-Instituts. 

Der gute Ruf des Goethe-Instituts 
in Portugal wurde zweifellos zu Zeiten 
dieses legendären Mannes gegründet, 
dem bekanntesten der zehn Direktoren 
in der -jährigen Institutsgeschichte. 
Aber auch andere Leiter sind den Por-
tugiesen bis heute in lebendiger Erin-
nerung, so etwa Hans Winterberg, unter 
dessen Leitung  die Ausstellung 
»Lissabon -. Fluchtstation am 
Rande Europas« produziert wurde. 

Dieses spannende Thema war zu-
vor kaum bearbeitet worden, sodass 
die Ausstellung in den folgenden Jah-
ren nicht nur an zahlreichen Orten in 
Portugal auf großes Interesse stieß, 
sondern auch in Berlin, München und 
Frankfurt.

Eigentlich wird das Goethe-Institut 
von den Lissabonnern lieber »Instituto 
Alemão« genannt. Unter diesem Na-
men wurde es  gegründet, und auch 
nach , als aus einer Außenstelle der 
Deutschen Botschaft ein unabhängiges 
Goethe-Institut wurde, blieb der Name 
erhalten, der auf einen Nenner bringt, 
was dieser Ort für Bücher, Sprache und 
Kultur für die Lissabonner darstellt: das 
deutsche Institut. Auch geht »Instituto 
Alemão« viel besser von der Zunge als 
der Name des Dichters – ungeachtet 
der Tatsache, dass die Portugiesen un-
gemein sprachbegabt sind. Hier ver-
schmolz das Sprechen und Denken der 
vielen Herrscher und Völker, deren un-
aufhörlicher Wanderbewegung in den 
vergangenen Jahrtausenden erst an der 
rauen lusitanischen Atlantikküste Ein-
halt geboten wurde. 

Anfang der er-Jahre besuchten 
noch über  Schüler den Deutsch-
unterricht am Goethe-Institut Lissabon. 
Es geht das Gerücht, dass die Adresse 
des Instituts, der geschichtsträchtige 
»Campo dos Mártires da Pátria«, von 
ihnen folgerichtig in » Platz der Gram-
matik-Märtyrer« umbenannt wurde. Im 
Zuge der weltweit steigenden Domi-
nanz des Englischen in den folgenden 
Jahrzehnten musste aber auch der Kurs-
betrieb des Goethe-Instituts dramati-
sche Einbrüche hinnehmen, insgesamt 
fast  Prozent. 

Erst im Zeichen der jüngsten Ent-
wicklungen, mit denen Deutschland 
als wirtschaftliches Zentrum ins Ram-
penlicht der Euro-Krise gerückt ist, 
gewinnt auch die deutsche Sprache 
wieder an Attraktivität, und die Zahl 
der Kursteilnehmer hat sich mit  
Kursteilnehmern pro Semester wieder 
fast verdoppelt. 

Das Karussell des europäischen Arbeits-
markts führt auch in Lissabon zu einer 
Erweiterung des Kursbetriebs. Deutsche 
Kliniken suchen derzeit händeringend 
gut ausgebildete Krankenpfl eger. Sie 
werden in Portugal fündig, wo die Aus-
bildungsstätten zu viele Abgänger her-
vorbringen. Am Goethe-Institut laufen 
bereits zum wiederholten Male Inten-
sivsprachkurse für Krankenpfl eger, die 
schon den Vorvertrag einer deutschen 
Klinik in der Tasche haben. Sie haben 
die Hoff nung noch nicht aufgegeben, 
dass sie nach einigen Jahren mit ihren 
dann in Deutschland erweiterten Fach- 
und Sprachkenntnissen auch auf dem 
portugiesischen Markt wieder Arbeit 
fi nden.

Natürlich ist es nicht nur die Ar-
beitslosigkeit in Südeuropa, die dem 
Goethe-Institut volle Klassen beschert. 
Als Voraussetzung der hohen Schüler-
zahlen muss in erster Linie die gute 
Qualität des Unterrichts gelten, deren 
wichtigstes Werbemittel die Mund-zu-
Mund-Propaganda ist. Außerdem profi -
tiert das Institut davon, wie trist es um 
den Erwerb einer zweiten Fremdspra-
che an den höheren Schulen in Portugal 
steht. Den jungen Erwachsenen bleibt 
oft nichts anderes übrig, als nach dem 
Schulabschluss eine private Sprach-
schule aufzusuchen. Das kulturpoli-
tische Ziel des Goethe-Instituts muss 
es sein, diese Entwicklung umzukeh-
ren. Mit den vielfältigen Aktionen der 
»Bildungskooperation Deutsch« werden 
Lehrer und Schüler motiviert und ge-
fördert. Dazu gehören Fortbildungs-
angebote und Stipendienprogramme, 
eine digitale Schülerzeitschrift und ein 
Wettbewerb für Schülertheater. Immer-
hin wuchs innerhalb der letzten drei 
Jahre die Anzahl der Partnerschulen 
von  auf . 

Das steigende Interesse am deut-
schen Arbeitsmarkt ist nur die eine 
Seite der Medaille. Auf der anderen 
Seite steht eine immer aggressiver 
geäußerte Kritik an der deutschen 
Wirtschafts- und Europapolitik. Vor-
zugsweise linke Intellektuelle, deren 
historische Beziehungen zu Deutsch-
land oft enger mit der DDR als mit der 
BRD geknüpft waren, halten die ver-

sprochene Solidarität innerhalb der EU 
für verraten und verkauft. Immer öfter 
ziehen sie unverhohlen direkte Verglei-
che zwischen der Bundesregierung und 
Nazi-Deutschland.

Das sind erschreckende Töne in ei-
nem Land, in dem deutsche Politik und 
Kultur seit Jahrzehnten einen enormen 
Sympathie-Vorschuss genießen. Deut-
sches Recht und deutsche Technolo-
gie gelten als vorbildlich, und deut-
sche Kultur wird wegen des off enen 
Umgangs mit der Vergangenheit und 
aufgrund der fruchtbaren Spannung 
zwischen traditionellen Werten und 
innovativer Verrücktheit bewundert. 
Die deutsche Nachkriegsdemokratie 
stand regelrecht Pate bei der Demo-
kratisierung Portugals nach der Salazar-
Diktatur. Eine der wichtigsten Parteien, 
die PS (Partido Socialista), wurde  
in Bad Münstereifel gegründet.
Mehr denn je ist es in der aktuellen 
Situation notwendig, interessierten 
Portugiesen die Möglichkeit zu bieten, 
sich umfassend über Deutschland zu 
informieren. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür 
bietet eine aktive Bibliothek als Ort der 
Begegnung und Schnittstelle zur digita-
len Welt. Nachdem die Zahl der einge-
schriebenen Nutzer über Jahre hinweg 
sank, steigt sie seit  erstmals wieder 
stark an. Die Bibliothek wurde im Jahr 
 konzeptionell erneuert und neu 
ausgestattet, so dass der Raum fl exi-
bel gestaltet und regelmäßig auch für 
Veranstaltungen genutzt werden kann. 
Jetzt kam ein attraktiver Lesegarten 
hinzu. 

Die Lissabonner Bibliothek ist nicht 
nur Ort der Bücher und Medien und 
Zentrum für Beratung und Recherche, 
sie ist auch die Schaltstelle des Instituts 
für Internet und Social Media. Von hier 
ging etwa der Impuls für das Verbund-
program »Virtuelle Wirklichkeiten« aus, 
für dessen Umsetzung im Jahr  das 
Auditorium in ein Spielecenter verwan-
delt wurde, verbunden mit einer Vor-
tragsreihe und Workshops sowie drei 
Konferenzen für Fachpublikum. Gleich-
zeitig wurden in den Foyers des Insti-
tuts vier Medienkunst-Installationen 
des ZKM Karlsruhe gezeigt. 

Seit fünf Jahrzehnten trägt das Goethe-
Institut in Lissabon zur Vielfalt und Le-
bendigkeit der kulturellen Beziehungen 
zwischen Portugal und Deutschland bei. 
Vor gut  Jahren konnte es an seinen 
jetzigen Standort umziehen. Hinter ei-
ner denkmal-geschützen Fassade hatte 
die Bundesbaudirektion ein modernes 
Gebäude errichtet, das im Nordfl ügel 
eine funktionale Botschaft und im Süd-
fl ügel ein wunderschönes Kulturinstitut 
beherbergt, die bestens zusammenar-
beiten. Wohl gab es auch Jahre be-
trächtlicher Spannungen zwischen der 
Nord- und Südhälfte des Hauses, doch 
die vertraglich geregelte Unabhängig-

keit des Goethe-Instituts als Mittler der 
Auswärtigen Kultur- und Bildungspoli-
tik blieb letztlich stets intakt. 

Der große Garten des einstigen 
Stadtpalasts mit seinem wertvollen 
Baumbestand diente der Botschaft lan-
ge als Parkplatz. Erst vor zehn Jahren 
wurde er dem Goethe-Institut über-
geben und zum Kulturgarten erklärt. 
Seither wird hier alljährlich das Festival 
»Jazz im Goethe-Garten« veranstaltet, 
und das Garten-Café gilt als eines der 
schönsten in ganz Lissabon. Das Jazz-
festival verleiht dem Institut ebenso 
Profi l wie das »Festival Cantabile« für 
Kammermusik und das deutschspra-
chige Filmfestival »KINO«, dessen Er-
öff nungs- und Schlussfi lme regelmä-
ßig das über  Zuschauer fassende 
Cinema São Jorge füllen. Die Fülle der 
übrigen Projektarbeit führt das Ins-
titut ebenso regelmäßig mit jungen 
Künstlern und basisnahen Initiativen 
zusammen wie mit den besten Univer-
sitäten und den großen Kulturzentren 
der Stadt. 

Ein Schwerpunktprojekt der letzten 
Jahre bestand in einer Dialog-Plattform 

für Zeitgenössische Kunst in Afrika und 
Europa, das nach den Etappen in Lissa-
bon und Dakar mit dem internationalen 
Symposium »Rethinking Cosmopolita-
nism« an der Akademie der Künste in 
Berlin im Februar  zum Abschluss 
kam. Ein wichtiges Feld der Projekt-
arbeit stellt auch die Tanz- und The-
aterszene Portugals dar. So sind das 
Maria Matos Teatro Municipal und das 
Goethe-Institut Portugal  Koprodu-
zenten der Theateraktion »Remote X« 
von Rimini Protokoll. Und mit großer 
Bewunderung verfolgt und fördert das 
Goethe-Institut die Arbeit der Gruppe 
»Teatro Praga«, die das Institut anläss-
lich seiner -Jahre-Feier mit dem mul-
tiplen Performanceprogramm »Marco 
Alemão« fast  Stunden lang in Atem 
hielt. 

Die Saison zum -jährigen Jubilä-
um konnte im Anschluss an eine gro-
ße Umbaumaßnahme pünktlich zum 
Jahrestag des Lissabonner Instituts am 
. Oktober  mit der Wiedereröff -
nung des Gebäudes begonnen werden. 
Höhepunkt des Geburtstagsfests war 
ein Konzert der Cantabile-Solisten 
mit der Starpianistin Maria João Pires 
am frisch renovierten Flügel des Insti-
tuts. 

Am Ende des Jubeljahres stand mit 
der Klärung der Statusfrage ein weite-
rer Meilenstein für die Geschichte des 
Instituts: Am . Juni  erlangte es 
als »Ständige Vertretung des Goethe-
Instituts e.V. in Portugal« eine selbst-
ständige portugiesische Rechtsform 
und führt somit seit  Jahren zum 
ersten Mal eine eigene Steuernummer. 

Hatte die Jubiläums-Saison im 
Herbst  symbolisch mit der Feier 
der »Goldenen Hochzeit« zwischen 
Goethe und Lisboa begonnen, so ging 
sie im Sommer  ebenso glänzend 
zu Ende: Am . Juli erhielt das Goethe-
Institut Lissabon für seinen außeror-
dentlichen Beitrag zum Verständnis 
und Dialog der Kulturen als höchste 
Auszeichnung der Stadt Lissabon die 
Verdienstmedaille der Stadt in Gold.

Joachim Bernauer ist Leiter 
des Goethe-Instituts in 
Lissabon
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Mit dieser Kolumne 
begleiten wir das 

Reformationsjubiläum.

»Hier stehe ich und 
kann nicht anders...«

Ohne Kunst ist 
menschliches Leben 
unvollständig

Erinnerungskultur und 
Jubiläumsgestaltung 
Wie entsteht Geschichtsbewusstsein und was bedeutet es für das 
Reformationsjubiläum ?
THIES GUNDLACH

I m Jahr  wurde in einem 
nicht unerheblichen Umfang der 
-jährigen Entdeckung Ameri-
kas gedacht; aber natürlich wur-

de genau besehen  nicht Amerika 
entdeckt, sondern eine kleine Insel in 
der Karibik. Die Spannung zwischen 
historischer Exaktheit und aktueller 
Gedächtniskultur ist eine prinzipielle, 
denn das Erzählen von Geschichten hat 
im Gegensatz zur historischen Rekons-
truktion von Geschichte mit Vergegen-
wärtigung zu tun. Geschichte zu aktu-
alisieren braucht ver-dichtende, also 
dichterische Begabung, sonst wird aus 
»der« Geschichte nicht »meine« bzw. 
»unsere« Geschichte. Natürlich kann 
dieses Prinzip missbraucht werden, 
man kann sich Geschichte zurechtlegen, 
sie mit Pathos aufl aden oder mit Inte-
ressen überlagern; dagegen hilft nur 

Historisierung. Aber man kann bei die-
ser Historisierung nicht stehen bleiben, 
sonst bleibt die Geschichte in der Ge-
schichte stecken. Man muss das Risiko 
des Missbrauchs kennen und refl ektie-
ren, aber nicht scheuen und vermeiden. 
Will man für ein Geschichtsdatum eine 
aktuelle Relevanz und eine zukunfts-
weisende Bedeutung entfalten, darf 
man es nicht allein der historischen 
Forschung überlassen. Sie können die 
historischen Fakten in ihrer Fremdheit 
und Distanz zu den heutigen Lebenssi-
tuationen aufzeigen, aber ein Erweis der 
gegenwärtigen Relevanz der Erinne-
rung gelingt so nicht. Man kann für das 
Verständnis und für die Gestaltung des 

Reformationsjubiläums  aus diesen 
Refl exionen über das Erinnern einiges 
lernen: Dass der Augustinermönch und 
Theologieprofessor Martin 
Luther  Thesen zur Buß-
praxis verfasste, ist histo-
risch unstrittig; ob aber 
er selbst oder ob jemand 
anders oder ob überhaupt 
jemals die  Thesen an die 
Schlosskirchentür zu Wit-
tenberg geschlagen wurden, 
ist historisch umstritten, 
existenziell aber irrele-
vant. Denn dieser Thesen-
anschlag wurde schon zu 
Lebenszeiten Luthers zum 
Symbol jener Reformbewegung, die in 
wenigen Jahren ganz Europa ergriff 
und zu tiefgreifenden Wandlungen der 
ganzen intellektuellen, kulturellen und 
politischen Welt führte. Faktisch also 
wird beim . Jubiläum  nicht der 
historischen Wahrhaftigkeit des The-
senanschlages gedacht, sondern dem 
symbolischen Beginn einer umfassen-
den Dynamik. Es geht auch beim Refor-
mationsjubiläum um verdichtetes Erin-
nern und Erzählen, – und zwar immer 
so, dass die zeitbedingte Relevanz in die 
Geschichte hineingelesen wird. Aus ei-
ner historischen Erinnerung wird durch 
den Bezug auf den »Zeitgeist« eine exis-
tentiell relevante Erzählung. Und nur 
wer relevant erzählen kann, kann im 
Wettbewerb des Erinnerns bestehen. 

Heute fragt eine Generation des 
. Jahrhunderts nach dem, was am 
Reformationsjubiläum relevant und 
wichtig ist. Jede Interpretation und 
entsprechende Gestaltung des Jubilä-
ums ist daher »zeitgeistbedingt«; wer 
bei der Jubiläumsgestaltung den Zeit-
geist vermeiden will, feiert allein. Wel-
che Fragen aber treiben die Gegenwart 
um? Welches »Zurück in die Zukunft« 

interessiert heute, nicht allein die re-
formatorisch geprägten Kirchen, auch 
nicht nur die Christen, sondern alle 

Menschen? Die Reforma-
tion hat das Gewissen des 
einzelnen Menschen ins 
Zentrum gestellt und einen 
Mentalitätswandel initiiert, 
der sich zweifellos nicht 
sofort und überall durch-
setzte, der aber wesentliche 
Tiefenschichten des Lebens 
prägte. Durch die reforma-
torische Entdeckung ist 
eine neue innere Freiheit 
des Menschen in die Welt 
gekommen, die seither nie 

wieder gänzlich zu vertreiben gewesen 
ist. Reformation ist die (Wieder-)Entde-
ckung einer inneren Freiheit, weswegen 
sich die allermeisten wirkmächtigen 
Erzählungen um diese neue Freiheit 
ranken: Luthers Thesenanschlag, Lu-
thers mutige Antwort vor Kaiser und 
Reich, Luthers Heirat mit Katharina, 
aber auch Zwinglis Wurstessen in der 
Passionszeit, Calvins gesellschaftli-
cher Gestaltungswille, Melanchthons 
Bildungsoff ensive, Bugenhagens neu 
fundierte Nächstenliebe u.a.m., – die 
Reformationserzählungen, die durch 
die Jahrhunderte hindurch fasziniert 
haben, sind Geschichten der Freiheit 
und des Mutes, des Aufbruches und des 
Selbstbewusstseins. Und selbst das neue, 
wenn auch noch nicht moderne Frau-
enbild der Reformation atmet diesen 
aufrechten Gang. Existentiell gesehen 
lebt die Reformation in der Erinnerung 
der Menschen von einer Mischung 
aus angstloser Freiheit und mutigem 
Selbstbewusstsein, die sich nicht nur 
gegen die damaligen Autoritäten von 
Kirche und Staat behaupteten, sondern 
auch bewährten in den existentiellen 
Dimensionen der Nähe und der Liebe, 

der Freundschaft und des Vertrauens. 
Von der Reformation lässt sich nach 
meiner Überzeugung daher für das 
. Jahrhundert erzählen als Befrei-
ung aus der Angst, gleichsam als eine 
Entängstigungs-Bewegung, die in der 
Einkehr bei Gott gründete und zum 
verantwortlichen Aufbruch in die Welt 
führte. Dieses neue Selbstbewusstsein 
des aus der Angst seiner Zeit befrei-
ten Menschen vermag die Aktualität 
und Relevanz der Erinnerungen an die 
Reformation bündeln. Natürlich: Wer 
solche Freiheit in die Mitte des Gesche-
hens stellt, darf sich über entstehende 
Vielfalt nicht wundern. Und man hätte 
es mit Heiligen zu tun, wäre dieses Licht 
der Freiheit nicht auch in der Refor-
mation wieder verraten und verdeckt, 
geleugnet und missbraucht worden. 
Weder Martin Luther noch die anderen 
Reformatoren waren frei von Schuld. 

Der höchst polemische Umgang mit den 
Altgläubigen und dem Papst, die bru-
talen Aussagen des alten Luthers über 
die Juden, die grausame Verfolgung der 
Täufer und der Bauern u.a.m. werfen 
schrecklich dunkle Schatten auf diesen 
einzigartigen Aufbruch. Aber darüber 
sollte die Entdeckung der Reformation 
nicht vergessen werden: Dass nämlich 
auch heute noch davon erzählt werden 
kann, wie jener kleine Mönch Martin 
Luther vor dem großen Kaiser und dem 
ganzen Reich in Worms Freiheit und 
Mut gezeigt hat. Und dies wird mit den 
vermeintlich gesagten Worten: »Hier 
stehe ich, ich kann nicht anders, Gott 
helfe mir. Amen« sehr treff end erinnert.  

Thies Gundlach ist Vizepräsident des 
Kirchenamtes der EKD und Leiter der 
Hauptabteilung »Kirchliche Hand-
lungsfelder und Bildung«

Die neue Unübersichtlichkeit
Hat kulturelle Bildung 
heute wirklich Konjunktur?

MAX FUCHS

K ulturelle Bildung hat Konjunk-
tur«, so ist es zurzeit oft zu hö-
ren. Es gibt dabei durchaus gute 

Gründe für diese Behauptung: Es boomt 
zum einen nicht nur die Rhetorik. In-
zwischen gilt kulturelle Bildung als 
»dritte Säule« der Kulturpolitik neben 
der Erhaltung des Kulturerbes und der 
Künstlerförderung, sodass sie in keiner 
Kulturpolitikerrunde oder in keinem 

kulturpolitischen Konzeptpapier fehlen 
darf. Es gibt auch in der Tat mehr Geld. 
Der Kulturstaatsminister schreibt in 
seinen Bewilligungsbedingungen für 
die von ihm geförderten Einrichtungen 
zumindest eine Berichtspfl icht vor. Und 
natürlich gibt es  Millionen Euro 
vom Bundesbildungsministerium. All 
diese neuen Entwicklungen lassen ge-
legentlich vergessen, dass man zwar in 
der Kulturpolitik von einer Konjunktur 
reden kann, dass aber in der Schul- und 

Jugendpolitik kulturelle Bildung im-
mer schon eine wichtige Rolle spielt. 
So muss man bei allem Klagen über Un-
terrichtsausfall und fachfremd erteilten 
Unterricht doch feststellen, dass künst-
lerische Fächer zum Kernbereich der 
Schule gehören. Im außerschulischen 
Bereich werden nicht bloß Projekte, 
sondern auf kommunaler, Landes- und 
Bundesebene seit Jahrzehnten Infra-
strukturen kultureller Bildung dauer-
haft gefördert, die letztlich auch die Ba-
sis für die oben erwähnten Projekte des 
Bildungsministeriums sind. Immerhin 
vergrößert sich durch diese Entwick-
lung die Zahl der Akteure, die zudem 
ihre eigenen Vorstellungen darüber in 
den Diskurs einbringen, was »kulturelle 
Bildung« eigentlich ist. Dabei macht 
man sich oft genug nur begrenzt die 
Mühe, sich sorgfältig über das schon be-
stehende Praxisfeld und seine Diskurse 
zu informieren. Und so werden – gerade 
aus dem Wissenschaftsbereich – De-
fi zite publikumswirksam beschrieben, 
die es in dieser Form nicht gibt: Man 
hat das Feld eben nur unzureichend zur 
Kenntnis genommen. Natürlich ist eine 
Auseinandersetzung mit Begriffl  ichkei-
ten immer wieder nötig. Denn auch vor-
handene Begriff e sind unter Umständen 
entstanden, die möglicherweise nicht 
mehr in dieser Form vorliegen. In je-
dem Fall ist es Unsinn zu behaupten, 
keiner wisse, was »kulturelle Bildung« 
eigentlich sei. Es gibt vielmehr Haus-

halts- und Fördertitel, in denen sehr 
genau beschrieben wird, was darunter 
zu verstehen ist. An diesen Beschrei-
bungen – etwa im Programm zwei des 
Kinder- und Jugendplans des Bundes – 
orientieren sich weite Teile der bisheri-
gen kulturpädagogischen Infrastruktur. 
Bei Vorschlägen zur Veränderung der 
Begriffl  ichkeit – etwa hin zu »ästheti-
scher« oder »künstlerischer Bildung« 
wird zudem zu überprüfen sein, inwie-
weit ein kunstreligiöser Kult, der aus 
guten (gesellschaftlichen) Gründen im 
. Jahrhundert entstanden ist, wieder 
belebt werden soll. Bislang scheint Ei-
niges an Ideologie mit im Spiel zu sein, 
die kritisch zu hinterfragen ist. Jeden-
falls gibt es wichtige neue Akteure und 
Akzentsetzungen, die zumindest ein er-
hebliches Anregungspotenzial für eine 
neue Praxis, aber auch für neue Theo-
rie- und Konzeptdebatten bieten. So 
wartet man gespannt auf die ersten Ver-
lautbarungen des Rates für kulturelle 
Bildung, die belegen müssen, dass man 
überhaupt weiß, worüber man spricht. 
Die ersten öff entlichen Verlautbarun-
gen waren nicht ganz auf der Höhe der 
Zeit und des Erkenntnisstandes. Man 
erwartet die neuen Leitlinien der zu-
künftigen Förderung des Bundesbil-
dungsministeriums. Auch diese werden 
sich messen lassen müssen an den Ver-
diensten, die sich dieses Ministerium 
in den vergangenen Jahrzehnten mit 
seiner Projekt-, Modellversuchs- und 

Forschungsförderung erworben hat. Die 
Messlatte für die zukünftige Förder-
politik ist also recht hoch gelegt. Auch 
wird es spannend sein zu beobachten, 
welche Akzente die neuen Leitungen in 
den beiden Bundesakademien in Rem-
scheid und Wolfenbüttel setzen werden. 
Immerhin ist ein Generationswechsel 
vollzogen worden, der vielversprechend 
ist. Interessant wird es auch sein, in 
welcher Weise sich das kulturpädagogi-
sche Forschungsfeld entwickelt. Bereits 
jetzt gibt es eine erhebliche Anzahl von 
Hochschullehrern, deren Aufgabenbe-
schreibung »Kulturpädagogik« (oder 
verwandte Begriff e) enthält. Allerdings 
sind erstaunlich wenige dieser Kollegen 
bislang mit innovativen Forschungs-, 
Theorie- oder Praxisimpulsen an die 
Öff entlichkeit getreten.
Zurzeit wird eine Publikation vorbe-
reitet, die die vorhandenen Theorie-
Konzeptionen in der Kulturpädagogik 
zusammenstellt. Diese könnte eine Rol-
le bei der anstehenden Aufgabe erfüllen, 
sich selbst über die eigenen Traditionen 
zu vergewissern. Und diese sind nicht 
nur positiv. Eine erste Kulturpädago-
gik gab es in der Weimarer Republik. 
Diese fand statt in dem Versuch einer 
»Sinnstiftung von oben« und scheiterte 
letztlich auch daran, dass auch damals 
ein eindimensionales (»essentialisti-
sches«) Verständnis von Kultur nicht 
so einfach in den Köpfen und Herzen 
der Menschen zu verankern war. Zu-

dem war vielen Diskutanten klar, dass 
eine Debatte über »Kultur« auch dazu 
dienen kann, von sozialen und öko-
nomischen Problemen abzulenken, 
die eine von Paul Natorp entwickelte 
»Sozialpädagogik« noch im Zentrum 
hatte. Vor diesem Erfahrungshinter-
grund wird man auch heute genauer 
hinschauen müssen, welche Motive die 
alten und vor allem die »neuen Freun-
de« kultureller Bildung antreiben. In 
diesem Zusammenhang wird es nicht 
schaden, die etwas in Vergessenheit 
geratene »Ideologiekritik« der er- 
und er-Jahre aufl eben zu lassen. In 
der Soziologie zumindest gibt es wie-
der stärker werdende Strömungen, die 
sich daran erinnern, dass auch in der 
Genese dieser Disziplin eine kritische 
(!) Gesellschaftsanalyse eine genuine 
Aufgabe war.

Ohne Kunst ist menschliches Le-
ben unvollständig. Kulturelle Bildung 
kann einen Beitrag dazu leisten, dass 
das menschliche Leben vollständiger 
wird. Sie ist daher notwendig bei dem 
letztlichen Ziel, Menschen bei ihrer 
Entwicklung so zu helfen, dass sie ihr 
»Projekt des guten Lebens« gestalten 
können. Das starke Subjekt ist also das 
Ziel, an dem sich die alte und die neue 
Praxis, an dem sich alte und neue Dis-
kurse messen lassen müssen.

Max Fuchs ist Direktor der Akademie 
Remscheid
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Die 
Rote 
Liste

Mit der Roten Liste bedrohter Kultureinrichtungen, einer Analogie zu den 
bekannten »Roten Listen« bedrohter Tier- und Pfl anzenfamilien, werden in 
jeder Ausgabe gefährdete Kulturinstitutionen, -vereine und -programme 
vorgestellt. Ziel ist es, auf den Wert einzelner Theater, Museen oder Orches-
ter, seien sie Teil einer Kommune oder einer Großstadt, hinzuweisen. Oft 
wird die Bedeutung einer kulturellen Einrichtung den Nutzern erst durch 
deren Bedrohung deutlich. Erst wenn Empörung und schließlich Protest 
über mögliche Einschnitte oder gar eine Insolvenz entstehen, wird den 
Verantwortlichen bewusst, wie stark das Museum, Theater oder Orchester 
mit der Struktur und der Identität des Ortes verbunden ist.  
Diesen Bewusstseinsprozess gilt es anzuregen. Politik & Kultur stellt dazu 
die Arbeit einzelner Einrichtungen vor und teilt sie ein in Gefährdungs-
kategorien von  bis . Ob und welche Veränderungen für die vorgestell-
ten Einrichtungen eintreten, darüber werden wir Sie fortlaufend infor-
mieren. 

GEFÄHRDUNGSKATEGORIEN

Kategorie   Gefährdung aufgehoben/ungefährdet

Kategorie   Vorwarnliste

Kategorie   gefährdet

Kategorie   von Schließung bedroht

Kategorie   geschlossen

Benachrichtigen Sie uns über die Lage Ihnen bekannter Kultureinrich-
tungen! Senden Sie uns dazu Ihre Vorschläge an info@politikundkultur.
net.

Institution, 
Bundesland

Aktuelle
Gefährdung 
( ) = bei Erst-
aufnahme

Theaterburg 
Roßlau. e.V.,
Sachsen-Anhalt

    ()

Archiv der 
Jugendkulturen
Berlin

    ()

Kino Streit’s 
Hamburg     ()

Nordwestdeutsche 
Philharmonie Her-
ford, NRW

    ()

Theater der 
Keller, NRW      ()

Atelierhaus 
Prenzlauer 
Promenade Berlin

    ()

Stadtbibliothek 
Calbe, Sachs.-A.       ()

Bergische 
Philharmonie
Remscheid, NRW

      ()

Frauenmusik-
zentrum Hamburg     ()

Dokumentations-
zentrum Alltags-
kultur der DDR, 
Brandenburg

     ()

Künstlersiedlung 
Halfmannshof, 
NRW

     ()

SWR Sinfonie-
orchester, Rhein-
land-Pfalz, Baden-
Württemberg

     ()

Theater Hagen, 
NRW         ()

Hotel am Kalkberg, 
Bad Segeberg, 
Schleswig-
Holstein

     ()

Das Archiv  Pots-
dam, Brandenb.      ()

Studienzentrum 
für Künstlerpubli-
kationen, Weser-
burg/Bremen

     ()

Stadtbibliothek 
Essen, NRW      ()

Elektrohaus, 
Hamburg      ()

Fachlehramt für 
Musik und Kunst 
an Grundschulen, 
Berlin

      ()

Museum für 
Naturkunde und 
Vorgeschichte, 
Dessau, Sachs-A.

     ()

Internationales 
Artistenmuseum, 
Brandenburg

     ()

Bunker Ulmenwall, 
Bielefeld, NRW      ()

Maison de France, 
Berlin      ()

Theater Trier, 
Rh-Pf.        ()

Deutsches Stick-
mustermuseum 
Celle, Nieders.

     ()

Galerie M, Berlin  ()

Landesbühne 
Sachsen-Anhalt       ()

BISHER 
 VORGESTELLTE 
GEFÄHRDETE
 INSTITUTIONEN

HOCHSCHULE FÜR MUSIK TROSSINGEN, 
BADENWÜRTTEMBERG

 • Gründung: /
 • Tätigkeitsfeld: Staatliche Hochschule für Musik
 • Finanzierung: , Mio Euro Landeszuschuss + ca. . Euro Drittmittel
 • Homepage: www.mh-trossingen.de

Baden-Württembergs Wissenschaftsmi-
nisterin plant eine Neuordnung der fünf 
Musikhochschulen im Land, um mittel-
fristig vier Millionen Euro im Jahr ein-
zusparen. Die Hochschulen Mannheim 
und Trossingen sollen in spezialisierte 
Hochschulen umstrukturiert werden 
und alleine den Abbau der  Studi-
enplätze verkraften. Die Popakademie 
soll Hochschulstatus erhalten und in 
die Musikhochschule Mannheim inte-
griert werden. An den Hochschulen in 
Stuttgart, Freiburg und Karlsruhe sollen 
die Studienplätze unangetastet bleiben.
Trossingen wäre von den Kürzungen 
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besonders hart betroff en: Der Status 
als Vollhochschule muss aufgegeben 
werden, max.  Studienplätze sol-
len konzentriert auf die Fachbereiche 
Alte Musik und Elementare Musikpä-
dagogik erhalten bleiben. Dies bedeu-
tet eine schrittweise Schließung der 
Musikhochschule. Trossingen ist die 
bundesweit einzige Musikhochschule 
im ländlichen Raum. Sie trägt wesent-
lich zum kulturellen Leben der Euregio 
Bodensee bis nach Ulm bei und ist ein 
nicht zu unterschätzender wirtschaftli-
cher Faktor für die Stadt und die ganze 
Region.

ELFENBEINMUSEUM ERBACH, HESSEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Spezialmuseum für Elfenbeinkunst
 • Finanzierung: Stadt Erbach
 • Homepage: www.elfenbeinmuseum.de

Dieses im Odenwald gelegene Museum 
existiert seit . Hier sind zahlreiche 
Objekte der Elfenbeinkunst aus aller 
Welt aus den Kunstepochen vom Mit-
telalter bis ins . Jahrhundert zu fi n-
den. Zum -jährigen Jubiläum  
wurde die Dauerausstellung völlig 
neu gestaltet. Einen Schwerpunkt in 
der Sammlung bilden Kunstwerke aus 
dem . Jahrhundert. Besonders hervor-
zuheben sind die Art-Deco-Skulpturen 
von Ferdinand Preiss und die expres-
sionistischen Knochenschnitzereien 
von Karl Schmidt-Rottluff , die im . 
Jahrhundert entstanden. Eine eigene 
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Abteilung befasst sich mit der Elfen-
beinschnitzerei im Odenwald. Bis zum 
Ende des Jahres soll die hauptamtliche 
wissenschaftliche Leitung des Elfen-
beinmuseums entlassen werden. Un-
abhängig davon droht spätestens  
die Schließung dieses einzigartigen 
Museums, falls die alleinige Träger-
schaft durch die Stadt nicht erweitert 
werden kann. Beide Maßnahmen gehen 
auf Einsparungen der Stadt im Rahmen 
des Beitritts zum Kommunalen Schutz-
schirm Hessen zurück, der bis dahin ei-
nen ausgeglichenen Haushalt verlangt.

KÖLNER KUNST UND MUSEUMSBIBLIOTHEK 
NORDRHEINWESTFALEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Dokumentationszentrum für Kunst vom Mittelalter bis zur 

Gegenwart
 • Finanzierung: Stadt Köln
 • Homepage: www.museenkoeln.de/kunst-und-museumsbibliothek

Die Kölner Kunst- und Museumsbiblio-
thek hat einen reichen Bestand diverser 
Medien zur Kunst vom Mittelalter bis 
zur Gegenwart. Mit ihren über . 
Bänden ist sie eine der größten öff entli-
chen Kunst- und Museumsbibliotheken 
zur Modernen Kunst und zur Fotografi e 
in der Welt. Im Herbst  begannen 
die Planungen für einen gemeinsamen 
Neubau mit dem Historischen Archiv 
der Stadt Köln am Eifelwall. Als diese 
drohten nicht umgesetzt zu werden, 
protestierten im Juli dieses Jahres 
prominente Künstler in einem Aufruf 
gegen die drohende Zerschlagung der 
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Bibliothek und appellierten an den 
Kölner Stadtrat, die Kölner Kunst- und 
Museumsbibliothek zu erhalten. Doch 
am . Juli entschied der Kölner Stadtrat 
endgültig, die Kunst- und Museumsbi-
bliothek nicht in das neue Stadtarchiv, 
dessen Neubau sich bis  verzögert, 
zu integrieren. Durch die Verkleine-
rung werden Einsparungen von über 
 Millionen Euro erhoff t. Damit ist die 
Zukunft der KMB, die derzeit auf fünf 
Standorte verteilt ist, weiter ungewiss. 
Es bleibt zu klären, ob sich die Kölner 
Universität an der KMB beteiligt.

JÜDISCHES MUSEUM, DORSTEN 
NORDRHEINWESTFALEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Museum zur jüdischen Geschichte und Kultur in Deutschland, 

insbesondere in Westfalen
  • Finanzierung: Stadt, Stiftungen, Projektförderer
  • Homepage: www.jmw-dorsten.de

Das Jüdische Museum Westfalen in 
Dorsten zeigt Ausstellungen zur jü-
dischen Geschichte und Kultur in 
Deutschland, insbesondere in Westfa-
len. Die Zukunft des  gegründeten 
Museums ist gefährdet. Im kommen-
den Frühjahr läuft ein von der Kul-
turstiftung des Landschaftsverbands 
Westfalen-Lippe fi nanziertes Projekt 
aus, dadurch wird ein strukturelles 
Defi zit von . Euro erneut sicht-
bar. Zudem wird die bisher vom Kreis 
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fi nanzierte Stelle der Museumspädago-
gik nicht weiterfi nanziert. Gerade diese 
Stelle bietet einen wichtigen Anlauf-
punkt für Jugendliche für die Ausein-
andersetzung mit dem in Deutschland 
immer noch zu fi ndenden Rassismus. 
Das Museum ist gezwungen darüber 
nachzudenken, die Öff nungszeiten zu 
verkürzen und weniger Ausstellungen 
zu realisieren. Derzeit gibt es Ver-
handlungen mit dem Land und dem 
Kreis über fi nanzielle Unterstützung.



www.politikundkultur.net16 KULTURELLES LEBEN

Kulturmensch 
Rudolf Zwirner
 Jahre ist der Kunsthändler, Galerist 
und Ausstellungskurator Rudolf Zwir-
ner im Juli dieses Jahres geworden. 
Beinahe  Jahre seiner bisherigen 
Lebenszeit widmete er der Kunst. 
Zwirner eröff nete  seine erste 
eigene Galerie in Essen, verlegte diese 
 nach Köln. 

Er gilt als Ziehvater der Kölner 
Kunstmessen, hob er doch  ge-
meinsam mit Hein Stünke den Köl-
ner Kunstmarkt, Vorläufer der Art 
Cologne, aus der Taufe. Als Galerist 
folgte er seinem Gespür für neue 
Strömungen und vertrat schon früh 
damals umstrittene, neue Pop Art 
Künstler wie Roy Lichtenstein und 
Andy Warhol. 

Auch die Zusammenarbeit von 
Zwirner und Peter Ludwig (Museum 
Ludwig) ist heute noch legendär. Im 
. Jahr der Art Cologne () ver-
lieh man Zwirner den Art Cologne 

Preis für seine Leistungen für den 
Kunstmarkt. Ein Leben für die Kunst 

– wir gratulieren.
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Tradition und Innovation
Paul Raabe (. Februar 
 – . Juli )

GEORG RUPPELT

A ls Hamburger Studenten Anfang 
der er-Jahre in der Herzog 
August Bibliothek Wolfenbüttel 

Papiere der (Wilhelm-)Raabe-Gesell-
schaft fanden, riefen sie verblüff t aus: 
»Das ist ja ein Ding! Eine eigene Gesell-
schaft hat er jetzt auch schon!« Damals 
war Paul Raabe gerade Mitte .

Die Studenten kannten Paul Raabe 
vor allem wegen seiner germanisti-
schen Grundlagenbücher und Einfüh-
rungen, die Pfl ichtlektüre für Genera-
tionen von Germanisten waren. Wenig 
später gingen die Nachrichten über den 
von Raabe bewerkstelligten Erwerb des 
Evangeliars Heinrichs des Löwen durch 
die Weltpresse. 

Der Literaturwissenschaftler und Bi-
bliothekar Paul Raabe war aber ebenso 
ein parteiunabhängiger Kulturpolitiker, 
Publizist, Organisator, genialer Geldbe-
schaff er und Bauherr. Der Ruf des »be-
kanntesten deutschen Bibliothekars«, 
so die FAZ, ist begründet durch seinen 
Ideenreichtum und dessen konsequente 
und nimmermüde Umsetzung in der 
Praxis. Er lebte das Motto seines großen 
Vorgängers Gottfried Wilhelm Leibniz: 
»Theoria cum praxi«.

Raabes Tätigkeit in Marbach, Wol-
fenbüttel und Halle, sein Wirken für 
viele ostdeutsche Institutionen, insbe-
sondere für Weimar, hat nicht nur zum 
Aufblühen der Institutionen geführt, 
sondern es hat auch weit darüber hin-
aus die wissenschafts- und kulturpoli-
tische Welt befruchtet.

Seine bibliothekarische Laufbahn 
begann in Oldenburg, dort, wo er am . 
Februar  geboren wurde. In einem 
Interview sagte er: »Mein berufl iches 
Vorleben begann als Diplombiblio-
thekar in Oldenburg, wo ich seit  
zunächst als Praktikant tätig gewesen 

bin und dort die ersten Erfahrungen im 
Umgang mit Büchern, vor allem auch 
mit alten Büchern gewonnen habe. Hin-
zu kommt dann meine Ausbildungs-
zeit in Hamburg an der dortigen Bib-
liotheksschule, die Begegnung mit Dr. 
Kurt Otte, in dessen Kubin-Archiv ich 
gearbeitet habe und mein erstes Buch 
über Alfred Kubin habe zusammenstel-
len können.«

 heiratete Raabe Mechthild Hol-
thusen, die Schwester Hans E. Holthu-
sens, mit der er vier Kinder hatte und 
deren Tod er  beklagen musste. 
Nach Jahren als Forschungsassistent 
an der Hamburger Universität und ei-
ner Dissertation über Hölderlin ging 
Raabe  als Bibliothekar an das neu 
gegründete Deutsche Literaturarchiv 

am Schiller-National-Museum in Mar-
bach. Paul Raabe machte sich daran, 
diese doch recht schwabenzentrierte 
Einrichtung (es existierte ein Katalog 
schwäbischer und einer nichtschwä-
bischer Dichter) in eine Bibliothek für 
die Forschung umzugestalten. Daneben 
war er mit der Konzeption der Ausstel-
lungen im Schiller-Nationalmuseum 
betraut. Seine Expressionismus-Aus-
stellung wurde legendär und machte 
den literarischen Expressionismus erst 
wirklich präsent. 

Paul Raabe betrat  als Direktor 
der Herzog August Bibliothek diese be-
rühmte Bühne, die vorher lange Jahre 
mehr für sich selbst gespielt zu haben 
schien als für ihr Publikum. Als er die 
Bibliothek  verließ, waren aus zwei 
Häusern, die bei seinem Amtsantritt 
zur Bibliothek gehörten, acht gewor-
den; aus  Mitarbeitern über . Aus 
dem Bibliotheksdornröschen und der 

»bibliotheca illustris«, so wie sie sein 
Amtsvorgänger Erhart Kästner als Ideal 
gesehen hatte, war eine Institution mit 
Weltrenommee erwachsen, ihre Stel-
lung in der internationalen Gelehrten-
welt wie im regionalen Kulturbetrieb 
bei seinem Weggang gesichert. 

Paul Raabe hatte einen Sinn für die 
neue Technik, die schon Mitte der er-
Jahre Einzug in die Herzog August Bi-
bliothek hielt. Gemeinsam mit seinem 
Stellvertreter gelang es ihm Anfang der 
er-Jahre, das damals fortschrittlichs-
te EDV-Programm für Bibliotheksver-
bünde aus den Niederlanden zunächst 
nach Wolfenbüttel und später nach 
ganz Niedersachsen zu holen. 

Unter Raabes Leitung erlebte die 
Herzog August Bibliothek eine Zeit der 
Blüte, die Wirkungen auch nach außen 
zeigte. Das in Wolfenbüttel verwirklich-
te Konzept wurde Vorbild für manche 
andere Einrichtung, allen voran in 
Weimar. Paul Raabe könnte mit Recht 
für sich in Anspruch nehmen, Begrün-
der einer neuen Bibliothekssparte in 
Deutschland zu sein, der Forschungs-
bibliothek. 

Nach seiner Pensionierung  
machte er sich mit ganzer Kraft daran, 
die Wiedergeburt der Franckeschen 
Stiftungen in Halle zu befördern, die 
er bereits seit einigen Jahren eingelei-
tet hatte: »Und neues Leben blüht aus 
den Ruinen« – besser als mit Schillers 
Worten kann man seinen Erfolg dort 
nicht beschreiben.

Paul Raabe ist wohl mit allem aus-
gezeichnet worden, was Kultur und 
Wissenschaft zu vergeben haben, zu-
letzt  mit der Leibniz-Medaille der 
Berlin-Brandenburgischen Akademie 
der Wissenschaften, an der er  
die Leitung des Projektes der Fortfüh-
rung des »Goedeke« – des »Deutschen 
Schriftsteller-Lexikons –« – 
übernahm und selbst einen Band he-
rausgab.

Sein letztes Buch hat er bis kurz 
vor seinem Tod bearbeitet und – wie 

immer – beendet. Der Verfasser dieses 
Nachrufs durfte es als Sonderband der 
Zeitschrift für Bibliothekswesen und 
Bibliographie (Vittorio Klostermann) 
herausgeben. Es hat ihn zutiefst bewegt, 
wie der krankheitsbedingt stark einge-
schränkte -Jährige mit kristallklarem 
Verstand seine bedeutenden Aufsätze 
zur Buch- und Bibliotheksgeschichte 
zusammenstellte und die maschinell 
eingelesenen Texte auf das Sorgfäl-
tigste korrigierte. Und er schrieb einen 
neuen Aufsatz, der den Band beschließt 
und ihm den Namen gibt: »Tradition 
und Innovation!«

Doch nicht nur der Buchmensch 
war in diesen letzten Wochen ganz und 
gar präsent, sondern auch der liebens-

würdige, gesellige Paul Raabe, für einen 
Witz oder eine kuriose Begebenheit wie 
eh und je empfänglich. Viel Freude hat-
te er an dem vom Scanner verursachten 
Satzfehler: »Immer mehr Besucher ka-
men nach Wolfenbüttel, und die Zahl 
der Entleibungen stieg um das Vielfa-
che.«

»Befi ehl du deine Wege« wurde bei 
seiner Beisetzung gesungen, worin es 
heißt »dein Arbeit darf nicht ruhn«. 
Paul Raabes Arbeit wird nun ruhen, aber 
sie wird in ihren bleibenden Erträgen 
auf das Fruchtbarste weiterwirken.

Georg Ruppelt ist Direktor der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Bibliothek 
Hannover

Ein liebenswerter
und geselliger 
»Buchmensch«

Der Kultur verpflichtet
Der Politiker Hans-Joachim 
Otto im Porträt

W as verbinden Sie mit dem 
Namen des FDP-Politikers 
Hans-Joachim Otto? Die 

Antwort wird je nach Alter des Befrag-
ten anders ausfallen. Die Älteren erin-
nern sich noch gut an den Mitbegründer 
der JuLis, der Jungen Liberalen Anfang 
der er-Jahren – die sich damals zu-
nächst gegen den Widerstand von 
Hans-Dietrich Genscher und anderen 
aus dem Parteivorstand formierten. Auf 
dem Gründungskongress der JuLis in 
Bad Godesberg wurde Otto am . und 
. November  zum ersten Bundes-
vorsitzenden gewählt. 

Wer politisch informiert ist, weiß, 
Otto ist gegenwärtig Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundeswirtschafts-

ministerium. Für uns Kulturmenschen 
– gemeint sind die Leser von Politik & 
Kultur – war Otto vor allem als Vorsit-
zender des Ausschusses für Kultur und 
Medien des Deutschen Bundestages in 
den Jahren  bis  eine zentrale 
Figur und einfl ussreiche Persönlichkeit.

Nach der Bundestagswahl  wird 
Otto aller Voraussicht nach nicht wie-
der als Abgeordneter in den Bundestag 
einziehen. Wird uns der engagierte Kul-
turpolitiker nach der Bundestagswahl 
im September möglicherweise verloren 
gehen? 

»Der Kultur verloren gehen?«, Ottos 
Antwort an  Politik & Kultur lässt an 
Klarheit nichts zu wünschen übrig: »Im 
Gegenteil, ich betrachte mich nicht als 
Abgängigen aus der Kulturpolitik, ich 
werde mit Sicherheit Zeit meines Le-
bens nie die Finger von Kultur und Kul-
turpolitik lassen. Im Moment habe ich 
ein Aktionsfeld bis zum Ende der Legis-
laturperiode im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium, wo ich kulturelles und krea-
tivwirtschaftliches Engagement sehr 
wirkungsvoll unterstützen kann, ohne 
Mitglied im Kulturausschuss oder Vor-
sitzender des Kulturausschusses sein 
zu müssen. Das war von vornherein mit 
meinen Ministern so vereinbart und das 
hat sich sehr bewährt. Damit gewann 
ich einen Bereich hinzu, nämlich diese 
Brücke zwischen Kultur und Wirtschaft. 
Ich verstehe das als eine wunderbare 
und sinnvolle Ergänzung. Zuletzt habe 
ich mich auch an der Diskussion zum 
aktuellen Thema Freihandelsabkom-
men der EU mit den USA intensiv be-

teiligt, wobei ich persönlich der Über-
zeugung war und bin, dass eine Pau-
schalausnahme, also eine »exception 
culturelle«, größere Risiken in sich birgt 
als ausdrückliche Vereinbarungen, bei-
spielsweise zur Buchpreisbindung, zur 
öff entlichen Kulturförderung und zum 
öff entlich-rechtlichen Rundfunk. Man 
kann auch Kulturmensch sein, wenn 
man nicht im engeren Kulturbereich 
tätig ist, man muss nur die Passion für 
Kultur in sich tragen.«

Wer wissen will, welche politischen 
Passionen Otto heute bewegen, kann 
das über Wege wie Wikipedia oder die 
Homepage www.hans-joachim-otto.de 
erfahren. Am authentischsten aber tritt 
Otto seinen Wählern auf Facebook ge-
genüber. Seine Affi  nität zu den neuen 
Kommunikationskanälen beruht dar-
auf, dass die sozialen Medien es ihm 
ermöglichen, in einem gewissen Um-
fang »selbst zum Journalist« zu wer-
den: »Das fi nde ich sehr reizvoll und das 
kommt meiner starken Neigung ent-
gegen, mich politisch zu artikulieren.« 
 Prozent seiner Facebook-Posts und 
Tweets sind von ihm persönlich verfasst. 
Darauf legt Otto Wert. Und auch darauf, 
dass er persönlich antwortet. Bei Fa-
cebook hat der homo politicus einen 
Kreis von vielen Tausend Menschen, die 
jederzeit verfolgen können, was er tut 
und denkt. Eine deutlich repräsentati-
vere Methode, die Sorgen und Themen 
der Menschen kennenzulernen, als die 
Gespräche, die er als Politiker auf der 
Straße, am Telefon, im privaten Umfeld 
oder mit Verbandsvertretern hat. 

Hans-Joachim Ottos Familie stammt 
aus dem kurpfälzischen Heidelberg. Zu 
der traditionsreichen Stadt am Neckar 
hat Otto bis zum heutigen Tag eine 
enge Bindung, denn nach wie vor leben 
Mutter und Bruder dort. Sein Eltern-
haus bezeichnet er als kulturinteres-
siert: »Einen Künstler habe ich aller-
dings nicht in meiner Familie. Aber ich 
habe mit zehn Jahren Flötenunterricht 
und mit  Gitarrenunterricht bekom-
men. Ich musizierte dann gemeinsam 
mit Freunden und hatte außerdem 
einen sehr prägenden Lehrer, der in 
vorbildlicher Weise eine Theater-AG 
geleitet hat.«

Schon zu Schulzeiten in Heidelberg 
war Hans-Joachim Otto ein politischer 
Mensch: Lange bevor er in eine Partei 
eingetreten war, bekleidete er die »öf-
fentlichen Ämter« Klassen- und Schul-
sprecher. In der Hochschule angekom-
men – Otto studierte Jura in München, 
Heidelberg und schließlich Frankfurt 

– betrieb er parteiunabhängige Studen-
tenpolitik. In Frankfurt fand Otto dann 
letztlich auch seine Heimat: Die Main-
metropole zog ihn in ihren Bann, durch 
»ihre Off enheit, wegen ihres kulturellen 
Lebens, wegen ihrer Internationalität 
und natürlich auch wegen ihrer sehr 
zentralen Lage.« 

Zur FDP war Hans-Joachim Otto erst 
nach dem Ende seines Studiums oder 
genauer gesagt nach Ende seines Enga-
gements in einer parteiunabhängigen 
Hochschulgruppierung in Frankfurt, die 
er mitgegründet hatte, gestoßen. »Ich 
bin zur FDP gekommen, weil ich stets 
ein freiheitsliebender Mensch war. Als 
ich dann mein Studium abgeschlossen 
hatte, wollte ich mich weiter politisch 
betätigen können, das war  nach 

meinem Staatsexamen. Ich engagierte 
mich zunächst kommunalpolitisch an 
der Basis und dann kam mein erstes 
Engagement für die Jungen Liberalen, 
die sich damals gegen den Widerstand 
der damaligen Parteiführung neu 
gegründet hatten. Denn wir sahen 
voraus – und ich denke, dass uns die 
Geschichte recht gegeben hat –, dass 
die Jungdemokraten sich von der FDP 
immer weiter entfernen würden. Ich 
war der Gründungsvorsitzende bis zu 
dem Zeitpunkt, an dem die Jungen Libe-
ralen auch von der FDP satzungsmäßig 
anerkannt wurden, mit allen Rechten 
und Pfl ichten. Dann konnte ich mein 
Amt an meinen Stellvertreter Guido 
Westerwelle übergeben.«

Nach der Bundestagswahl will Otto 
auf jeden Fall in seinen angestamm-
ten Beruf als Anwalt und Notar in ei-
ner Frankfurter Kanzlei zurückkehren. 
Dieses wirtschaftliche Standbein soll 
ihm die nötige Unabhängigkeit sichern. 
»Ich bin mir sicher«, sagt er, »dass ich 
mich politisch weiter betätigen werden. 
Ich würde gern die wertvollen Erfah-
rungen, die ich im Ausschuss für Kultur 
und Medien und jetzt als Staatssekretär 
sammeln konnte, an geeigneter Stelle 
weiter zur Verfügung stellen. 

Ich bin sicher, dass ich ohne poli-
tisches und insbesondere auch kultur-
politisches Engagement gar nicht 
glücklich sein könnte. Deswegen sehen 
Sie mich ganz im Einklang mit meinem 
Lebensmott o ‚Fange nie an, aufzuhö-
ren! Höre nie auf, anzufangen!‘ an ei-
nem interessanten neuen Punkt meines 
Lebens.«

Andreas Kolb ist Redakteur von Politik 
& Kultur
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Es gibt immer noch 
das Vorurteil, dass 
Kulturpolitiker sich 
zumeist einig seien

Parteien auf dem 
Prüfstand
Seiten  bis 

Kulturpolitik: Sie haben die Wahl!
Was die Parteien für die 
Kulturpolitik versprechen

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

I nsgesamt  Parteien stehen am . 
September zur Wahl des . Deut-
schen Bundestags. Von diesen  

Parteien sind neun »etablierte« Par-
teien. Sie sind seit der letzten Bundes-
tagswahl (September ) im Deut-
schen Bundestag oder in einem Landtag 
ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten vertreten. Diese neun 
»etablierten« Parteien brauchen zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen 
keine Unterstützungsunterschriften 
beibringen. »Etablierte« Parteien sind:
 • die Christlich-Demokratische Union 
Deutschlands (CDU)

 • die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD)

 • die Freie Demokratische Partei 
(FDP)

 • Die Linke
 • Bündnis /Die Grünen
 • die Christlich-Soziale Union in 
Bayern

 • die Piratenpartei Deutschland
 • die Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands (NPD)

 • die Freie Wähler Bundesvereini-
gung, da deren Landesverband in 
Bayern dem dortigen Landtag an-
gehört

Der Bundeswahlausschuss hat darüber 
hinaus  »nicht etablierte« Parteien 
zur Bundestagswahl zugelassen. Diese 
Parteien mussten für ihre Zulassung 
eine bestimmte Anzahl von Unterstüt-
zungsunterschriften vorlegen. Zu den 
»nicht etablierten« Parteien gehören 
z.B. Familien-Partei Deutschland, Rent-

ner Partei Deutschland, Alternative für 
Deutschland, Partei Gesunder Men-
schenverstand und andere mehr. 

Der Deutsche Kulturrat hat, wie 
bereits zu den letzten fünf Bundes-
tagswahlen, Fragen an die Parteien 
zu ihren kulturpolitischen Vorhaben 
in der nächsten Wahlperiode (soge-
nannte Wahlprüfsteine) gerichtet. Die 
Idee war dabei, die Anliegen aus den 
verschiedenen im Deutschen Kultur-
rat vertretenen Verbänden und Orga-
nisationen zu bündeln und auf einer 
Meta-Ebene zu verdichten. Angesichts 
des breiten Spektrums an Verbänden 
und Organisationen, immerhin  an 
der Zahl, die im Deutschen Kulturrat 
zusammengeschlossen sind und mit 
Blick auf die teilweise divergierenden 
Interessen zwischen den Künstlerver-
bänden, denen der Kulturwirtschaft, der 
Kultureinrichtungen oder auch der Kul-
turvermittler, bilden die Fragen sozu-
sagen eine große Linie an anstehenden 
kulturpolitischen Entscheidungen ab. 
Damit unterscheiden sich die Wahlprüf-
steine des Deutschen Kulturrates von 
denen von sparten- oder einrichtungs-
spezifi schen Verbänden. Jene verfolgen 
in der Regel spezifi schere Interessen, 
daher sind ihre Fragen kleinteiliger.

Die Fragen, die der Deutsche Kul-
turrat gestellt hat, wurden in seinen 
sechs Fachausschüssen (FA Arbeit und 
Soziales, FA Bildung, FA Europa/Inter-
nationales, FA Medien, FASteuern, FA 
Urheberrecht) vorbereitet. Hier arbei-
ten Experten aus den unterschiedli-
chen Kulturbereichen und künstleri-
schen Sparten zusammen. Die Fragen 
fußen teilweise auf Forderungen, die 
in Stellungnahmen und Resolutionen 
des Deutschen Kulturrates formuliert 
wurden. Beschlossen wurden die Fra-
gen vom Sprecherrat, dem politischen 

Gremium des Deutschen Kulturrates, 
in dem die Sprecher der verschiedenen 
Bereiche repräsentiert sind. Die Wahl-
prüfsteine des Deutschen Kulturrates 
sind also keine »Schnellschüsse« oder 
rasch zu Papier gebrachte Fragen. Sie 

wurden vielmehr in einem transparen-
ten Verfahren erstellt und demokratisch 
legitimiert.

Die insgesamt  Fragen gliedern sich 
in sieben Themenkomplexe und zwar:
 • Kulturpolitik auf bundespolitischer 
Ebene

 • Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik

 • Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
 • Steuerpolitik
 • Urheberrechtspolitik
 • Medienpolitik
 • Bildungspolitik

Anfang April wurden die Fragen an 
sieben der »etablierten« Parteien mit 
der Bitte um Beantwortung gesandt, 
die auch in früheren Jahren angefragt 
wurden. Es sind: Bündnis /Die Grü-
nen, CDU, CSU, Die Linke, FDP und SPD. 
Erstmals wurden zusätzlich die Fragen 
an die Piraten geschickt. Die Piraten 
wurden befragt, weil sie sich nach eige-
nen Aussagen als Kulturpartei verste-
hen und mit ihren Positionen speziell 
zum Urheberrecht Fragestellungen 
aufgreifen, die für viele im Deutschen 
Kulturrat organisierte Verbände und 

Organisationen von herausragender Be-
deutung sind. CDU und CSU haben sich 
wie in den Vorjahren entschieden, eine 
gemeinsame Antwort zu formulieren.

Wo liegen die Unterschiede?

In der Kulturpolitik gibt es immer wie-
der das anscheinend unausrottbare 
Vorurteil, dass die Kulturpolitiker sich 
zumeist einig seien und es vielmehr da-
rum ginge, mit vereinten Kräften für die 
Kultur zu streiten. Unbestreitbar gibt es 
sicherlich viele Gemeinsamkeiten von 
Kulturpolitikern, doch das sollte nicht 
zu dem Trugschluss verleiten, dass die 
Kulturpolitik der Parteien gleich sei. 
Im Folgenden sollen kursorisch einige 
Unterschiede vorgestellt werden. In 
der nachfolgenden Synopse werden in 
knappen Stichworten die Fragen und 
die Antworten zusammengefasst. Die 
kompletten Antworten der Parteien 
können unter www.kulturrat.de/doku-
mente/wahlpruefsteine-bundestags-
wahl.pdf abgerufen werden. Im 
Infokasten sind die Fragen nachzulesen.

Streitpunkt 
Kooperationsverbot

Die Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern spielt sowohl bei bildungs- 
als auch bei medienpolitischen Frage-
stellungen eine Rolle. Mit Blick auf die 
Bildungspolitik setzen sich Bündnis /
Die Grünen, Die Linke und die SPD ganz 
klar für eine Abschaff ung des Koope-
rationsverbots von Bund und Ländern 
ein. Sie wollen, dass der Bund off ensiv 
in der Finanzierung von kultureller Bil-
dung oder auch der Unterstützung von 
Hochschulen agieren kann. Zugleich 
beklagt die SPD, dass der Bund derzeit 
unter Zuhilfenahme von Umwegen wie 

beispielsweise dem Programm »Kultur 
macht stark. Bündnisse für Bildung« die 
Länder in die Entwicklung einer Ge-
samtstrategie kultureller Bildung nicht 
einbezieht. Von der Linken wird bezwei-
felt, ob Programme wie »Kultur macht 
stark« überhaupt die nötige Nachhal-
tigkeit entfalten können. Und auch 
Bündnis /Die Grünen sehen das Er-
fordernis, stärker in Gesamtkonzepten 
von Bund, Ländern und Kommunen zu 
denken. Demgegenüber scheinen sich 
CDU/CSU und FDP mit dem Koopera-
tionsverbot in Bildungsfragen, so auch 
der kulturellen Bildung, arrangiert zu 
haben. CDU/CSU bedauern zwar, dass 
ihre Vorschläge zur Veränderung des 
Kooperationsverbots bei der Hochschul- 
und Wissenschaftsfi nanzierung nicht 
angenommen wurden, insgesamt sehen 
sie in Projekten wie beispielweise »Kul-
tur macht stark« den richtigen Weg zur 
Unterstützung der kulturellen Bildung.

Pulverfass Urheberrecht

Im Urheberrecht unterscheiden sich die 
Positionen der Parteien unverkennbar, 
auch wenn, ausgenommen die Pira-
ten, bei allen Parteien Annäherungen 
an die Positionen der Urheber statt-
gefunden haben. CDU/CSU und FDP 
unterstreichen das Erfordernis eines 
durchsetzungsstarken Urheberrechts. 
Sie sehen hier den Schlüssel für die 
weitere Entwicklung der Kultur- und 
Kreativwirtschaft und setzen auf eine 
Weiterentwicklung und Durchsetzung 
des bestehenden Rechts, die FDP er-
teilt Pauschalvergütungsmodellen eine 
klare Absage. Bündnis /Die Grünen, 
Die Linke und die SPD streben jeweils 
einen Ausgleich zwischen den Interes-
sen der Urheber, der Verwerter und der 
Fortsetzung auf Seite 
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Nutzer an. Wobei am ehesten noch die 
SPD die Interessen aller drei Akteure 
unter einen Hut bringen möchte und 
Die Linke stärker das Erfordernis eines 
Interessenausgleichs zwischen Urhe-
bern und Nutzern sieht. Hier werden die 
Belange von Verwertern eher skeptisch 
beurteilt. Bündnis /Die Grünen brin-
gen ihr Pauschalvergütungsmodell ins 
Spiel, sie merken allerdings selbstkri-
tisch an, dass dieses Modell aufgrund 
einer Reihe von rechtlichen Hürden 
in der kommenden Wahlperiode wohl 
nicht umgesetzt werden kann. Hand-
lungsbedarf beim Urhebervertragsrecht 
sehen sowohl Bündnis /Die Grünen, 
Die Linke als auch die SPD. Alle drei 
Parteien stehen für eine Stärkung der 
Position der Urheber. Ebenso wollen 
sich die genannten drei Parteien für 
bessere Zweitverwertungsrechte für 
Wissenschaftler einsetzen. Eine Ein-
zelposition nehmen die Piraten ein. Die 
Gestaltung der Rahmenbedingungen 
für die digitale Welt ist das Hauptan-
liegen dieser Partei. Dabei wollen sie 
einerseits die Position der Urheber so-
wie der künstlerisch Mitbeteiligten und 
andererseits die der Nutzer stärken. Die 
Verwerter künstlerischer Leistungen 
sollen in ihren Rechten beschnitten 
werden. Mashups und Remixe sollen 
nach Meinung der Piraten erlaubt sein, 
ohne die Urheber fragen zu müssen und 
mit öff entlichen Mitteln erstellte oder 
digitalisierte Werke sollen gemeinfrei 
werden. Die bestehenden Rechtsgüter 
im Urheberrecht werden von dieser Par-
tei am stärksten in Frage gestellt oder 
ganz abgelehnt.

Konvergenz der Medien

Medienpolitik in einer immer stärker 
konvergenten Medienwelt stellt für alle 
Parteien eine große Herausforderung 
dar. Es ist für die Parteien unstrittig, 
dass auch der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk im Internet präsent sein 
muss. Die FDP bekennt sich als einzige 
Partei klar zum dualen Rundfunksys-
tem und will speziell durch Initiativen 
auf der europäischen Ebene den Wett-
bewerb stärken. Die Qualität des öff ent-
lich-rechtlichen Rundfunks ist, außer 
den Piraten, ein Anliegen aller Parteien. 
Die FDP will hierfür den Grundversor-
gungsauftrag des öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks schärfen. Bündnis /Die 
Grünen, Die Linke und die SPD wollen 
die Depublizierungspfl icht nach sieben 
Tagen für digitale Angebote der öff ent-
lich-rechtlichen Sender abschaff en. 

Mit Blick auf die Konvergenz der Me-
dien und die Bedeutung von Medien 
in der Gesellschaft unterstreichen alle 
Parteien die Bedeutung von Medien-
kompetenz. CDU/CSU und SPD neh-

Fortsetzung von Seite  

Kulturpolitik auf bundes-
politischer Ebene

 . Welche Schwerpunkte in der Bun-
deskulturpolitik wollen Sie in den 
Jahren  bis  setzen? Sehen 
Sie in diesem Zusammenhang das 
Erfordernis, eine Kulturentwick-
lungsplanung des Bundes auf den 
Weg zu bringen? Werden Sie sich 
für eine Verankerung des Staats-
ziels Kultur auf der Bundesebene 
einsetzen?

. Wie wollen Sie das Thema Kultur-
politik auf der Ebene der Bundesre-
gierung und im Deutschen Bundes-
tag strukturell verankern? Sehen 
Sie einen Veränderungsbedarf bei 
den bestehenden Strukturen (»Be-
auftragter für Kultur und Medien« 
bei der Bundeskanzlerin sowie 
»Ausschuss für Kultur und Medien 
des Deutschen Bundestags«)? 

. Planen Sie eine Gemeindefi nanz-
reform, damit die Kommunen mehr 
fi nanzielle Spielräume zur Kultur-
fi nanzierung haben?

. Planen Sie eine Verzahnung von 
Kultur- und Medienpolitik und der 
Politik für eine digitale Gesellschaft 
oder stehen Kultur- und Medienpo-
litik sowie Politik für digitale Ge-
sellschaft als getrennte Arbeitsfel-
der? Planen Sie in diesem Bereich 
strukturelle Veränderungen?

 . Sehen Sie das Erfordernis, Maßnah-
men zur Umsetzung der »UNESCO-
Konvention zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen« auf Bundesebe-
ne zu ergreifen? Wenn ja, welche?

Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik

. Welche Schwerpunkte in der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspo-
litik wollen Sie in den Jahren  
bis  setzen? Sehen Sie Bedarf, 
die Kulturpolitik im Inland und die 
Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik miteinander zu verzahnen? 
Inwiefern wollen Sie zivilgesell-
schaftliche Akteure in die Auswär-
tige Kultur- und Bildungspolitik 
einbeziehen?

 . Welche Schwerpunkte in der euro-
päischen Kulturpolitik wollen Sie 
in den Jahren  bis  setzen? 
Sehen Sie die Notwendigkeit einer 
europäischen Außenkulturpolitik? 

. Planen Sie Maßnahmen zur Um-
setzung der »UNESCO-Konvention 
zum Schutz und zur Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksfor-
men« im internationalen Kontext? 
Wie wollen Sie kulturpolitische An-
liegen in internationale Abkommen 
einbringen?

Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik 

. Welche Veränderungen in der so-
zialen Absicherung von Künstlern 
planen Sie? Planen Sie eine Erhö-
hung des Bundeszuschusses zur 
Künstlersozialversicherung?

 . Planen Sie weitere Selbstständige 
aus dem Kulturbereich als Pfl icht-
versicherte in das gesetzliche So-
zialversicherungssystem (Renten-, 
Kranken- und Pfl egeversicherung) 
einzubeziehen?

 . Wollen Sie die Rahmenfrist zum 
Bezug von Arbeitslosengeld I für 
Künstler verändern? Wenn ja, was 
planen Sie?

Steuerpolitik

. Wollen Sie sich auf der europäi-
schen Ebene für einen ermäßigten 
Umsatzsteuersatz für E-Books, Hör-

bücher, künstlerischen Siebdruck, 
künstlerische Fotografie, Video-
kunst, Tonträger, DVD einsetzen?

 . Wollen Sie sich für ein Optionsmo-
dell bei der Umsatzsteuerbefreiung 
für Kulturinstitutionen auf der eu-
ropäischen Ebene einsetzen?

. Wollen Sie sich für die Umsatzsteu-
erbefreiung für Bühnenregisseure, 
Choreographen, Bühnen- und Kos-
tümbildner einsetzen?

 . Planen Sie Veränderungen bei der 
Besteuerung ausländischer Künst-
ler, die in Deutschland auftreten?

Urheberrechtspolitik 

 . Sehen Sie Bedarf für Maßnahmen 
zur Stärkung des Urheberrechts? 
Wenn ja, welche Maßnahmen wol-
len Sie ergreifen?

. Wollen Sie das Urhebervertrags-
recht evaluieren? 

. Wie bewerten Sie das geltende Ur-
heberrecht für den Wissenschafts-
bereich?

. Planen Sie eine Hinterlegungs-
pfl icht für gesetzliche Vergütungs-
ansprüche?

Medienpolitik

. Wie stehen Sie zur aktuellen Situa-
tion der öff entlich-rechtlichen Sen-
der? Sehen Sie den Bedarf nach Än-
derungen mit Blick auf den Auftrag 
und die Transparenz vor dem Hin-
tergrund des seit dem .. 
gültigen Gebührenmodells?

 . Sehen Sie den Bedarf nach weiteren 
Geschäftsmodellen im Internet? 
Welche Maßnahmen planen Sie, um 
dabei die Rechte der Kultur- und 
Medienschaff enden zu gewährleis-
ten?

. Welche Maßnahmen zur Digitali-
sierung von Kulturgut wollen Sie 
durchführen? Welche Maßnahmen 
zur Rettung des audiovisuellen Er-
bes planen Sie?

 . Sehen Sie den Bedarf, Medienkom-
petenz stärker zu vermitteln? Wel-
che Vorhaben planen Sie?

. Welche medienpolitischen Akzente 
wollen Sie auf europäischer Ebene 
setzen?

Bildungspolitik

 . Wollen Sie sich für eine Abschaf-
fung des Kooperationsverbots in der 
Bildungspolitik einsetzen? Welche 
konkreten Maßnahmen planen Sie?

 . Wollen Sie das Programm »Kultur 
macht stark. Bündnisse für Bil-
dung« weiterentwickeln und ver-
tiefen?

 . Wollen Sie Maßnahmen zur Siche-
rung der Mobilität von Studieren-
den ergreifen?

. Wollen Sie die kulturelle Bildung in 
die Stadtentwicklungspolitik inte-
grieren?

 . Wollen Sie die kulturelle Kinder- 
und Jugendbildung im Schnittfeld 
von Jugend-, Bildungs- und Kul-
turpolitik stärken und welche ju-
gendpolitischen Vorhaben halten 
Sie hierfür für bedeutsam? 

 Wollen Sie sich für einen Ausbau 
der Förderung der kulturellen 
Kinder- und Jugendbildung durch 
die Kinder- und Jugendpolitik und 
eine aufgabengerechte Förderung 
bundeszentraler Infrastrukturen im 
Kinder- und Jugendplan des Bundes 
einsetzen?

 . Welche Schlussfolgerungen ziehen 
Sie aus dem Schwerpunkt Kulturelle 
Bildung des Nationalen Bildungsbe-
richts ()? Wollen Sie die Förder-
instrumente der kulturellen Bildung 
weiterentwickeln? Wenn ja, welche 
Vorhaben planen Sie?

FRAGEN DES DEUTSCHEN KULTURRATES 
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men als Zielgruppe zur Vermittlung von 
Medienkompetenz alle Altersgruppen 
in den Blick, wohingegen Bündnis /
Die Grünen insbesondere Kinder und 
Jugendliche vor Augen haben. Ein wich-
tiges Anliegen ist den Parteien die Si-
cherung des audiovisuellen Erbes sowie 
die Fortsetzung der Digitalisierung im 
Rahmen der Deutschen Digitalen Bi-
bliothek.

Steuererleichterungen: 
Fehlanzeige

Wer auf Steuererleichterungen hoff t, 
wird enttäuscht werden. Zwar soll sich 
für einen ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatz für E-Books eingesetzt werden, 
ansonsten werden keine Hoff nungen 
auf weitere ermäßigte Mehrwertsteuer-
sätze gemacht. Die SPD kündigt an, dass 
gesamte System der Mehrwertsteuer-
ermäßigungen auf den Prüfstand stel-
len zu wollen. Die Piraten erklären klar, 
dass der ermäßigte Mehrwertsteuersatz 
abgeschaff t werden soll. Die Mehrein-
nahmen aus einem einheitlichen Mehr-
wertsteuersatz von  Prozent sollen 
zur Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens genutzt werden. 

Veränderungen bei der Besteuerung 
ausländischer Künstler, die in Deutsch-
land auftreten, sind von Bündnis /Die 
Grünen, CDU/CSU, FDP und SPD nicht 
zu erwarten. Allein die Linke rekurriert 
auf Vorschläge, die Besteuerung ähnlich 
den Niederlanden zu handhaben.

Soziale Lage verbessern

Die Verbesserung der sozialen Lage von 
Künstlern steht bei Bündnis /Die 
Grünen, CDU/CSU, Die Linke und SPD 
auf der Agenda. Am deutlichsten wird 
dieses beim Thema Künstlersozialver-
sicherung. Ziel der genannten Parteien 
ist es, die Abgabepfl ichtigen detailliert 
zu erfassen, um damit Beitragsgerech-
tigkeit zu erreichen und die Künstler-
sozialkasse zu stabilisieren. CDU/CSU 
wollen hierzu eine Gesetzesinitiative 
in den nächsten Deutschen Bundestag 
einbringen. 

Die FDP sieht als vordringlichstes 
Ziel den Abbau von Bürokratie. Die Pi-
raten stellen die Künstlersozialkasse 
insgesamt in Frage. Aus ihrer Sicht ist 
die Künstlersozialkasse kein adäquates 
Instrument für die neue Künstler-und 
Medienwelt. Mit Blick auf Selbststän-
dige aus dem Kulturbereich, die nicht 
über die Künstlersozialversicherung 
versichert werden können, kündigen 
CDU/CSU und SPD die Einführung einer 
Rentenversicherungspfl icht für Selbst-
ständige an. 

Für Veränderungen bei der Rahmen-
frist zum Bezug von Arbeitslosengeld I 

setzen sich Bündnis /Die Grünen, die 
Linke, Piraten und SPD ein. Die FDP will 
die Evaluierung der bisher ergriff enen 
Maßnahmen abwarten.

AKBP: Selbstzweck oder Mittel 
zum Zweck

Auch in der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik (AKBP) scheiden sich 
die Geister. Die FDP sieht als ein wich-
tiges Erfordernis, mittels der Auswär-
tigen Kultur- und Bildungspolitik für 
Deutschland zu werben und Fachkräfte 
zu gewinnen. Sie defi nieren die Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik als 
Wettbewerbsfaktor mit anderen Natio-
nen. Bündnis /Die Grünen, CDU/CSU, 
Die Linke und SPD heben besonders die 
friedenspolitische und krisenpräventi-
ve Dimension der Auswärtigen Kultur- 
und Bildungspolitik hervor. Bündnis /
Die Grünen und SPD sehen eine enge 
Verbindung zwischen Kulturpolitik im 
Inland und Auswärtiger Kulturpolitik. 
CDU/CSU sehen die Verbindung zwar 
auch, verweisen aber auf die verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, die eine 
strikte durch den Bundesrechnungs-
hof kontrollierte Aufgabentrennung 
vorsieht.

Bundeskulturministerium: 
Top oder Hopp

Unstrittig ist zwischen den befragten 
Parteien, dass es wieder einen Kulturaus-
schuss im Deutschen Bundestag geben 
soll. Für die Beibehaltung des Amtes 
des Kulturstaatsministers sprechen sich 
Bündnis /Die Grünen, CDU/CSU, FDP 
und SPD aus. Die Linke und die Piraten 
streben ein Bundeskulturministerium an. 

Alles einerlei?

Die Kurzzusammenstellung zeigt, dass 
zwischen den Parteien keineswegs al-
les einerlei ist, was die Kulturpolitik 
betriff t. Es gibt klar unterscheidbare 
Positionen und unterschiedliche An-
sätze. Die Wahlprüfsteine des Deut-
schen Kulturrates sollen dazu dienen, 
hervorzuheben, wofür die Parteien in 
der Kulturpolitik stehen, welche Ziel-
setzungen und Ideen sie verfolgen, 
was ihnen wichtig ist. Die kompletten 
Antworten stehen im Internet bereit 
unter: www.kulturrat.de/dokumente/
wahlpruefsteine-bundestagswahl.
pdf. Welche Partei Sie auch immer über-
zeugen wird, entscheidend ist: Gehen 
Sie w ählen! 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates

Vorwort
–  Annette Schavan: Grußwort der Bundesministerin  

für Bildung und Forschung / S. 15

–  Max Fuchs: Zum kontinuierlichen Dialog  
beitragen. Strukturbedingungen für nachhaltige  
kulturelle Bildung / S. 16

Einleitung
–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  

Kulturelle Vielfalt leben. Chancen und Herausforde - 
rungen inter kultureller Bildung – Rückblick auf  
das Projekt »Strukturbedingungen für nachhaltige  
interkulturelle Bildung« / S. 21

Stellungnahmen
–  Lernorte interkultureller Bildung. Außerschulische Kultur- 

und Bildungsorte. Stellungnahme vom .. / S. 35

–  Lernorte interkultureller Bildung im vorschulischen und 
schulischen Kontext. Stellungnahme vom .. / S. 40

Vielfalt als Reichtum
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 47

–  Christine M. Merkel: Brücke oder Dynamit?  
Provokation zum interkulturellen Dialog.  
Weltgipfel Kunst und Kultur tagte in Afrika / S. 49

–  Max Fuchs: Kulturelle Bildung hat Fahrt aufge- 
nommen. Eine gute Bilanz der zweiten UNESCO-  Welt-
konferenz für kulturelle Bildung in Seoul / S. 52

–  Joachim Reiss: Vielfalt und Gegensätze in Belem. 
 Weltkongress theaterpädagogischer  Organisationen  
in Brasilien / S. 57

–  Max Fuchs: Risse im Paradies? Integrationsprobleme  
in Kanada und eine politische Antwort / S. 60

–  Barbara Gessler-Dünchem: Zur Vielfalt in Europa   
stehen. Das Europäische Jahr für den Interkulturellen 
 Dialog  / S. 64

–  Max Fuchs: Vielfalt als Reichtum?  
Über den Zusammenhang von Vielfalt, Migration  
und Integration / S. 67

–  Christian Höppner: Transkulturalität: Fata Morgana  
oder Realität? / S. 70

–  Christian Höppner: Transkulturelle Kommunikation:  
Ich und Du. Containerland Deutschland / S. 74

–  Andreas Freudenberg: Plädoyer für die Stadt  
der  Diversität.  Jahre Einwanderungsgesellschaft  
beginnen in Deutschland zu wirken / S. 77

Migrationsgeschichte
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 83

–  Katrin Göring-Eckardt: Heimat – Wir suchen noch / S. 85

–  Rita Süssmuth: Eingewandert nach Deutschland. 
 Anfragen an eine Kultur des Zusammenlebens / S. 88

–  Vural Öger:  Jahre Migration aus der Türkei / S. 92

–  Max Fuchs: Viel wurde erreicht / S. 95

–  Gülay Kizilocak: Etappen der türkischen  
Migrations geschichte / S. 97

–  Olaf Zimmermann: Türkische Migranten. Teilhabe  
an Kunst und Kultur und die Last der deutschen  
Geschichte / S. 100

–  Didem Yüksel: Herzlichen Glückwunsch!  
Sie sind Teil der Gesellschaft / S. 103

–  Mehmet Çalli: Eine Erfolgsgeschichte. Fremde  
wird zur neuen Heimat / S. 106

– Kristin Bäßler: Türkische Migration heute / S 108

Von der Ausländer- zur Integrationspolitik
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 111

–  Olaf Zimmermann: Feuerwehr sucht Migranten / S. 113

–  Wolfgang Barth: Pisa-Schock und ein veränderter  
Bildungsbegriff. Kulturelle Bildung in einer 
Einwanderungs gesellschaft, die eigentlich keine  
sein möchte / S. 117

–  Roberto Alborino: Grundlagen von  
Integrations prozessen / S. 121

–  Andreas Damelang: Die Potenziale der  
Zuwanderung nutzen / S. 124

–  Kristin Bäßler: Es geht um die Gemeinsamkeiten. 
 Resultate des . Integrationsgipfels im Kanzleramt / S. 127

–  Max Fuchs: Vom NIP zum NAP. Eine Bewertung des 
.  Integrationsgipfels der Bundesregierung / S. 131

–  Memet Kılıç: Interkulturalität ist Zukunft und Heraus-
forderung. Zu den Aufgaben des Bundeszuwanderungs- 
und Integrationsrates / S. 134

–  Sidar A. Demirdögen: Ein Koffer voller Hoffnungen. 
 Aktuelle Integrationspolitik in Deutschland / S. 137

–  Ergun Can: Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen / S. 141

–  Birgit Jagusch: Rechtliche Grundlagen für  
Ausländervereine / S. 144

Von anderen lernen
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 149

–  Olaf Zimmermann: Nachhaltige interkulturelle  
Bildung / S. 152

–  Susanne Huth: Interkulturelle Perspektive. Dialog und 
Kooperation mit Migrantenorganisationen / S. 155

–  Karin Haist: Partizipation = Dazugehören.  
Über die  Integrationsaktivitäten der Körber-Stiftung / S. 159

–  Harald Löhlein: Zusammenarbeit mit Migranten-
organisationen. Erfahrungen im Paritätischen Wohl-
fahrtsverband / S. 162

–  Martin Affolderbach: Ich singe mein Lied in  
fremdem Land. Kultur und Migrationsgemeinden / S. 165

–  Ritva Prinz: Kulturvermittlung braucht  
Gemeinschaft / S. 168

–  Maria Ringler: International, binational und  
multi kulturell. Beziehungen und Partnerschaften  
über Grenzen hinweg / S. 171

–  Valentina L’Abbate: Die Muttersprache ist ein  
kultureller Schatz. Das CGIL-Bildungswerk: Integration 
von  Migrantenfamilien erleichtern / S. 175

–  Sidar A. Demirdögen: In mehreren Kulturen  
zuhause. Bundesverband der Migrantinnen  
in Deutschland e.V. / S. 178

–  Berrin Alpbek: Vereint für Eltern und Kinder.  
Die  Föderation der Türkischen Eltern vereine in 
 Deutschland / S. 181

–  Vicente Riesgo Alonso: Selbstorganisation als  
Grundlage des Erfolgs. Bund der Spanischen Eltern- 
vereine in Deutschland / S. 184

–  Witold Kaminski: Szenenwechsel. Jugendliche  
im  interkulturellen und interreligiösen Dialog / S. 188

–  Kenan Küçük: Jenseits von Folklore und Tee.  
Interkulturelle Bildung in Migrantenorganisationen  
am Beispiel des Multikulturellen Forums / S. 191

–  Heike Kübler und Rüdiger Stenzel: Integration durch 
Sport und Musik Ein kreativer Lösungsansatz / S 194

Kulturelle  
Vielfalt leben:
Chancen und Heraus-
forderungen inter-
kultureller Bildung
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Vorwort
–  Olaf Zimmermann: Vom Nischenmarkt  

zur Boombranche / S. 15

Einleitung
–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 19

Arbeitsmarkt Kultur: Eine erste Annäherung
–  Max Fuchs: Kulturberufe und der flexible  

Kapitalismus. Notizen zum Arbeitsmarkt Kultur  
und Leseempfehlungen / S. 23

–  Max Fuchs: Die Entdeckung der Kreativität in der 
 Kulturpolitik. Hinweise zur Karriere einer politischen 
 Leitformel / S. 26

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Karla Fohrbeck  
und Andreas Joh. Wiesand: Wie alles begann:  
Zwei Blicke auf die Gründerjahre / S. 30

–  Hans-Jürgen Blinn: Die Zukunft unserer Arbeit. 
 Kulturdienstleistungen in Zeiten der Globalisierung / S. 39

–  Olaf Zimmermann: Wachstumsbranche Kultur –  
aber unter welchen Bedingungen / S. 43

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  
Wert der Kreativität. Kulturwirtschaft muss in Künstler-
innen und Künstler investieren / S. 49

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Gerhard Pfennig: 
Den Wert der Kreativität in Heller und Pfennig  
bemessen / S. 52

–  Thomas Flierl: Initiative für Kulturarbeit in Berlin.  
Der öffentliche Beschäftigungssektor Kultur, ÖBS / S. 58

–  Johannes Klapper: Künstler vermitteln Künstler.  
Die Zentrale Bühnen-, Fernseh- und Filmvermittlung (ZBF) 
und die Künstlerdienste (KD) / S. 61

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz: Bundeskultur-
wirtschaftsbericht. Ein Anfang wurde gemacht / S. 64

Kulturberufe – Ein Blick in die Sparten
–  Gerald Mertens: Die Orchesterlandschaft in Deutschland. 

Überlegungen zu Stand und künftiger Entwicklung / S. 73

–  Gerald Mertens: Philharmonisches Paradies? Arbeits-
markt- und Berufssituation von Orchestermusikern / S. 77

–  Wolf Steinweg: Ein problematischer Königsweg.  
Die arbeitsrechtlichen Auswirkungen der Privatisierung 
von Musikschulen / S. 80

–  Christian Handke und Peter James: Ein starker Partner 
der heimischen Kreativen. Die Independents / S. 83

–  Barbara Haack: Vom Verlag zum Medien-Unternehmen. 
Rolle und Aufgaben von Verlagen im digitalen Zeitalter aus 
Sicht eines kleinen Fachverlags / S. 110

–  Barbara Haack im Gespräch mit Alexander Skipsis: 
Aus den Fehlern der Musikindustrie lernen / S. 113

–  Werner Schaub: Kunst für die Öffentlichkeit.  
Der Bund und die Kunst am Bau / S. 118

–  Bogislav von Wentzel: Galeristen: Viel Glanz – viel 
Schatten. Im Alter zu oft Havarie – Schluss mit lustig / S. 121

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Klaus Gerrit Friese: 
Qualität statt Hype. Spitzenstellung deutscher  
Galerien / S. 123

–  Klaus Gerrit Friese: Was sich alles ändern muss.  
Ein Plädoyer aus Galeristensicht / S. 129

–  Ulla Walter: Was sich alles ändern muss – Eine Replik. 
Eine Künstlersicht auf eine Galeristensicht / S. 132

–  Werner Schaub: Wer gegen wen? Eine Antwort auf  
einen Text von Klaus Gerrit Friese in Politik & Kultur 
/ / S. 134

–  Olaf Zimmermann: Mehr Gerechtigkeit für die Galerien! 
Galeristen sind: gnadenlose Indivi dualisten, schlechte 
Unter nehmer und  absolut unverzichtbar / S. 136

–  Birgit Maria Sturm im Gespräch mit Michael Werner: 
»Ich wollte meine eigenen Hierarchien« / S. 139

–  Thomas Welter: Arbeitsmarkt Baukultur: Wie sieht  
er wirklich aus? Hintergründe und Analysen / S. 148

–  Nicoline-Maria Bauers und Titus Kockel:  
Arbeitsmarkt Denkmalpflege / S. 151

–  Michael C. Recker: Kulturberuf zwischen  
Wissenschaft und Kunst. Fällt die Berufsgruppe  
der Restauratoren durchs Raster? / S. 155

–  Volker Schaible: Auseinandersetzung mit dem Original. 
Zur Situation der  Restauratoren in Deutschland / S. 158

–  Mechthild Noll-Minor: Erhaltung und Pflege  
des  Kulturerbes. Der Beruf des Restaurators / S. 161

–  Henning Krause: Wir nennen es Armut.  
Zum Einkommen von Kommunikationsdesignern / S. 164

–  Marjan Parvand: Neue Deutsche Medienmacher / S. 167

–  Ulrich Blum und Andrea Meyer: Der Weg des Spiels auf 
den Spieltisch. Das Spiel auf dem Weg zum Spieler / S. 170

–  Michael Bhatty: Dramaturgie der Gewalt.  
Betrachtungen eines Computerspiele-Entwicklers  / S. 173

Arbeitsmarkt 
Kultur: 
Vom Nischenmarkt  
zur Boombranche
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Dreierpack!
Aus Politik & Kultur Nr. 
Olaf Zimmermann und Theo Geißler (Hg.)
 Seiten, ISBN: ----, € ,

Aus Politik & Kultur Nr. 
Olaf Zimmermann und Theo Geißler (Hg.)
 Seiten, ISBN: ----, € ,

Aus Politik & Kultur Nr. 
Olaf Zimmermann und Theo Geißler (Hg.)
 Seiten, ISBN: ----, € ,

Vorwort und Einleitung
–  Stephan Dorgerloh, Stefan Rhein und  

Olaf Zimmermann: Disputationen I:  
Reflexionen zum Reformationsjubiläum  / S. 11

–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 13

Der lange Weg zum Reformationsjubiläum
–  Stefan Rhein: Vom Thesenanschlag zur  

Lutherdekade. Das Reformationsjubiläum   
als Einladung zum Diskurs / S. 17

–  Stephan Dorgerloh: Von freien Christen und  
mündigen Bürgern. Luthers Reformation / S. 20

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Udo Dahmen: 
 Reformation und Musik als Chance / S. 23

–  Dieter Georg Herbst: Am Anfang war das Wort –  
und was kommt danach? / S. 25

Der kultur- und religionspolitische Blick des Bundes
–  Bernd Neumann: Enormer Bildungsschub.  

Das Reformationsjubiläum  / S. 29

–  Siegmund Ehrmann: Was lange währt,  
wird endlich gut … / S. 30

–  Ingrid Fischbach: Luther  —  Jahre  
Reformation / S. 31

–  Raju Sharma:  neue Thesen / S. 33

– Stefan Ruppert: Initiativen vernetzen und

–  Bernd Neumann: Das Reformationsjubiläum   
als Chance begreifen. Das kirchlich Kulturengagement 
rückt stärker ins öffentliche Bewusstsein / S. 77

–  Cornelia Pieper: Von Wittenberg in die Welt.  
Die Lutherdekade in der Auswärtigen  Kultur- und 
 Bildungspolitik / S. 80

–  Peter Reifenberg: … ein glühender Backofen  
voller Liebe / S. 82

–  Georg Ruppelt: Thron und Altar / S. 85

–  Stephan Schaede: Luther gehört uns nicht / S. 87

–  Olaf Zimmermann: Luther gehört euch wirklich  
nicht! Evangelische Kirche sollte ihre Tore weit,  
sehr weit öffnen  / S. 90

–  Heinz Schilling: Luther historisch einordnen / S. 92

–  Friedrich Schorlemmer: »Die ganze Welt ist in der 
 Habsucht ersoffen wie in einer Sintflut«. Über  gemeinen 
Nutz und Wucher bei Martin Luther / S. 96

–  Rupert Graf Strachwitz: Luther und der Staat.  
Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesell- 
schaft bekennen? / S. 99

–  Johannes Süßmann: Heute würde Luther twittern. 
 Reformation und Neue Medien / S. 102

–  Olaf Zimmermann: Die Sprache ist Deutsch.  
Martin Luther hätte wohl für die Aufnahme von

Disputationen I: 
Reflexionen  
zum Reformations - 
jubiläum 
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Fragen Bündnis /
Die Grünen

CDU/CSU Die Linke FDP Piratenpartei SPD

Kulturpolitik auf bundespolitischer Ebene
() Besondere 
Schwerpunkte 
in der Bundes-
kulturpolitik; 
Erfordernis einer 
Kulturentwick-
lungsplanung; 
Verankerung des 
Staatsziels Kultur 
im Grundgesetz 

Verbesserung der 
sozialen Lage der 
Kulturschaff enden, 
Einführung von Min-
destabsicherungen 
und Honorarunter-
grenzen, Verbesserung 
der Gleichstellung 
von Frauen im Kultur-
betrieb; Einführung 
eines Gesamtkonzepts 
Kulturelle Bildung; 
Reform der Bundes-
kulturförderung mit 
Blick auf transparente 
Förderkriterien und 
verbindliche Rahmen-
bedingungen; Eintreten 
für das Staatsziel Kultur 
ist kein Gradmesser für 
Kulturfreundlichkeit 
einer Partei

Fortsetzung des Be-
währten besonders 
mit Blick auf den Kul-
turhaushalt; Stärkung 
des bürgerschaftlichen 
Engagements; Verbes-
serung der sozialen 
Lage der Künstler; Si-
cherung der Rechte der 
Urheber; Stärkung des 
Denkmalschutzes; wei-
tere Akzente im Bereich 
der kulturellen Bildung; 
Staatsziel Kultur ga-
rantiert keine stärkere 
Kulturförderung

Entwicklung alternati-
ver Konzepte der Kul-
turförderung, die den 
gesamten Kulturbereich 
in den Blick nehmen; 
Notwendigkeit einer 
Kulturentwicklungs-
konzeption des Bundes; 
weitere Ausgestaltung 
des kooperativen 
Kulturföderalismus; 
Einführung des Staats-
ziels Kultur im Grund-
gesetz; Wegfall des 
Kooperationsverbots 
im Bildungsbereich; 
Aufnahme einer Ge-
meinschaftsaufgabe 
Kultur im Grundgesetz; 
Einsatz für gute und 
existenzsichernde Ar-
beit im Kulturbereich; 
Verbesserung des Ur-
hebervertragsrechts, 
Einführung von Aus-
stellungshonoraren

Stärkung des Werts 
des geistigen Eigen-
tums; konsequente 
Bekämpfung von Urhe-
berrechtsverletzungen; 
Verankerung des Staats-
ziels Kultur im Grund-
gesetz; stabiler Kultur-
etat; Weiterentwicklung 
des Innovationsbegriff s 
mit Blick auf Kultur-
wirtschaft; Stärkung des 
Kulturgüterschutzes 
und Etablierung eines 
Verantwortlichen auf 
Bundesebene für dieses 
Thema; keine Notwen-
digkeit einer Kulturent-
wicklungsplanung

Verbesserung der sozi-
alen Rahmenbedingun-
gen für Kulturarbeit; 
Erarbeitung eines Kul-
turentwicklungsplans 
des Bundes; Veranke-
rung des Staatsziels 
Kultur im Grundgesetz; 
möglichst große Staats-
ferne in der Kulturpo-
litik

Verbesserung der sozia-
len Lage der Kultur- und 
Kreativschaff enden; 
Reform des Urheber-
rechts unter der Maß-
gabe eines Ausgleichs 
der Interessen von Ur-
hebern, Verwertern und 
Nutzern; Entwicklung 
einer strukturierten 
Kulturförderung und 
eine bessere Abstim-
mung mit der Länder-
förderung; Entwicklung 
eines Gesamtkonzepts 
zur Digitalisierung von 
Kulturgut; Stärkung der 
kulturellen Teilhabe 
und kulturellen Bil-
dung; Eintreten für ein 
Staatsziel Kultur und 
Sport

() Strukturelle 
Verankerung Kul-
turpolitik in Bun-
desregierung und 
Bundestag; 
Veränderungs-
bedarf bei beste-
henden Struktu-
ren 

Amt des Kulturstaats-
ministers ist gut; Kul-
turstaatsminister sollte 
Stimmrecht im Kabinett 
haben; off en für Minis-
ter für Kultur; wichtig 
ist bessere Vernetzung 
der verschiedenen mit 
Kultur befassten Res-
sorts (Auswärtiges Amt, 
Bildungsministerium, 
BKM usw.)

Amt des Staatsministers 
für Kultur und Medien 
im Bundeskanzleramt 
hat sich bewährt, daher 
soll daran festgehalten 
werden

Einführung eines Bun-
deskulturministeriums 
mit Kabinettsrang; 
Bündelung der ver-
schiedenen Kultur-
zuständigkeiten in 
diesem Ministerium; 
Fortsetzung des Aus-
schusses für Kultur und 
Medien im Deutschen 
Bundestag sowie des 
Unterausschusses Neue 
Medien im Deutschen 
Bundestag; sollte ein 
Netzausschuss einge-
richtet werden, muss 
Arbeit mit Ausschuss 
für Kultur und Medien 
verknüpft werden

Amt des Kulturstaats-
ministers sowie Aus-
schuss für Kultur und 
Medien haben sich 
bewährt und sollen so 
beibehalten werden

Einrichtung eines Mi-
nisteriums für Kultur 
und Medien unter 
Beachtung der Kul-
turhoheit der Länder; 
Aktivitäten sollten sich 
daher besonders an 
digitalen Kulturräumen 
ausrichten

Stärkung der Bundes-
kulturpolitik in der 
Bundesregierung und 
im Bundestag unter 
Berücksichtigung des 
kooperativen Kulturfö-
deralismus

() Planung einer 
Gemeindefi nanz-
reform, damit 
Kommunen mehr 
Spielräume zur 
Kulturfi nanzie-
rung haben

Steuerreformen sollen 
für eine gerechte Um-
verteilung zugunsten 
der Finanzierung des 
Gemeinwesens beitra-
gen, kommt auch der 
Kulturförderung zugute

Stärkung der Finanz-
kraft der Kommunen 
durch Übernahme von 
Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbs-
minderung; verlässliche 
Finanzausstattung von 
Kommunen soll Thema 
geplanter Föderalis-
muskommission werden

Umfassende Gemein-
defi nanzreform ist von 
Nöten; Kommunalfi -
nanzen müssen von 
konjunktureller Ent-
wicklung entkoppelt 
werden; Gewerbesteuer 
soll zu Gemeindewirt-
schaftssteuer weiter-
entwickelt werden, die 
Selbstständige und 
Freiberufl er ebenfalls 
einbezieht

Gemeindefi nanzreform 
ist erforderlich und soll 
in Föderalismusreform 
angegangen werden; 
Einführung eines ech-
ten Konnexitätsprinzips 
im Grundgesetz; Erset-
zung der Gewerbesteuer 
durch eigenen Hebesatz 
der Kommunen auf Ein-
kommens- und Körper-
schaftssteuer

Wichtiger als zusätz-
liche Mittel ist mehr 
Transparenz bei kom-
munaler Kulturförde-
rung

Planung eines Inves-
titions- und Entschul-
dungspakets für die 
Kommunen; Entlastung 
der Kommunen von 
steigenden Sozialaus-
gaben

() Verzahnung 
der Kultur- und 
Medienpolitik mit 
Politik für digitale 
Gesellschaft

Kultur-, Medien- und 
Netzpolitik müssen 
zusammen gedacht 
und bearbeitet werden; 
kultur-, medien- und 
netzpolitische Fra-
gestellungen müssen 
stärker untereinander 
koordiniert werden; 
fairer Interessenaus-
gleich mit Blick auf den 
Zugang zu digitalen Gü-
tern unter Wahrung der 
berechtigten Ansprüche 
der Urheber und der 
Interessen der Nutzer; 
im Blick sind dabei bil-
dungspolitische Ziele, 
datenschutzrechtliche 
Prioritäten, Persönlich-
keitsrechte und eine 
faire Vergütung der 
Urheber

Kultur- und Medienpo-
litik sollen in bewährter 
Zuordnung erhalten 
bleiben; Themengebiet 
»Digitales« ist ein neues 
Querschnittsgebiet

Zwischen Kultur-, Me-
dien- und Netzpolitik 
gibt es Überschneidun-
gen; Forderung nach 
einem eigenständigen 
Ausschuss Netzpolitik 
im nächsten Deutschen 
Bundestag

Diskussionsprozess ist 
noch nicht abgeschlos-
sen; bei allen Über-
schneidungen zwischen 
Kultur-, Medien- und 
Netzpolitik gibt es auch 
eigenständige von Kul-
tur- und Medienpolitik 
losgelöste Themenbe-
reiche der Netzpolitik

Verzahnung von Kultur-, 
Medien- und der 
»Politik als solcher« 
wird vorgelebt; Forde-
rung nach Netzneutra-
lität, uneingeschränkter 
Zugang zu öff entlichen 
Inhalten, Anerkennung 
digitaler Lebensräume 
als gleichberechtigte 
Lebensräume; freier 
Zugang ins Internet für 
alle Bürger

Bündelung der Kom-
petenzen von Kultur-, 
Medien- und Netzpolitik 
im Bund einschließlich 
der kulturellen Bildung

IM FOKUS

Wahlprüfsteine des Deutschen Kulturrates 
zur Bundestagswahl 
Synopse: die Antworten der Parteien im Überblick – zusammengestellt von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz
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Fragen Bündnis /
Die Grünen

CDU/CSU Die Linke FDP Piratenpartei SPD

() Erfordernis 
von nationalen 
Maßnahmen zur 
Umsetzung der 
Konvention Kul-
turelle Vielfalt

Umsetzung muss erfol-
gen; dabei soll die Zivil-
gesellschaft einbezogen 
werden

Ratifi zierung ist erfolgt, 
daher ist Konvention 
Kulturelle Vielfalt gel-
tendes Recht; Aufgabe 
ist, die Konvention Kul-
turelle Vielfalt und ih-
ren Entstehungszusam-
menhang immer wieder 
neu in das Bewusstsein 
zu bringen

Einsatz für die Viel-
falt der Kulturen in 
Deutschland sowie 
Stärkung von Minder-
heitenkulturen; Erfor-
dernis ein Vertragsge-
setz zur Welterbekon-
vention auf den Weg 
zu bringen; Einsatz für 
Ausnahmeregelungen 
für den Kulturbereich 
bei internationalen 
Handelsabkommen 
auf der Grundlage der 
Konvention Kulturelle 
Vielfalt

Schutz und Förderung 
der kulturellen Vielfalt 
sind wichtige Anliegen; 
die Konvention Kultu-
relle Vielfalt ist wich-
tiges Instrument, um 
den Doppelcharakter 
von Kulturgütern und 

-dienstleistungen zu 
wahren; dies darf aber 
nicht zu Protektions-
mus oder Quotierung 
kultureller oder sprach-
licher Angebote führen

Einsatz für die Umset-
zung der Konvention 
zur Kulturellen Vielfalt, 
dabei wird eine Zusam-
menarbeit mit interna-
tionalen Schwesterpar-
teien angestrebt

Ratifi zierung ist erfolgt, 
dadurch ist die Umset-
zung verpfl ichtend. Dies 
gilt insbesondere mit 
Blick auf die Handels-
politik

Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP)
() Schwerpunkte 
der AKBP; Ver-
zahnung AKBP 
mit Kulturpolitik 
im Inland; Einbe-
ziehung zivilge-
sellschaftlicher 
Akteure in AKBP

Kulturpolitik ist aktive 
Friedenspolitik; AKBP 
soll gestärkt werden, 
Mittlerorganisationen 
sind dabei natürliche 
Partner; kulturelle 
Verständigung essen-
zieller Schlüssel für 
zusammenwachsendes 
Europa; enge Verzah-
nung der deutschen 
Kulturinnenpolitik mit 
Kulturpolitik europäi-
scher Nachbarn; AKBP 
hat wichtige Rolle bei 
Krisenprävention und 

-bewältigung

Interkultureller Dia-
log, Aufbau und Pfl ege 
nachhaltiger Netzwerke 
sowie langfristiger Part-
nerschaften wesentli-
che Elemente der AKBP; 
Stärkung der Zusam-
menarbeit mit mittel- 
und osteuropäischen 
Ländern; Bildungspo-
litik ist Teil der Frie-
denspolitik, daher wird 
Schwerpunkt auf diesen 
Bereich gelegt; AKBP 
muss aus haushalts-
technischen Gründen 
deutlichen Auslandsbe-
zug haben auch wenn 
sie Resonanzboden im 
Inland hat; zivilgesell-
schaftliche Akteure 
werden einbezogen

AKBP ist Krisenprä-
vention und damit 
Friedenspolitik; Ein-
beziehung der Zivilge-
sellschaft hat hohen 
Stellenwert; Unteraus-
schuss Auswärtige Kul-
turpolitik sollte beim 
Ausschuss für Kultur 
und Medien angesiedelt 
werden; fraglich, ob 
AKBP beim Auswärtigen 
Amt gut aufgehoben ist; 
Stärkung des Ausland-
schulwesens; Verbesse-
rung der Finanzierung 
der Goethe-Institute

AKBP ist von großer Be-
deutung; angesichts des 
internationalen Wettbe-
werbs und des zu erwar-
tenden Fachkräfteman-
gels muss Deutschland 
international für sich 
werben; Interesse an 
Deutschland soll bei 
Hochqualifzierten ge-
stärkt werden; Präsenz 
der Goethe-Institute 
und Auslandsschulen 
soll auch mit Blick auf 
die Vermittlung der 
deutschen Sprache ver-
bessert werden; Zustän-
digkeit für AKBP und 
Kulturpolitik im Inland 
sind institutionell ge-
trennt, Verzahnungen 
ergeben sich mit Blick 
auf das Reformationsju-
biläum  und das Ge-
denken an den Ausbruch 
des . Weltkriegs 

Im digitalen Lebens-
raum gibt es keine Un-
terscheidung zwischen 
internationaler und 
nationaler Kultur, 
Verzahnung fi ndet 
daher statt; wesentlich 
ist, dass Freiräume 
erhalten bleiben und 
gefördert werden

Stärkung der AKBP; 
Anpassung der AKBP 
an Bedingungen der 
Globalisierung; AKBP 
muss dialogisch sein, 
das schließt den Dialog 
mit Zivilgesellschaft 
ein; AKBP hört auf die 
Interessen anderer Län-
der, muss sensibel mit 
Blick auf Konfl ikte sein 
und darf nicht einseitig 
auf deutsche Interessen 
ausgerichtet sein

() Schwerpunkte 
europäischer Kul-
turpolitik; Not-
wendigkeit einer 
europäischen Au-
ßenkulturpolitik

EU braucht mehr kultu-
rellen Austausch, mehr 
Programmmittel sowie 
stärkere Unterstützung 
der kulturellen Vielfalt; 
EU ist auch ein kultu-
reller Ort der Verständi-
gung; EU-Außenkultur-
politik ist erforderlich, 
um Grundwerte der EU 
nach innen und außen 
zu vermitteln; Konven-
tion Kulturelle Vielfalt 
muss mit Blick auf Han-
delspolitik mit Leben 
erfüllt werden

Europäische Kultur-
politik soll Ausbildung 
eines europäischen Kul-
turraums, europäischer 
Identität und grenz-
überschreitendem Dia-
log dienen; Tendenzen 
der Kommerzialisierung 
von Kultur soll entge-
gen gewirkt werden; 
Förderung der Mobili-
tät von Künstlern und 
Werken; Grundlage der 
europäischen Kulturpo-
litik muss das Subsidia-
ritätsprinzip bleiben; 
Prüfung, ob Synergien 
in Form gemeinsamer 
Programme beim Euro-
päischen Auswärtigen 
Dienst genutzt werden 
können

Kultur ist Teil der Da-
seinsvorsorge und darf 
daher Binnenmarktre-
geln nicht unterworfen 
werden; Sicherung der 
fi nanziellen Ausstat-
tung der Kulturförder-
programme; Stärkung 
des kulturellen Aus-
tauschs gerade auch mit 
Blick auf Ost- und West-
europa; besonderes An-
liegen europäische Kul-
turpolitik mit Blick auf 
die Rahmenbedingun-
gen im Urheberrecht; 
Kulturattachés in den 
EU-Vertretungen kön-
nen direkten Austausch 
nicht ersetzen

Stärke der EU liegt in 
kultureller Vielfalt, da-
her sollten keine neuen 
Strukturen geschaff en 
werden; Mittlerorgani-
sationen aus den Mit-
gliedstaaten sollen stär-
ker zusammenarbeiten; 
durch AKBP soll das 
Verbindende des euro-
päischen Kulturraums 
stärker herausgestellt 
werden

Europäische Kultur-
politik ist als gemein-
schaftsstiftendes Ele-
ment wichtig; Erweite-
rung des europäischen 
Kulturraums auf das 
Internet als Grundlage 
eines Gemeinschafts-
verständnisses auf 
europäischer Ebene; 
Reform des Urheber-
rechts, um Teilhabe an 
Kunst und Kultur zu 
verbessern

Eintreten für Euro-
päische Auswärtige 
Kulturpolitik, die nach 
innen und außen wirkt; 
Kulturelle Vielfalt als 
Merkmal europäischer 
Identität; Zugang zu 
Kunst und Kultur für 
alle Europäer 

() Erfordernis 
von internationa-
len Maßnahmen 
zur Umsetzung 
der Konvention 
Kulturelle Vielfalt

Die Konvention Kultu-
relle Vielfalt wurde von 
EU ratifi ziert und ist da-
her bindend; sie muss 
auch bei Handelsab-
kommen der EU berück-
sichtigt werden; Kultur-
fördersysteme müssen 
erhalten bleiben

Prinzipien der Konven-
tion Kulturelle Vielfalt 
sind Handlungsgrund-
lage für Kulturpolitik

Bindungswirkungen der 
Konvention Kulturelle 
Vielfalt mit Blick auf 
Freihandelsabkommen 
werden derzeit geprüft; 
Kultur muss von inter-
nationalen Handelsab-
kommen ausgenommen 
werden

Konvention Kulturelle 
Vielfalt wurde ratifi -
ziert; für eine breite 
Unterzeichnung wird 
geworben

Staatlich geförderte 
und getragene Institu-
tionen müssen gesell-
schaftlichem Auftrag 
zur kulturellen Teilhabe 
nachkommen und sich 
auf kommunaler und 
überregionaler Ebene 
mit Kulturakteuren ver-
netzen

Konvention Kulturelle 
Vielfalt muss im euro-
päischen Kontext 
ernster genommen 
werden; Anwendung bei 
europäischer Handels-
politik

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
() Veränderun-
gen bei sozialer 
Absicherung 
von Künstlern; 
Anhebung des 
Bundeszuschusses 
zur Künstlersozi-
alkasse

Der Kreis der Abgabe-
pfl ichtigen soll besser 
erfasst und kontrolliert 
werden

Gesetzliche Präzisie-
rung zur besseren Erfas-
sung der Abgabepfl ich-
tigen durch Deutsche 
Rentenversicherung 
notwendig

Erhalt und Ausbau der 
Künstlersozialversi-
cherung; alle Verwerter 
müssen Zahlungspfl icht 
nachkommen; bessere 
Prüfung der Abgabe-
pfl ichtigen durch Deut-
sche Rentenversiche-
rung; Nachdenken über 
Erhöhung des Bun-
deszuschusses, wenn 
andere Maßnahmen 
nicht greifen; zentrales 
Anliegen Festhalten am 
off enen Künstlerbegriff 

Minderung des Kosten-
drucks auf Künstler und 
Verwerter; Eingrenzung 
des bürokratischen Auf-
wands; Befreiung der 
Kleinunternehmen von 
der Abgabepfl icht; hier-
für ist nachvollziehbare 
Referenzgröße erfor-
derlich; keine Erhöhung 
des Bundeszuschusses

Veränderung der Künst-
lersozialkasse (KSK), 
da sie die Anforderun-
gen der kleinen, sich 
selbst organisierenden 
Kreativzellen nicht 
erfüllt; KSK bevorzugt 
Großunternehmen; KSK 
geht nicht adäquat auf 
Selbstvermarktung ein; 
Bundeszuschuss soll 
erhöht werden

Stabilisierung der 
Künstlersozialversiche-
rung durch Erfassung 
aller Abgabepfl ichtigen; 
Erhöhung des Bundes-
zuschusses ist dann 
nicht erforderlich
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() Einbeziehung 
weiterer Selbst-
ständiger aus dem 
Kulturbereich in 
gesetzliche 
Sozialversiche-
rung

Weiterentwicklung der 
Kranken- und Pfl e-
geversicherung zur 
Bürgerversicherung, 
dabei soll besondere 
Situation der Künstler 
berücksichtigt werden; 
Prinzipien der Künst-
lersozialversicherung 
sollen auch bei Bürger-
versicherung erhalten 
bleiben

Verbesserung des sozia-
len Schutzes von Selbst-
ständigen; Einführung 
einer Altersvorsorge-
pfl icht für Selbstständi-
ge, die nicht anderwei-
tig abgesichert sind und 
die Existenzgründer 
nicht überfordert

Einbeziehung von 
Selbstständigen in 
Renten-, Kranken- und 
Pfl egeversicherung; 
Übernahme der Kosten 
bis zu einer bestimmten 
Einkommenshöhe

Klarere Fassung des 
Versichertenbegriff s in 
KSK

Durchführung einer 
anonymen Erhebung 
wie Künstler ihren 
Lebensunterhalt be-
streiten 

Einbeziehung von 
Selbstständigen in 
gesetzliche Rentenver-
sicherung; Einführung 
einer Bürgerversiche-
rung als Kranken- und 
Pfl egeversicherung

() Veränderung 
der Rahmenfrist 
im Arbeitslosen-
geld I (ALG I) für 
Künstler

Veränderung von An-
spruchsdauer und 
Rahmenfrist für ALG I 
im Verhältnis : von 
Beitrags- zu Anspruchs-
zeiten; Förderung der 
berufl ichen Weiterbil-
dung 

Weitere geeignete Inst-
rumente zur Verbesse-
rung der sozialen Lage 
von Künstlern sollen 
geschaff en werden

Verlängerung der Rah-
menfrist auf drei Jahre; 
Erleichterung der Zu-
gangsbedingungen für 
kurzzeitig Beschäftigte

Ergebnisse der wissen-
schaftlichen Evaluie-
rung der bisherigen 
Maßnahmen sollen 
abgewartet werden

Wegfall der Rahmenfrist 
für Künstler und an 
künstlerischen Prozes-
sen Beteiligte

Verlängerung der Rah-
menfrist auf drei Jahre

Steuerpolitik
() Ermäßigter 
Umsatzsteuersatz 
für Kulturgüter 
auf EU-Ebene

Katalog der Mehrwert-
steuerermäßigungen 
soll reduziert werden; 
für E-Books soll ermä-
ßigter Mehrwertsteuer-
satz gelten

Auf EU-Ebene wenig 
Chancen für ermäßig-
ten Mehrwertsteuersatz 
für Kulturgüter ange-
sichts der Haushalts-
konsolidierung; auf 
nationaler Ebene Erhalt 
ermäßigter Mehrwert-
steuersatz für Bücher, 
Einführung des ermä-
ßigten Mehrwertsteuer-
satzes für E-Books und 
Hörbücher

Eintreten für ermäßig-
ten Mehrwertsteuersatz 
für alle Kulturgüter; 
Eintreten für Änderung 
der EU-Mehrwertsteu-
ersystemrichtlinie

Einsatz für bestmög-
liche steuerliche 
Rahmenbedingungen 
für Kunst und Kultur; 
Off enheit gegenüber 
weiteren Anpassungen 
bei ermäßigtem Mehr-
wertsteuersatz, aller-
dings muss mit Blick auf 
Haushaltskonsolidie-
rung abgewogen werden, 
ob weitere Ermäßigun-
gen sinnvoll sind

Abschaff ung des ermä-
ßigten Mehrwertsteu-
ersatzes für Kulturgüter 
und Anpassung an den 
einheitlichen Abgabe-
satz

Geltender ermäßigter 
Mehrwertsteuersatz ist 
sinnvoll und soll auf 
E-Books ausgedehnt 
werden; gezielte För-
derung von Kunst und 
Kultur

() Einführung
eines Options-
modells für
Umsatzsteuer-
befreiungen auf
europäischer 
Ebene

Keine Pläne Erhalt der Umsatzsteu-
erbefreiung für Theater, 
Orchester, Kammer-
ensemble und freie 
Theater

Einführung eines Opti-
onsmodells zur Umsatz-
steuerbefreiung

Beibehaltung des Opti-
onsmodells 

() Umsatzsteu-
erbefreiung für 
Bühnenregisseure, 
Choreographen, 
Bühnen- und Kos-
tümbildner 

Ziel ist Rechtssicherheit 
für steuerliche Beurtei-
lung aller Bühnenschaf-
fenden

Umsatzsteuerbefrei-
ung für Bühnen- und 
Kostümbildner wäre 
wünschenswert; Steu-
ervergünstigungen sind 
schwer durchzusetzen

Einsatz für Umsatz-
steuerbefreiung der ge-
nannten Bühnenberufe

Einsatz für generelle 
Umsatzsteuerbefreiung 
für alle an künstleri-
schen Werken Beteiligte 

() Veränderun-
gen bei Besteu-
erung ausländi-
scher Künstler

Keine Veränderungen 
geplant

Keine Veränderungen 
geplant

Einsatz für eine Besteu-
erung ausländischer 
Künstler analog den 
Niederlanden

Vereinfachungen ins-
besondere für kleine 
Produktionen

Keine Veränderungen 
geplant

Urheberrechtspolitik
() Erfordernis 
von Maßnahmen 
zur Stärkung des 
Urheberrechts

Ziel ist echter Interes-
senausgleich zwischen 
Urhebern, Nutzern und 
Verwertern; Zugang zu 
und Teilhabe an künst-
lerischen Werken ist 
genauso schützenswert 
wie die Rechte der Kre-
ativen an Werken

Weiterentwicklung des 
Urheberrechts insbe-
sondere mit Blick auf 
Privatkopie und den 
Umgang mit Rechtsver-
stößen durch Nutzer

Einführung unabding-
barer Vergütungsan-
sprüche; Einschränkung 
von Total-Buyouts; 
Einführung eines 
durchsetzungsstarken 
Urhebervertragsrechts; 
Entwicklung von Ver-
gütungs- und Bezahl-
modellen jenseits der 
etablierten Verwer-
tungskanäle; Reform 
der Verwertungsgesell-
schaften; Einführung 
eines unabdingbaren 
Zweitveröff entlichungs-
rechts für Wissen-
schaftler; Einführung 
einer Mash-up-Schran-
ke; fairer Ausgleich 
von Verwertungs- und 
Nutzungsinteressen; 
Zusammenfassung der 
bisherigen Schranken-
regelungen durch die 
Bereichsausnahme 

Hohes Schutzniveau 
muss in digitaler Welt 
erhalten bleiben, damit 
Anreize für Kreativwirt-
schaft geschaff en wer-
den; im Zentrum des 
Urheberrechts Schutz 
der kreativen Leistung; 
Stärkung der interna-
tionalen Zusammenar-
beit, um Rechtsdurch-
setzung zu verbessern 

Reform des Urheber-
rechts mit dem Ziel, 
die Rechte der Urhe-
ber und der Nutzer zu 
stärken; Einführung 
einer Fair-use-Regel; 
Einführung des Rechts 
auf Remix und Mash-
up; Einführung alter-
nativer Bezahl- und 
Finanzierungsmodelle 
für Künstler; alle von 
Behörden in Auftrag 
gegebenen Werke sollen 
vom Urheberrecht aus-
genommen werden

Verbindung zwischen 
Urheber und Werk ist 
unverbrüchlich; auch 
in digitaler Welt muss 
Urheberrecht Urhebern 
eine angemessene 
Vergütung ihrer Werke 
gewährleisten; konse-
quente Bekämpfung 
gewerbsmäßiger Urhe-
berrechtsverletzungen

() Evaluierung 
des Urheber-
vertragsrechts

Rechte der Urheber 
sollen gestärkt wer-
den; Einführung eines 
bindenden Schlich-
tungsverfahrens über 
gemeinsame Vergü-
tungsregeln; Veranke-
rung eines gesetzlichen 
Auskunftsanspruchs 
über Art und Umfang 
der Werknutzung

Urhebervertragsrecht 
gehört auch künftig auf 
Tagesordnung

Vorschläge zur Stär-
kung der Position von 
Urhebern wurden ge-
macht, dazu gehören 
u.a.: Gestaltung eines 
Schlichtungsverfahrens, 
das zu verbindlichen 
Abschlüssen führt

Prüfung, inwiefern 
gesetzgeberischer 
Handlungsbedarf be-
steht; Vertragsfreiheit 
darf nicht angetastet 
werden; grundlegende 
Reform des Urheber-
vertragsrechts wird 
abgelehnt

Deutliche Stärkung der 
Stellung der Urheber 
gegenüber Rechtever-
wertern; Einräumung 
von Zweitverwertungs-
rechten; Begrenzung 
der Vergabe ausschließ-
licher Nutzungsrechte 
auf maximal  Jahre

Evaluierung des Ur-
hebervertragsrechts, 
Stärkung der Rechte der 
Urheber; Prüfung von 
Maßnahmen zur Ver-
besserung der Verbind-
lichkeit des Schiedsver-
fahrens
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() Bewertung des 
Urheberrechts 
für den Wissen-
schaftsbereich

Urheberrecht für den 
Wissenschaftsbereich 
soll reformiert werden; 
Ziel ist es, Bildung und 
Wissenschaft Zugang zu 
digitalen Werken unter 
fairen Bedingungen zu 
gewährleisten

Vereinfachung des Ein-
satzes digitaler Studi-
enmaterialien; Entwick-
lung einer open access-
Strategie zusammen 
mit der Wissenschaft

Forderung nach beson-
deren Nutzungsfreihei-
ten im Urheberrecht für 
Wissenschaftsbereich; 
Wissenschaftsschranke 
soll für alle Werkarten 
gelten; Einführung 
einer europäischen 
Anpassung der Wis-
senschaftsschranke; 
Einführung eines 
unabdingbaren Zweit-
verwertungsrechts 
für überwiegend aus 
öff entlichen Mitteln 
fi nanzierte Forschungs-
arbeiten

Keinen zwingend ge-
regelten kostenfreien 
Zugang zu Inhalten im 
Netz; in Förderrichtli-
nien Mittelvergabe von 
Veröff entlichung der 
Forschungsergebnisse 
unter open access ab-
hängig machen

Geltendes Urheberrecht 
behindert den Wissen-
schaftsbereich; Werke, 
die mittels öff entlicher 
Förderung erstellt 
werden, müssen frei zu-
gänglich sein; Stärkung 
der Position öff entli-
cher Bibliotheken und 
Ausweitung von deren 
Rechten zur Digitalisie-
rung von Büchern

Einführung eines un-
abdingbaren Zweitver-
öff entlichungsrechts 
für wissenschaftliche 
Autoren; Überprüfung 
der Bildungs- und Wis-
senschaftsschranke

() Hinterlegungs-
pfl icht für gesetz-
liche Vergütungs-
ansprüche

Prüfung, ob Hinterle-
gungspfl icht eine geeig-
nete Maßnahme ist, um 
Vergütung der Urheber 
sicher zu stellen

Gesetzliche Vergü-
tungspfl icht könnte 
Ansprüche der Urheber 
durchsetzen helfen

Tarife sollen vor In-
krafttreten von Deut-
schem Patent- und Mar-
kenamt auf Angemes-
senheit geprüft werden; 
Umsetzung der Emp-
fehlung der Enquete-
Kommission »Kultur in 
Deutschland« zur Hin-
terlegungspfl icht

Keine Planung einer 
gesetzlichen Hinterle-
gungspfl icht

Vor Einführung einer ge-
setzlichen Vergütungs-
pfl icht muss Transpa-
renz bei ZPÜ geschaff en 
werden, DPMA muss 
Vergütungsschlüssel 
prüfen; Beteiligung der 
Verwerter an Vergütun-
gen der Verwertungsge-
sellschaften beenden; 
Stärkung und Förderung 
alternativer Verwer-
tungsgesellschaften

Prüfung der Einführung 
eines gesetzlichen Hin-
terlegungsanspruchs für 
gesetzliche Vergütungs-
ansprüche

Medienpolitik
() Haltung zu 
aktueller Situa-
tion öff entlich-
rechtlicher Sen-
der; Bedarf nach 
Änderungen mit 
Blick auf Transpa-
renz

Starker, inhaltlich 
umfassend und auf 
drei Säulen (Radio, 
Fernsehen, Internet) 
aufgestellter öff entlich-
rechtlicher Rundfunk ist 
unverzichtbar; staatsfer-
ne Aufsicht erforderlich; 
Forderung nach Evalu-
ation des Rundfunkbei-
trags; Abschaff ung der 
Depublizierungspfl icht 
nach  Tagen; Bund 
kann nur appellativ wir-
ken, da Gesetzgebung 
bei Ländern liegt

Qualität muss Marken-
zeichen des öff entlich-
rechtlichen Rundfunks 
sein 

Erfordernis von Nach-
besserungen bei Haus-
haltsabgabe, da sie 
sozial ungerecht ist; 
Erfordernis einer nach-
haltigen Reform der 
inneren Struktur des 
öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks; Gewährleis-
tung der Staatsferne des 
öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks

Bekenntnis zum dualen 
Rundfunksystem; Ab-
kehr vom Beitragsmo-
dell; Einsatz für größere 
Transparenz und Kon-
kretisierung des Grund-
versorgungsauftrags des 
öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks

Einsatz für volle Aus-
gabentransparenz des 
öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks; statt Rund-
funkbeitrag soll Rund-
funksteuer eingeführt 
werden; Forderung 
nach unmittelbarer 
Beteiligung der Bürger 
an Besetzung der Rund-
funkräte

Rundfunk ist Kul-
turgut; Entwicklung 
von Maßnahmen zur 
Fortentwicklung der 
Medienordnung, hier 
u.a. Aufhebung der 
Depublikationspfl icht 
nach  Tagen; Bewah-
rung und gegebenen-
falls Verbesserung der 
Informations- und Un-
terhaltungsqualität des 
öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks

() Bedarf nach 
neuen Geschäfts-
modellen im 
Internet; Gewähr-
leistung der Rech-
te der Kultur- und 
Medienschaff en-
den

Unterstützung der 
Entwicklung neuer 
Geschäftsmodelle; Fort-
setzung der Debatte um 
die Einführung eines 
Pauschalabgabenmo-
dells zur Eindämmung 
von Raubkopien

Politik darf keine 
Geschäftsmodelle vor-
geben, sondern muss 
Rahmenbedingungen 
gestalten; Rechtein-
haber müssen vor ille-
galer Vervielfältigung 
geschützt werden; 
Leistungsschutzrecht 
für Presseverlage wird 
Entwicklung von paid-
content-Modellen be-
fördern

Unternehmen und nicht 
Politik sollen neue 
Geschäftsmodelle ent-
wickeln; Politik muss 
Rahmenbedingungen 
gestalten; stärkere 
Förderung von nicht-
kommerziellen künst-
lerischen Angeboten im 
Internet 

Internet bietet ausrei-
chend Raum für neue 
Geschäftsmodelle; 
starkes Urheberrecht ist 
unverzichtbar; Ableh-
nung von Pauschalver-
gütungsmodellen

Forderung, öff entlich-
rechtlich produzierte 
und eingekaufte Forma-
te uneingeschränkt und 
gemeinfrei zu publi-
zieren; Forderung nach 
diskriminierungsfreiem 
Zugang zum Internet

Verbesserung der Rah-
menbedingungen für 
neue Geschäftsmodelle; 
starkes Urheberrecht 
ist unerlässlich; Ziel ist 
gerechter Ausgleich von 
Interessen der Nutzer, 
Urheber und Verwerter

() Digitalisierung 
von Kulturgut; 
Rettung des 
audiovisuellen 
Erbes

Digitalisierung des 
Filmerbes zentrales 
Anliegen; Einrichtung 
eines »Runden Tisches« 
der verschiedenen 
Beteiligten, um schlüs-
siges Digitalisierungs-
konzept auf den Weg 
zu bringen und 
urheberrechtliche 
Fragen zu klären

Einsatz für umfassende 
Sicherung des Filmer-
bes, insbesondere durch 
Digitalisierung; Unter-
stützung des Kinema-
thekverbunds; Weiter-
führung der Deutschen 
Digitalen Bibliothek

Programm zur Digitali-
sierung des kulturellen 
Erbes soll aufgelegt 
werden, dabei soll 
besonders audiovisu-
elles Erbe in den Blick 
genommen werden; 
dauerhafte fi nanzi-
elle Unterstützung 
der Digitalisierung im 
Rahmen der Deutschen 
Digitalen Bibliothek; 
Langzeitarchivierung 
des Filmbestands vor-
aussichtlich analog zu 
gewährleisten

Intensivierung der 
Digitalisierung im 
Rahmen der Deutschen 
Digitalen Bibliothek, 
besonderer Fokus auf 
Langzeitarchivierung; 
Forderung nach einem 
Konzept der Bundesre-
gierung zur Digitalisie-
rung des Filmerbes

Digitalisierung von 
Kulturgut ist eine Jahr-
hundertaufgabe; Förde-
rung einer umfassenden 
Strategie zur Digitali-
sierung von Kulturgut, 
die nicht auf Zusam-
menarbeit mit privaten 
Dienstleistern basiert; 
besonderer Handlungs-
bedarf besteht bei der 
Digitalisierung von 
Filmen; mit Steuermit-
teln digitalisierte Filme 
müssen gemeinfrei sein

Einsatz für eine rechts-
sichere Digitalisierung 
von Print-, Musik- und 
Filmwerken, dabei muss 
bei Nutzung angemes-
sene Vergütung der Ur-
heber erfolgen

() Vermittlung 
von Medienkom-
petenz

Förderung der Medien-
kompetenz insbeson-
dere in kindlicher und 
schulischer Bildung; 
Medienkompetenz 
muss erlebtes Lernen 
sein; Integration von 
Medienkompetenzbil-
dung in Lehrer- und Er-
zieherausbildung; Ein-
beziehung von Eltern 
bei Vermittlung von 
Medienkompetenz; Ein-
richtung einer bundes-
weiten Koordinierungs-
stelle zur Netzwerkbil-
dung Medienkompetenz

Vermittlung von Medi-
enkompetenz für alle 
Generationen zentral; 
Kinder und Jugendliche 
müssen vor Auswüch-
sen der Medienwelt 
geschützt werden; 
Anpassung des Jugend-
medienschutzstaatsver-
trags

Medienbildung – als 
umfassender Begriff  – 
ist Grundvoraussetzung 
im digitalen Zeitalter; 
Vermittlung von Kennt-
nissen zum eigenver-
antwortlichen Umgang 
und der Gestaltung von 
Medien; Medienbildung 
betriff t alle Generati-
onen

Vermittlung von Medi-
enkompetenz zentral in 
digitaler Welt; Medien-
kompetenzvermittlung 
muss auch technische 
Fertigkeiten und 
Grundlagen des Daten-
schutzes vermitteln; 
effi  zientere Förderung 
der Medienkompetenz-
vermittlung; Ausbau der 
Forschungsaktivitäten 
in diesem Bereich

Schwerpunkt des Ju-
gendschutzes  muss 
bei Aufklärung und 
Vermittlung von Medi-
enkompetenz liegen; in 
der Schule muss Ver-
mittlung von Medien-
kompetenz fächerüber-
greifend erfolgen

Medienkompetenz be-
triff t alle Generationen; 
jeder Schüler soll mit 
mobilem Computer 
ausgestattet werden; 
Schulbücher und Lern-
inhalte sollen im Netz 
oder Intranet zugäng-
lich sein
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Fragen Bündnis /
Die Grünen

CDU/CSU Die Linke FDP Piratenpartei SPD

() Medienpoli-
tische Akzente 
auf europäischer 
Ebene

Bei Frequenzpoli-
tik dürfen Rundfunk 
und Kultur nicht aus 
dem Blick geraten; 
Unterstützung des 
Breitbandausbaus; 
Unterstützung der 
formulierten EU-Ziele 
zur Medienkompetenz; 
Forderung nach einer 
Bereichsausnahme für 
Kultur und Medien bei 
den Verhandlungen 
zum Freihandelsabkom-
men EU-USA

Gezielte Zusammenar-
beit von Bund, Ländern 
und europäischer Ebene 
in der Medienpolitik; 
Sicherstellung, dass na-
tionale föderale Struk-
turen auf europäischer 
oder internationaler 
Ebene nicht beeinträch-
tigt werden

Einsatz für Medienpoli-
tik, die der Konvergenz 
der Medien Rechnung 
trägt; Einsatz für gute 
Arbeitsbedingungen in 
Medienunternehmen; 
Breitbandausbau; Stär-
kung von nichtkommer-
ziellen Verbreitungswe-
gen; Erhalt bestehender 
Datenschutzstandards

Schaff ung einheitlicher 
Regulierungsstandards, 
um gleiche Wettbe-
werbsbedingungen für 
alle Marktteilnehmer zu 
schaff en

Einsatz auf europäi-
scher Ebene für mehr 
Freiheit statt weiterer 
Einschränkungen, bei-
spielsweise Eintreten 
gegen die Richtlinie zur 
Durchsetzung des geis-
tigen Eigentums

Gewährleistung eines 
umfassenden Verbrau-
cherschutzes; Unter-
stützung der kulturellen 
und medialen Vielfalt 
in Europa; Sicherung 
vielfältiger Medienland-
schaft; Sicherstellung, 
dass Schutz und För-
derung von Kultur und 
Medien durch Freihan-
delsabkommen EU-USA 
nicht beeinträchtigt 
werden

Bildungspolitik
() Abschaff ung 
des Kooperations-
verbots im Bil-
dungsbereich

Einsatz für Abschaff ung 
des Kooperations-
verbots; Einsatz für 
kooperativen Bildungs-
föderalismus zur Stär-
kung von Bildung und 
Wissenschaft

Ablehnung von intrans-
parenten Mischzustän-
digkeiten; in manchen 
Bereichen des Bildungs-
wesens sind Kooperati-
onen möglich

Einsatz für Abschaff ung 
des Kooperationsver-
bots; Föderalismusre-
form hat zur Zunahme 
von Projekten geführt, 
die Nachhaltigkeit ver-
missen lassen

Einsatz für Lockerung 
des Kooperationsver-
bots mit Blick auf ins-
titutionelle Förderung 
von Hochschulen und 
Wissenschaftseinrich-
tungen

Einsatz für Abschaff ung 
des Kooperationsver-
bots, da es an Anforde-
rungen der vernetzten 
Welt vorbei geht

Einsatz für Aufhebung 
des Kooperationsver-
bots und Einfügung 
eines neuen Grundge-
setzartikels, damit dau-
erhafte Finanzhilfen des 
Bundes für Bildung und 
Wissenschaft möglich 
sind; verbindliche Um-
setzung von Bildungs-
standards; Entwicklung 
von nationalen Stan-
dards für gymnasiale 
Oberstufe

() Weiterentwick-
lung Programm 
»Kultur macht 
stark«

Programm ist Ergän-
zung anderer Förder-
arten; vordringlich ist 
aber Abschaff ung des 
Kooperationsverbots

Programm wird fort-
geführt und soll wie 
geplant auf  Millio-
nen Euro/Jahr auf-
gestockt werden

Unterstützung von In-
itiativen, die Bildungs-
armut entgegen wirken; 
Befürchtung, dass 
Eff ekte aus Programm 
unbefriedigend blei-
ben; Begrenzung auf 
bundesweite Initiativen 
und Verbände kritisch; 
besser als Programm 
wäre auskömmliche 
Finanzierung von Kom-
munen; Abschaff ung 
Kooperationsverbot 
zentral; statt in Pro-
gramme soll in kulturel-
le Infrastruktur inves-
tiert werden

Stehen zu Programm; 
Einsatz auch über das 
Jahr  hinaus für Ex-
pansion der Bildungs-
förderung

Fortführung des Pro-
gramms; Forderung 
nach Berücksichtigung 
digitaler Lebensräume

Einsatz für ein ab-
gestimmtes Konzept 
kultureller Bildung 
unter Einbeziehung der 
Länder; Wirkung des 
Programms bleibt hinter 
dem Potenzial zurück

() Stärkung 
Mobilität der 
Studierenden

Erhöhung des BAföGs; 
Ermöglichung des 
Auslands-BAföGs für 
komplette Studiengän-
ge im europäischen 
Hochschulraum

Fortsetzung der Poli-
tik zur Umsetzung der 
Bologna-Reform und 
der Anpassung des 
Auslands-BAföGs an 
europäischen Hoch-
schulraum

Umsteuern des Bo-
logna-Prozesses zur 
Ermöglichung echter 
Internationalisierung 
der Hochschulen erfor-
derlich; Ermöglichung 
einer eigenständigen 
Studiengestaltung

Veränderung der Hoch-
schulfi nanzierung zur 
Schaff ung überregional 
vergleichbarer Wett-
bewerbsbedingungen; 
Übernahme der Kosten 
für ausländische Stu-
dierende durch den 
Bund; weitere Entbüro-
kratisierung des BAföGs 

Vollumfängliche Unter-
stützung des Promos-
Programms des Deut-
schen Akademischen 
Austauschdienstes 
(DAAD)

Stärkung der Mobilität 
Studierender; Intensi-
vierung der europawei-
ten Zusammenarbeit 
von Hochschulen; För-
derung der verstärkten 
Einrichtung von Europa 
Hochschulen

() Integration 
kultureller 
Bildung in Stadt-
entwicklungs-
politik

Durch Aufhebung des 
Kooperationsverbots 
soll Bildungsbereich 
besser in Stadtentwick-
lungspolitik integriert 
werden

Keine Eingliederung der 
kulturellen Bildung in 
Stadtentwicklungspoli-
tik, sondern Förderung 
der Zusammenarbeit 
von Trägern der kultu-
rellen Bildung mit Bil-
dungseinrichtungen in 
städtischen und ländli-
chen Regionen

Vernetzung kultureller 
Bildung mit Stadtent-
wicklungspolitik erfor-
derlich 

Verschränkung kulturel-
ler Bildung mit Stadt-
entwicklungspolitik 
sinnvoll

Verbindung von kul-
tureller Bildung mit 
Stadtentwicklungspoli-
tik ist erforderlich

Verstärkte Förderung 
von Bildungslandschaf-
ten und Bildungsnetz-
werken; Weiterentwick-
lung des Programms 
»soziale Stadt« zu 
ressortübergreifendem 
Leitprogramm für so-
zialen Zusammenhalt 
unter Beteiligung der 
kulturellen Bildung

() Ausbau der 
Förderung kultu-
reller Kinder- und 
Jugendbildung; 
Förderung bun-
deszentraler Inf-
rastrukturen

Sicherung der struktu-
rellen und fi nanziellen 
Rahmenbedingungen 
der kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung; 
Weiterentwicklung und 
Ausbau des Kinder- und 
Jugendplans des Bundes

Nachhaltige Veran-
kerung kultureller 
Bildungsangebote in 
lokalen Bildungsland-
schaften durch »Kultur 
macht Schule«; bessere 
Teilhabe benachteiligter 
Kinder durch Programm 
»Kultur macht stark«

Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung ist res-
sortübergreifende Auf-
gabe; Entwicklung einer 
eigenständigen Jugend-
politik; Aufl age eines 
Sonderprogramms 
gegen Jugendarbeits-
losigkeit

Stärkung der kulturel-
len Kinder- und Jugend-
bildung im Schnittfeld 
von Kultur-, Bildungs- 
und Jugendpolitik; 
Umsetzung vor allem 
über Programm »Kultur 
macht stark«

Zentrales Anliegen ist, 
jungen Menschen Kom-
petenzen in der digita-
len Welt zu vermitteln

Ermöglichung von 
Schul- und Berufs-
abschlüssen für alle 
jungen Menschen; 
Nachbesserung beim 
Bundesfreiwilligen-
dienst; Ausbau der Ju-
gendfreiwilligendienste; 
Verbesserung der Rah-
menbedingungen für 
freiwilliges Engagement 
junger Menschen

() Schlussfolge-
rungen aus 
Nationalem 
Bildungsbericht; 
Weiterentwick-
lung der Förder-
instrumente 
kultureller 
Bildung

Einsatz für starke kultu-
relle Infrastruktur ein-
schließlich kultureller 
Bildung; Aufl age eines 
zweiten Ganztagsschul-
programms; Förderung 
der Kooperation von 
Schulen und Kulturein-
richtungen

Weitere Unterstüt-
zung von Programmen 
wie »Jedem Kind ein 
Instrument«, »Kultur-
agenten«, »Kinder zum 
Olymp« sowie weitere 
Auslobung des Preises 
für kulturelle Bildung 
des BKM; Fortführung 
des Programms »Kultur 
macht stark« 

Durch Nationalen 
Bildungsbericht in 
Forderung nach Auf-
hebung des Koopera-
tionsverbots gestärkt; 
Handlungsbedarf in der 
Weiterbildung; Ausbau 
von Ganztagsschulen; 
Stärkung der musischen 
Fächer in der Schule

Stärkung der bestehen-
den Instrumente und 
ggfs. deren Ausweitung; 
Vorhandenes darf nicht 
durch Überschreitung 
der verfassungsrechtli-
chen Grenzen gefährdet 
werden

Kulturelle Bildung ist 
Motor für Wandel zu 
moderner Informati-
onsgesellschaft; Ermög-
lichung der digitalen 
Teilhabe an kulturellen 
Ereignissen

Abschaff ung des Ko-
operationsverbots, um 
im Zusammenwirken 
mit den Ländern und 
Kommunen neue und 
längerfristige Förderin-
itiativen zur kulturellen 
Bildung auf den Weg zu 
bringen
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Der Wunsch nach 
Umverteilung befeuert 
die Debatte

Ein Kompass für die Gesellschaftspolitik
Wünsche an die neue Regierung aus kulturpolitischer Sicht

CHRISTIAN HÖPPNER

I n manchen Märchen hat man am 
Ende drei Wünsche frei. Dieses 
Quorum ist angesichts der The-

menbreite von Kulturpolitik zu gering. 
So ersetze ich lieber die Wünsche durch 
Erwartungen.

Kulturpolitik als Querschnitts-
aufgabe für alle Politikfelder 
etablieren

Kulturpolitik ist Gesellschaftspo-
litik. Alle gesellschaftspolitischen 
Handlungsfelder stehen mittel- oder 
unmittelbar in einem Bezug zu den 
kulturellen Entwicklungen, die unsere 
Gesellschaft prägen. Kulturpolitik kann 
zumindest in ihrem Anspruch ein Seis-
mograph gesellschaftlicher Entwicklun-
gen sein, weil die Künste auch das aus-
drücken können, was sich mit Worten 
nicht mehr vermitteln lässt und Kultur-
politik im Zusammenwirken mit der or-
ganisierten Zivilgesellschaft so unmit-
telbar wie in keinem anderen Politikfeld 
den Zugang zu den kreativen Potenzia-
len eröff nen kann – auf allen föderalen 
Ebenen. Dieser Anspruch eröff net nicht 
nur enorme Kreativpotenziale im Nach-
denken über die Entwicklung unserer 
Gesellschaft, sondern ist auch Voraus-
setzung für die Gestaltung der Rah-

menbedingungen kulturellen Lebens 
als originäre Aufgabe von Kulturpolitik. 
Dieser Standortvorteil der gesellschafts-
politischen Gestaltungskraft von Kul-
turpolitik ist im politischen Bewusst-
sein noch zu wenig präsent. So gibt es 
auf jeder föderalen Ebene in den Re-
gierungen viele Fachressorts, die direkt 
oder indirekt auch mit Themen befasst 
sind, die das kulturelle Leben betreff en. 
Das (ausbaufähige) Bewusstsein über 
die gesellschaftspolitische Bedeutung 
von Kulturpolitik und das Wissen um 
die anderen Akteure auf diesem Feld 
bilden die Voraussetzung, um Zusam-
menhänge in der Kommunikation nach 

innen und außen deutlich zu machen. 
Die oftmals wahrgenommene Frag-
mentierung politischen Handelns ist 
eine Gefahr in der gesellschaftlichen 
Akzeptanz politischer Entscheidungen. 
So fruchtbringend die Aufteilung kul-
tureller Themen auf mehrere Ressorts 
sein kann, so notwendig ist das Hinter-
fragen bestehender Ressortaufteilun-
gen und eine Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen den Ressorts. Mit 
dem Anspruch der Querschnittsaufgabe 
Kultur verbinden sich neben formalen 
Aspekten, wie zum Beispiel dem Inst-
rument der Kulturverträglichkeitsprü-
fung, die Verständigung der gesamten 
Regierung auf gemeinsame kulturelle 
Berufungs- und Handlungsgrundlagen.

UNESCO-Konvention kulturelle 
Vielfalt als Berufungs- und 
Handlungsgrundlage etablieren 

Die »UNESCO-Konvention zum Schutz 
und zur Förderung der Vielfalt kul-
tureller Ausdrucksformen« spiegelt 
nicht nur die ganze Bandbreite des 
kulturellen Lebens wider, sondern ist 
so etwas wie das »Grundgesetz kul-
turpolitischen Handelns«. Sie hat auf 
internationaler Ebene in Bezug auf das 
Entstehungstempo, die Verhandlungs-
intensität und das Tempo der Ratifi -
zierungsprozesse eine beispiellose Er-

folgsgeschichte geschrieben.  ver-
abschiedet und  in Kraft getreten 
haben bis heute  Mitgliedsstaaten 
diese Konvention ratifi ziert. Die Tatsa-
che, dass nicht nur die Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union, sondern 
auch die EU als Staatengemeinschaft 
die Konvention ratifi ziert haben, un-
terstreicht im Verbund mit dem Ra-
tifi zierungstempo die hohe Relevanz 
dieser Konvention zu grundsätzlichen 
wie aktuellen gesellschaftspolitischen 
Themen. Zu den entscheidenden Kern-
botschaften gehören der Schutz und 
die Förderung der kulturellen Vielfalt, 
das Recht auf nationale Kulturpolitiken 

und der Doppelcharakter von Kultur 
als Kultur- und Wirtschaftsgut, die in 
vielfältigen Beziehungen zu aktuellen 
kulturpolitischen Herausforderungen 
stehen, wie zum Beispiel dem geplan-
ten Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und den USA. 
Das Thema des Schutzes und der För-
derung der kulturellen Vielfalt ist, ge-
messen an der gesellschaftspolitischen 
Bedeutung, viel zu wenig präsent in 

der öff entlichen Diskussion. Die Po-
litik ist auf allen föderalen Ebenen 
gefordert, die UNESCO-Konvention 
kulturelle Vielfalt als Berufungs- und 
Handlungsgrundlage zu nutzen. Dazu 
bedarf es nicht nur der Etablierung in 
den Regierungsprogrammen, sondern 

– im Verbund mit der Zivilgesellschaft, 
den Medien, der Wirtschaft und den 
Kirchen – der Bewusstseinsbildung für 
den Wert kultureller Vielfalt. Für die 
wirksame Umsetzung der Konvention 
bedarf es der »Übersetzung« in kon-

kretes bildungs-, kultur- und gesell-
schaftspolitisches Handeln. Die Ver-
ständigung darauf, was mit dem derzeit 
sehr unterschiedlich gebrauchten Be-
griff  der »kulturellen Vielfalt« gemeint 
ist, könnte wie folgt lauten: »Kulturel-
le Vielfalt umfasst das kulturelle Erbe, 
die zeitgenössischen künstlerischen 
Ausdrucksformen einschließlich der 
Jugendkulturen und die Kulturen 
anderer Länder in Deutschland. Kul-
turelle Vielfalt steht für die Sum-
me kultureller Identitäten und ihrer 
Beziehungen zueinander. Kulturelle
Vielfalt setzt kulturelle Teilhabe vor-
aus.«

Staatsziel Kultur

Der Satz »Der Staat schützt und för-
dert die Kultur« sollte selbstverständ-
licher Bestandteil des Grundgesetzes 
sein. Kultur ist nicht verhandelbar 
und steht auch nicht in der Konkur-
renz zu den diversen Staatszielvor-
schlägen gesellschaftlicher Gruppen, 
weil sie zu den wenigen Fundamen-
ten gesellschaftlichen Lebens gehört.

Kulturelle Teilhabe für alle 
ermöglichen

Kulturelle Teilhabe von Anfang an und 
ein Leben lang ist ein Menschenrecht 
und bedarf einer kontinuierlichen 
und fachbezogenen Vermittlung. Kein 
Baby kommt mit einer Vorliebe für 
Bach, Rihanna oder Rihm auf die Welt. 
Die kulturelle Vielfalt in ihrer ganzen 
Bandbreite erfahren zu können und die 
entsprechenden Rahmenbedingungen 
dafür zu schaff en, liegt in der Verant-
wortung der politischen Akteure. Dazu 
bedarf es der Stärkung der Orte kultu-
reller Begegnung wie Familie, Kinder-
tagesstätte, Schule und außerschuli-
schen Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen. Projekte können Impulse setzen, 
aber nicht eine nachhaltig konzipierte 
kulturelle Bildung ersetzen. Vor dem 
Hintergrund der originären Zuständig-
keit der Länder für Bildung und Kultur 
bedarf es einer neuen Verantwortungs-
gemeinschaft von Bund, Ländern und 
Kommunen.

Urheber schützen

Kulturelle Teilhabe ist die beste Vorsor-
ge für den Schutz kreativen Schaff ens. 
Neben dem dringend notwendigen drit-
ten Korb in der Urheberrechtsgesetz-
gebung bildet die Erfahrung gerade in 
jungen Jahren, wie komplex, aufwendig 
und beglückend künstlerische Selbstäu-
ßerung sein kann, einen wesentlichen 
Baustein, Urheber besser zu schützen.

Soziale Sicherung der Kreativen 
verbessern

Die Arbeit der Künstlersozialkasse als 
Pfl ichtversicherung im Rahmen des 
gesetzlichen Sozialversicherungssys-
tems muss auch im Hinblick auf die 
Sicherstellung zeitnaher und vollum-
fänglicher Prüfungen durch die An-
passung der Künstlersozialgesetzge-
bung gewährleistet werden. Darüber 
hinaus bedarf es einer konzertierten 
Aktion von Bund, Ländern und Ge-
meinden, um dem drohenden Prekari-
at insbesondere in den kulturvermit-
telnden Berufen entgegen zu wirken.

Kulturelle Infrastruktur sichern 
und weiterentwickeln

Die Erosion der kulturellen Infrastruk-
tur bedroht nicht nur den Erhalt und 
die Förderung der kulturellen Vielfalt, 
sondern behindert – insbesondere im 
ländlichen Raum – kulturelle Teilha-
be. Deshalb bedarf es einer neuen Ver-
antwortungsgemeinschaft von Bund, 
Ländern und Gemeinden, um die Rah-
menbedingungen für die fl ächende-
ckende Weiterentwicklung einer an der 
UNESCO-Konvention kulturelle Vielfalt 
orientierten kulturellen Infrastruktur 
zu gewährleisten. Dazu muss, unter 
Wahrung der inhaltlich-konzeptionel-
len Eigenverantwortung der Länder, das 
sogenannte Kooperationsverbot fallen.

Bundeskulturministerium

Mit dem Anspruch einer Querschnitts-
aufgabe von Kulturpolitik verbindet 
sich die Frage, wie dieser Anspruch 
strukturell umgesetzt werden kann. 

Denkbar ist die Bildung eines Bundes-
ministeriums für Kultur, das die Verant-
wortungsbereiche für die Auswärtige 
Bildungs- und Kulturpolitik, die digitale 
Gesellschaft, die Kulturwirtschaft und 
die Kulturpolitik in Europa bündelt. 
Zudem hat die sehr erfolgreiche Arbeit 
von Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann deutlich werden lassen, welche 
Bedeutung und welche Potenziale in 
der Vernetzung von Kulturpolitik mit 
anderen gesellschaftspolitischen Be-
reichen schlummern.  

Kulturpolitik braucht einen 
Kompass

Zwischen einem dem Humanismus ver-
pfl ichteten Menschenbild und tagespo-
litischem Handeln liegt manchmal ein 
weiter Weg. Die Abstraktionsfähigkeit 
wird durch gesellschaftliche Entwick-
lungen, wie zum Beispiel der Ökonomi-
sierung unseres Denken und Handelns 
in nahezu allen gesellschaftlichen Be-
reichen, beeinfl usst. Insofern müsste 
die Debatte um die Rolle von Bildung 
und Kultur in unserer Gesellschaft in 
erster Linie eine Debatte um Werte – 
und nicht um die Verwertung wider-
spiegeln. Der ehemalige Bundespräsi-
dent Johannes Rau hat mit seinem Satz 
»Wir kennen von immer mehr den Preis, 
aber von immer weniger den Wert« 
deutlich gemacht, dass es jenseits von 
Nützlichkeitsdenken eine verkümmern-
de Sichtachse auf das Leben gibt. Bei 
dieser dringend notwendigen Debatte 

um Werte könnte Kulturpolitik, die auf 
das engste mit der Bildungspolitik ver-
woben ist, eine impulsgebende Rolle 
übernehmen, wenn sie sich in ihrem 
Selbstverständnis auf vier Kernbereiche 
konzentrieren würde:
 • Kulturpolitik als Teil von Gesell-
schaftspolitik zu verstehen 

 • die Neugierde auf das Andere zu 
wecken

 • die kulturelle Vielfalt zu schützen 
und zu fördern

 • die Rahmenbedingungen dafür zu 
schaff en, ohne in künstlerische Pro-
zesse einzugreifen.

Die wieder aufkeimende Debatte über 
eine Gesamtkonzeption für das Kul-
turleben wird off enbar vor allem von 
dem Wunsch einzelner Kraftfelder 
nach Umverteilung getrieben, anstatt 
die Kernbereiche einer gestaltenden 
Kulturpolitik im gesellschaftlichen Dis-
kurs zu schärfen und Umsetzungswege 
zu beschreiten. Wir brauchen keinen 
neuen »Gesellschaftsvertrag Kultur«, 
um die fi nanziellen Mittel von A nach 
B umzuverteilen, sondern eine stärke-
re Priorisierung von Kulturpolitik als 
gestaltendes Element einer humanen 
Gesellschaft. Die Höhe der bildungs-
kulturellen Investitionen steht in einem 
unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Wertzumessung einer Gesellschaft für 
Bildung und Kultur. In der viertstärks-
ten Industrienation der Welt, der Bun-
desrepublik Deutschland, mit einem 
Anteil von , Prozent an der Weltbevöl-
kerung ist es auch nach dem Inkrafttre-
ten der Schuldenbremse  und dem 
Auslaufen des Solidarpaktes  eine 
Frage des öff entlichen Bewusstseins, 
wofür, in welchem Umfang und in wel-
cher Weise öff entliche Mittel für diese 
Querschnittsaufgabe gesellschaftlicher 
Gestaltung eingesetzt werden. 

Christian Höppner ist Präsident des 
Deutschen Kulturrates 

Kulturelle Teilhabe ist 
die beste Vorsorge für 
den Schutz kreativen 
Schaff ens
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Die Kulturpolitik der nächsten Legislaturperiode steht vor großen Aufgaben
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»…, dass endlich eine umfas-
sende Gemeindefi nanzreform 
auf den Weg gebracht wird, die 
den Kommunen den notwen-
digen Spielraum bei der Finan-
zierung der sogenannten frei-
willigen Aufgaben, also auch 
der Kultur, gibt. Außerdem 
ist die Aufnahme der Kultur 
als Staatsziel ins Grundgesetz 
überfällig.« 

Hartmut Karmeier, Deutsche 
Orchestervereinigung, Sprecher der 
Sektion Deutscher Musikrat

»… aus kulturpolitischer Sicht, dass sie sich 
mehr um die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die Kulturbetriebe kümmert und dabei die 
Unternehmensinteressen nicht derart vernach-
lässigt, wie das in den letzten Jahren allzu häu-
fi g der Fall war.« 

Rolf Bolwin, Deutscher Bühnenverein, Sprecher der Sektion 
Rat für darstellende Kunst und Tanz

»…, dass sie dem Stellenwert von Kunst und 
Kultur durch die Einrichtung eines starken und 
handlungsfähigen Ministeriums für Kultur Rech-
nung trägt.« 

Heinrich Bleicher-Nagelsmann, ver.di, Stellv. Sprecher der 
Sektion Rat für darstellende Kunst und Tanz 

»… ein deutliches Signal für die Bede u-
tung der Baudenkmäler in diesem Land 
durch klare Akzente in der Denkmalför-
derung: Denkmalpfl ege bedeutet, in die 
Zukunft unserer baukulturellen Umge-
bung nachhaltig zu investieren!« 

Barbara Seifen, Vereinigung der 
Landesdenkmalpfl eger in Deutschland, Stellv. 
Sprecherin der Sektion Rat für Baukultur 

»…, dass sie noch stärker Verantwortung 
zeigt für die kulturelle Bildung und bun-
deszentrale Maßnahmen fördert, die ins-
besondere junge Menschen für die Ausei-
nandersetzung mit den Künsten begeis-
tern. Ein neuer Fonds >Kunst für Kinder< 
könnte ein kulturpolitischer Beitrag sein, 
um das Recht von Kindern auf Spiel und 
Kunst zu verwirklichen.« 

Hildegard Bockhorst, Bundesvereinigung Kulturelle 
Kinder- und Jugendbildung, Sprecherin der Sektion 
Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung

»…, dass sie die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für wissenschaftliche und 
öff entliche Bibliotheken verbessert. 
Das gilt u.a. für ein bildungs- und wis-
senschaftsfreundliches Urheberrecht, 
aber auch für die Sonntagsöff nung von 
öff entlichen Bibliotheken.« 

Frank Simon-Ritz, Deutscher Bibliotheksverband, 
Stellv. Sprecher der Sektion Deutsche 
Literaturkonferenz

»Die Auseinandersetzung um die 
Rolle der Kultur im Transatlanti-
schen Freihandelsabkommen hat es 
deutlich gezeigt: Wir benötigen einen 
gemeinsamen Begriff  davon, welcher 
Stellenwert Kultur und Medien im EU-
Zusammenhang zukommt. Das kann 
aber nur aus einer lebhaften Debatte 
zwischen Staat und Zivilgesellschaft 
auf nationaler und danach auf euro-
päischer Ebene erreicht werden.« 

Andreas Kämpf, Bundesvereinigung 
soziokultureller Zentren, Sprecher der Sektion 
Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung

»In der aktuellen Legislaturperiode wurde der ge-
samtgesellschaftliche Diskurs vor allem an Wirt-
schaftsinteressen ausgerichtet, die dem Wahlvolk 
obendrein als Folge >alternativloser< Rettungs-
maßnahmen dargereicht wurden. Besinnung tut 
not. Und Vielfalt des Ausdrucks. Oder kurz: Mehr 
Kultur!« 

Jens R. Nielsen, Illustratoren Organisation, Stellv. Sprecher der 
Sektion Design

»…  aus kulturpolitischer Sicht, dass die Kul-
turpolitik im Rahmen der Transatlantischen 
Freihandelsverhandlungen vor den Liberali-
sierern geschützt wird.« 

Henning Krause, Deutscher Designertag, Sprecher der 
Sektion Design 

»…, dass die Prioritäten stärker zugunsten ei-
ner nachhaltigen Sicherung und Förderung der 
kulturellen Vielfalt in einer neuen Verantwor-
tungspartnerschaft zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen gesetzt werden.« 

Christian Höppner, Deutscher Musikrat, Sprecher der Sektion 
Deutscher Musikrat

»Von der neuen Bundesregierung erhoff t sich der 
Rat für Baukultur eine off ene Diskussion über 
qualifi zierende Rahmenbedingungen für das 
Schaff en von guter Architektur und eines durch-
dachten Städtebaues, die zentrale Antworten auf 
die Zukunftsfragen unserer Gesellschaft geben.« 

Olaf Bahner, Bund Deutscher Architekten, Sprecher der Sektion 
Rat für Baukultur

»Von der neuen Bundesregierung erhoffe ich mir...

AUF DEN PUNKT GEBRACHT 

Die Mitglieder des Sprecherrats des Deutschen Kulturra-
tes wurden gebeten, ihre Wünsche und Erwartungen an 
die neue Regierung zu formulieren. Der Sprecherrat ist 
insbesondere zuständig für die Wahl und die Abberufung 
der Vorstandsmitglieder. Er beschließt die jährlichen und 
langfristigen Arbeitsprogramme des Vereins. Darüber 
hinaus berät er den Vorstand bei der Durchführung seiner 
Aufgaben. Alle Sektionen (Deutscher Musikrat, Rat für 
darstellende Kunst und Tanz, Deutsche Literaturkonferenz, 
Deutscher Kunstrat, Rat für Baukultur, Sektion Design, 
Sektion Film und audiovisuelle Medien, Rat für Soziokultur 
und kulturelle Bildung) sind im Sprecherrat vertreten.

»…, dass sie ihre mehrmals gegebenen 
Versprechen, die KSK zu erhalten, einlöst 
und deshalb unmittelbar nach Beginn 
der . Legislaturperiode eine gesetzliche 
Regelung erneut wieder einbringt, mit 
der die deutsche Rentenversicherung zur 
regelmäßigen Überprüfung aller Unter-
nehmen hinsichtlich deren Abgabepfl icht 
gegenüber der KSK verbindlich verpfl ich-
tet wird.« 

Annemarie Helmer-Heichele (BKK)  und Karin Lingl 
(Stiftung Kunstfonds), Sprecherinnen der Sektion  
Deutscher Kunstrat

»…,  dass sie auf das Urheber-
recht achtgibt (vgl. www.wir-
geben-.net)« 

Robert Staats, Verwertungsgesellschaft 
Wort, Sprecher der Sektion Deutsche 
Literaturkonferenz, 

»…, dass sie den Schutz der 
Urheber und Kreativen ernster 
nimmt – im Urheberrecht, im 
Urhebervertragsrecht und bei 
den Verhandlungen zum TTIP 
– die Rahmenbedingungen und 
die Förderung der audiovisuel-
len Medien in Europa müssen 
erhalten werden« 

Katharina Uppenbrink, Verband 
deutscher Drehbuchautoren e.V., 
Stellv. Sprecherin Sektion Film und 
Audiovisuelle Medien, 
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So schön, schön war die Zeit...
Kulturpolitische Rück- und Ausblicke von scheidenden Bundestagsabgeordneten 

Petra Merkel

Ans Herz gewachsen
CHRISTOPH POLAND

Zu den eindrücklichsten kulturpoliti-
schen Ereignissen der letzten Legisla-
turperiode zähle ich auf jeden Fall die 
gute überfraktionelle Zusammenar-
beit der Neigungsgruppe Jazz, die zum 
Spielstättenpreis »Rock, Pop und Jazz« 
der Initiative Musik geführt hat.

Daneben natürlich meine erste Re-
de im Bundestag, die ich zum Kultur-
tourismus halten konnte. Das ist ein 
Thema, das vor Ort in den Wahlkreisen 
besonders wichtig ist. Das zeigt, dass es 
im Kulturbereich Themen mit Regional-
bezug auf die politische Agenda schaf-
fen können. Gleiches gilt für die Dis-
kussion um die GEMA-Neuausrichtung.

Die gute Zusammenarbeit in der AG, 
im Ausschuss und mit BKM hat mir den 
Kulturbereich sehr ans Herz wachsen 
lassen. Meine Berichterstattungen zur 
Kultur in Europa mit dem Programm 
»Kreatives Europa« haben mich bis nach 
Brüssel gebracht und ich habe mich sehr 
gefreut, wie off en wir dort empfangen 
worden sind.

Als herausragendes Ereignis fällt 
mir noch die Grundsteinlegung für 
das Stadtschloss ein. Das Schloss wird 
Berlin herausheben und ein Leuchtturm 
für das Zentrum der Stadt sein und ich 
wage es jetzt schon zu behaupten: ein 
Publikumsmagnet.
Abschließend möchte ich festhalten, 
dass mich auch die Arbeit des Deut-

schen Kulturrates immer erfreut hat, 
da sie oft unterstützend, nicht selten 
kritisch, aber immer konstruktiv war.

Christoph Poland, MdB ist Mitglied im 
Ausschuss für Kultur und Medien der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Überzeugungsarbeit
RITA PAWELSKI

Wie können wir die Kultur- und Kre-
ativwirtschaft stärken? Die Diskus-
sionen, die ich  zu dieser Frage
angeregt habe, waren von der gro-
ßen kulturellen und wirtschaftli-
chen Bedeutung dieser Branche   
geprägt. Selten bin ich mit einem 
Thema auf so viel Zustimmung gesto-
ßen. Aber es gab auch skeptische 
Stimmen, die zweifelten, ob es   
wirklich zusätzliche Programme 
und Angebote für die Kultur- und   
Kreativwirtschaft geben müsse. Brau-
chen die das wirklich?, wurde ich   
oft gefragt. Meine Antwort: Ja, wir 
müssen dieser Branche den Rahmen  
geben, den sie verdient hat.

Am Ende der Diskussionen stand 
ein durchweg positives Ergebnis: Wir  
haben im Deutschen Bundestag den 
Antrag Kultur- und Kreativwirtschaft  
als Motor für Wachstum und Beschäf-
tigung in Deutschland und Europa  
geschmiedet, der von allen Fraktio-
nen mitgetragen wurde. Darauf bin  

ich sehr stolz – erst recht, wenn ich 
sehe, was sich daraus entwickelt   
hat. Der Antrag war Startpunkt für 
die Initiative Kultur- und Kreativ-
wirtschaft der Bundesregierung.Nach
vielen Jahren des Dornröschenschlafs 
wurde damit eine Strategie zur  För-
derung dieser Branche entwickelt.
Die Maßnahmen sind äußerst viel-
fältig. Besonders hervorzuheben
ist die Einrichtung des Kompetenz-
zentrums Kultur- und   Kreativwirt-
schaft des Bundes und seiner acht
Regionalbüros. Damit gibt es erst-
mals eine Plattform für Informa-
tion, Beratung und Vernetzung.   
Diese Unterstützung  kommt  bei den 
Kreativen an. Das zeigt: Der Einsatz und 
die Überzeugungsarbeit vor sechs Jahren  
haben sich gelohnt!

Rita Pawelski, MdB ist Stellvertretende 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Tourismus der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion

Brücken bauen
WOLFGANG BÖRNSEN

Das eindrucksvollste kulturpolitische 
Ereignis meiner -jährigen politischen 
Tätigkeit als Bundestagsabgeordneter 
war für mich das Erleben der Deutschen 
Einheit, die auch in kultureller Hinsicht 
ein historisches Ereignis war. Vier Jahr-
zehnte lang waren wir in Ost und West 
zwar durch eine gemeinsame Sprache 
und Kultur verbunden. Zugleich war es 
uns aber verwehrt, Anteil an der kultu-
rellen Entwicklung im jeweils anderen 
Teil Deutschlands zu nehmen. Bei der 
Wiedervereinigung waren Kunst und 
Kultur erfolgreiche Brückenbauer. Die 
gesamtdeutsche kulturelle Entwicklung 
seit der Wiedervereinigung ist eine bei-
spiellose Leistung und das Verdienst 

vieler engagierter Menschen, die sich 
durch Kultur miteinander verbunden 
fühlen. Ich halte es nach wie vor für 
die bedeutendste politische Aufgabe, 
den nachfolgenden Generationen den 
Wert von Freiheit, Recht und Demokra-
tie zu vermitteln. Die überparteilichen 
Mehrheitsbeschlüsse des Deutschen 
Bundestages zur Gründung der Stiftung 
der Aufarbeitung und für ein Freiheits- 
und Einheitsdenkmal in Berlin, an de-
nen ich als Initiator mitwirken konnte, 
gehören für mich zu den wichtigsten 
kulturpolitischen Entscheidungen. Ein 
Beschluss, den . März in Erinnerung 
an die deutschen Freiheitsbewegungen 
zum nationalen Gedenktag zu machen, 
steht noch aus. 

Zu meinen persönlichen Erfolgs-
erlebnissen gehören die Bundestags-
debatten zum Wert von Minderheiten- 
und Regionalsprachen, der prominent 
besetzte Kultursalon der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, der kürzliche Bei-
tritt zur UNESCO-Konvention zum im-
materiellen Kulturerbe und schließlich 
die aktive Mitwirkung an der Enquete-
Kommission »Kultur in Deutschland«. 

An alle Verantwortlichen in der kom-
menden Legislaturperiode möchte ich 
den dringenden Appell richten, die so-
ziale Lage der Künstler in unserem Land 
zu verbessern. Auch die Bundespolitik 
muss sich hier noch stärker in die Ver-
antwortung nehmen lassen. Kultur auf 
Augenhöhe muss auch für die sozialen 
Standards gelten!

Wolfgang Börnsen, MdB ist kultur- und 
medienpolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion

Weg zur Integration
LUKREZIA JOCHIMSEN

So einfach zu beantworten ist diese 
Frage nicht, denn das eindrücklichste 
kulturpolitische Ereignis kann doppelt 
erlebt werden: als »eindrücklichst« ne-
gativ ebenso wie »eindrücklichst« posi-
tiv. Insofern komme ich mit einem Bei-
spiel nicht aus. Der Abriss des Palastes 
der Republik war für mich eindeutig das 
»eindrücklichst« niederschmetterndste 
kulturpolitische Ereignis: , ,  Jahre 
nach der Vereinigung des Landes. Ach, 
wie gerne hätte ich eine große gläserne 
transparente Architektur in der Haupt-
stadt gesehen, die mit ihrem Mantel des 
. Jahrhunderts Teile des rekonstruier-
ten Schlosses wie einen Teil des Palas-
tes der Republik – den Volkskammer-
Saal zum Beispiel, historischer Ort des 
neuen Landes – umhüllen würde. Und 
dazu neue Räume für Bücher, Bilder, 
Aufenthalt, Konferenzen, Verweilen? 
Gegenwart triff t auf Geschichte! Das 
wäre doch ein Motto für eine Erinne-
rungskultur und eine kulturpolitische 

Entscheidung für die Zukunft.
Aber ach, was entsteht da nun für 

ein provinzielles Disney-Land-Sam-
melsurium, das vor allem eins deutlich 
macht: dieses neue Land hat und will 
keine eigene, selbstbewusste Identität. 
»Eindrücklichst« positive Ereignisse gab 
es für mich zwei: Erstens: Die Einwei-
hung des Denkmals für die im National-
sozialismus ermordeten Sinti und Roma 
Europas im Tiergarten, ganz nah am 
Reichstag. Endlich ist der »vergessene 
Holocaust« an den Zigeunern sichtbar 
geworden. Zweitens: das Gedenken an 
Georg Elser, den einzigen, ganz und 
gar einsamen und alleinigen Kämpfer 
gegen Hitler-Diktatur und Krieg, der 
früher als alle anderen Widerstandsleis-
tenden den Tyrannenmord gewagt hat. 
Endlich ist auch er gegenwärtig in der 
Stadt, wo er verhört und gefoltert wurde. 
man sieht die Umrisse seines Gesichts 
im Profi l als Schatten hoch über der viel 
begangenen und befahrenen Wilhelm-
strasse. Eine unübersehbare Aussage 
zur Würde des Menschen.

Lukrezia Jochimsen, MdB ist kultur-
politische Sprecherin der Bundestags-
fraktion DIE LINKE

»Villa Tarabya«
PETRA MERKEL

Die »Villa Tarabya« in Istanbul ist für 
mich persönlich das wichtigste kultur-
politische Ereignis in meiner Zeit als 
Bundestagsabgeordnete. Zu sehen, wie 
meine Idee, einen Ort in Istanbul zu 
etablieren, der deutschen Künstlerin-
nen und Künstlern die Möglichkeit gibt, 
einige Monate in dieser Metropole zu 
leben und zu arbeiten, nun Wirklichkeit 
geworden ist, hat mich sehr gefreut.  

Entstanden ist diese Idee mit mei-
nem Kollegen Steff en Kampeter nach 
einem gemeinsamen Besuch in der 
Türkei. Schnell fand unsere Vorstellung 
Unterstützer, aber nach der Bundes-
tagswahl  schien die Umsetzung 
zunächst gescheitert. Dank großem 
fraktionsübergreifendem Einsatz vieler 
Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier konnten die Widerstände aber 
überwunden werden. Im Oktober  
endlich wurde der Startschuss gege-
ben, die Villa Tarabya wurde eröff net. 
Die ersten Künstlerinnen und Künstler 
konnten einige Monate auf dem Gelän-
de der ehemaligen Sommerresidenz des 
Deutschen Botschafters im Istanbuler 
Vorort Tarabya einziehen. Und bislang 
ist es ein voller Erfolg. Ich bin sicher, 
das wird auch so bleiben und die Vil-
la Tarabya wird ein fester Bestandteil 
deutsch-türkischer Kulturpolitik wer-
den. Herausragend ist für mich auch ein 
nationales Projekt in Berlin: Das Hum-

Lukrezia JochimsenWolfgang BörnsenRita PawelskiChristoph Poland
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Politik & Kultur bat ausgewählte Kul-
turpolitiker, die nicht für den nächs-
ten Deutschen Bundestag kandidieren, 
um ein kurzes Statement zu ihren ein-
drücklichsten kulturpolitischen Ereig-
nissen Ihrer Laufbahn.  

Gleichzeitig möchten wir die Ge-
legenheit nutzen, um uns für die gute 

Zusammengearbeitet in den unter-
schiedlichsten kulturpolitischen Fra-
gen während der letzten Jahre bedan-
ken. Wir haben ein ums andere Mal 
kontrovers für die Kultur gestritten 
und um die geeignete Rahmenbedin-
gungen gerungen. Bleiben Sie der Kul-
tur gewogen.

Fortsetzung auf Seite 

Der WDR ist die größte ARD-Anstalt. Er verfügt über das größte Budget, 
er hat die meisten Mitarbeiter, er versorgt das bevölkerungsreichste Sendegebiet, 
er repräsentiert die ARD auf internationaler Ebene. Er ist ein Sender der 
Superlative! 

Trotzdem wird der WDR auch aus dem Kulturbereich heraus kritisiert. 

Der gefühlten Wahrheit Fakten gegenüberzustellen, die die Gefühle bestätigen 
oder widerlegen, ist das Ziel der Studie. Gerade der Kulturbereich, der vom Wohl und 
Wehe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks unmittelbar betroffen ist, kann es sich 
nicht leisten, seine Beurteilungen zu einem nicht geringen Anteil aus dem Bauch 
heraus zu treffen.

Der WDR als Kulturakteur
Anspruch • Erwartung • Wirklichkeit 
Herausgegeben vom Deutschen Kulturrat 
Autoren: Gabriele Schulz, Stefanie Ernst, Olaf Zimmermann 
Berlin 2009. 464 Seiten. 24,90 Euro, ISBN 987-3-934868-22-9

Zwischen Anspruch, Erwartung und Wirklichkeit:
Studie des Deutschen Kulturrates »Der WDR als Kulturakteur«

Jetzt bestellen 
www.kulturrat.

de/shop.php
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Hans-Joachim Otto Jürgen Koppelin

boldt-Forum, das uns alle noch mehrere 
Legislaturperioden bis zur Eröff nung 
beschäftigen wird. Die Grundsteinle-
gung ist erfolgt, der Bau ist sichtbar und 
wächst. Die Humboldt-Box informiert 
über den Aufbau des Stadtschlosses, die 
künftige Nutzung und wirbt um Unter-
stützung. Das Humboldt-Forum wird 
die Museumsinsel ergänzen und mit 
den außereuropäischen Sammlungen 
einen Ort des Dialogs und der Begeg-
nung der Kulturen schaff en. 

Petra Merkel, MdB war von  bis 
 SPD-Bundestagsabgeordnete 
für Charlottenburg-Wilmersdorf, von 
 bis  ist sie Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages

Ohne Parteigrenzen
HANSJOACHIM OTTO

Das eindrücklichste kulturpolitische 
Ereignis meiner Zeit als Bundestagsab-
geordneter ( bis  und  bis 
) war zweifellos die Entscheidung 
zugunsten des Baus eines Denkmals für 
die ermordeten Juden Europas. Dem 
zustimmenden Votum des Bundestages 
im Juni  war eine jahrelange, inten-
sive Diskussion über die Notwendigkeit 
und über die Gestalt dieses Denkmals 
vorausgegangen.

Diese öff entliche Diskussion und 
nicht zuletzt die beiden Bundestags-
debatten im Jahr  waren für mich 
gleichermaßen persönlich wie politisch 
eine bewegende Auseinandersetzung 
mit der angemessenen Erinnerung an 
die unfassbaren Verbrechen des na-
tionalsozialistischen Deutschlands.
Der lange Weg hin zu dem heutigen
Ergebnis ist für mich geradezu ein 
strahlendes Vorbild dafür, wie es dem
Bundestag, also den gewählten Reprä-
sentanten des Volkes gelingen kann, 
eine so sensible und komplexe Frage 
über die Parteigrenzen hinweg verant-
wortungsbewusst und tiefgründig zu 
diskutieren und letztlich in weitgehen-
dem Konsens zu entscheiden.

Neben dieser so bedeutenden kul-
tur- und gesellschaftspolitischen Ent-
scheidung gibt es aber ein viel klei-
neres kulturpolitisches Ereignis, das 
mich immer wieder beeindruckt: Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat vor rund 
zehn Jahren damit begonnen, Kultur-
frühstücke in allen Regionen der Bun-
desrepublik zu veranstalten. Ich habe 
an den allermeisten dieser Diskussions-
Veranstaltungen mit Kulturschaff enden 
und -verantwortlichen teilgenommen 
und bin jedes Mal aufs Neue fasziniert, 
dass zu einer Veranstaltung zum The-
ma Kultur und Kulturpolitik an einem 
Sonntagvormittag mehr Bürger als 
zu jeder anderen Thematik kommen 

– meist mehrere hundert! Für mich 
ist dies der schöne Beleg dafür, dass 
Kulturpolitik zieht, also die Mehrheit 
der Menschen brennend interessiert, 
wenn die Politik ihr – endlich – den 
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Claudia Winterstein

angemessenen Stellenwert einräumt. 
Dieses wiederkehrende kulturpolitische 
Ereignis beweist: Die enorme Relevanz 
der Kultur(politik) für die Menschen 
wird noch immer stark unterschätzt!

Hans-Joachim Otto, MdB ist Parla-
mentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie und war von  bis 
 Vorsitzender des Ausschusses 
für Kultur und Medien des Deutschen 
Bundestages

Identität stiften 
JÜRGEN KOPPELIN

Nach über  Jahren habe ich mich ent-
schieden, nicht mehr für den Bundes-
tag zu kandidieren. Über Jahre hinweg 
habe ich besonders gern den Etat für 
die Kultur mit gestalten dürfen. In der 
Kulturförderung geht es um Inhalte. 
Dies hat mich besonderes fasziniert. 
Deutschland als Kulturnation braucht 
einen Rahmen, in dem auch in Zukunft 
Kultur geschaff en und genossen wer-
den kann. Besonders in Krisen-Zeiten, 
wie in der Finanz- und Wirtschaftskri-
se, sowie in Zeiten gesellschaftlicher 
Umbrüche kann die Kultur Menschen 
verbinden und in vielfältiger Weise po-
sitiv auf die Gesellschaft wirken, um die 
Gemeinschaft zu stärken und Identität 
zu stiften. In diesem Sinne ist Kultur 
kein reiner Selbstzweck, sondern für 
eine aktive und intakte Gesellschaft 
essenziell. Mir persönlich war es da-
her ein großes Anliegen, auch den Aus-
tausch zwischen den Völkern und den 
Religionen zu unterstützen. Ein wenig 
stolz bin ich deshalb darauf, dass es mir 
gelungen ist, die Finanzierung für die 
Erweiterung des jüdischen Museums in 
Berlin in die ehemalige Blumengroß-
markthalle zu sichern. Ganz besonders 
erfreut es mich, dass ich mit Unterstüt-
zung von Rainer Brüderle und Volker 
Kauder, gegen großen Widerstand, auch 
die Unterbringung der Barenboim-Said 
Akademie in Berlin in eigener Heim-
statt absichern konnte. Ich hoff e die 
Welt wird durch Bildung und Musik ein 
wenig friedvoller und das Verständnis 
zwischen den Kulturen und Religionen 
größer und die Welt somit ein klein 
wenig besser. Ich bleibe der Kulturför-
derung gern weiter verbunden. 

Jürgen Koppelin, MdB  war von  
bis  Stellvertretender Vorsitzender 
der FDP-Bundestagsfraktion

Schloss als 
Symbol
CLAUDIA WINTERSTEIN

Die Wiedererrichtung des Berliner 
Stadtschlosses mit der Unterbringung 
des Humboldtforums ist für mich das 
kulturpolitisch bedeutendste Ereignis 
meiner parlamentarischen Laufbahn. 
Die Umsetzung des lange debattierten 

Vorhabens ist zu einem Symbol für die 
Kulturnation Deutschland gew orden. 
Es schließt architektonisch die letzte 
große Lücke in Berlins Mitte.  Auch ist 
der Neubau Antwort auf die Sprengung 
des Schlosses der Hohenzollern durch 
die DDR-Führung, mit der ein Teil der 
Deutschen Geschichte und Kultur un-
sichtbar gemacht werden sollte. Die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz, die 
Humboldt-Universität zu Berlin und die 
Zentral- und Landesbibliothek werden 
das Humboldtforum abwechslungsreich 
und interessant nutzen. Ich wünsche 
mir, dass ein Ort der interkulturellen 
Vielfalt, der Wissensvermittlung und 
des Austauschs für alle deutschen und 
internationalen Gäste entsteht.

Es ist wichtig, dass die Kosteno-
bergrenze von  Millionen Euro 
eingehalten wird. Ein Anteil von  
Millionen Euro wird durch Spenden 
fi nanziert. Bisher sind wir davon noch 
ein gutes Stück entfernt. Um dieses Ziel 
zu erreichen, muss weiterhin mit gro-
ßem Nachdruck um Spenden geworben 
werden. Sobald der Bau sichtbar voran-
schreitet, bin ich überzeugt, dass viele 

Ute Kumpf

Bürger ihren eigenen größeren oder 
kleineren Beitrag zu diesem wunder-
baren Projekt leisten werden.

Die Grundsteinlegung am . Juni 
dieses Jahres hat mich außerordentlich 
gefreut. Ich kann es kaum erwarten, das 
Humboldtforum im wiederaufgebau-
ten Berliner Schloss in Augenschein 
zu nehmen.

Claudia Winterstein, MdB ist seit  
Parlamentarische Geschäftsführerin 
der FDP-Bundestagsfraktion und ist 
Stellvertretendes Mitglied im Aus-
schuss für Kultur und Medien

Kultur als 
Investition sehen
UTE KUMPF

Als ich  zum ersten Mal direkt in 
den Bundestag gewählt wurde, war 
ich begeistert, die Einrichtung eines 
vollwertigen Bundestagsausschusses 
für Kultur und Medien durchzusetzen 

und den ersten Kulturstaatsminister 
im Range eines Staatssekretärs im 
Bundeskanzleramt mit zu beschlie-
ßen. Unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder wurden die Weichen für die 
Kulturpolitik auf Bundesebene neu 
gestellt. Mit Michael Naumann, Julian 
Nida-Rümelin und Christina Weiss be-
kam die Kulturpolitik ein Gesicht und 
Ansprechpartner und die Debatte im 
Parlament neuen Schwung. 

Unvergessen sind mir die Auseinan-
dersetzungen und Debatten im Bundes-
tag um den Entwurf von Peter Eisen-
mann für das Holocaust Denkmal und 
dessen Einweihung. Hitzig und heftig 
ging es zu um die Entscheidung im Par-
lament für Hans Haackes Installation 
»DER BEVÖLKERUNG« im nördlichen 
Innenhof des Reichstagsgebäudes. Die 
Erde aus meinem Wahlkreis ist vergra-
ben im Schenkel des »R«. 

Projekte wurden umgesetzt, die 
wegweisend sind, wie die Kulturstif-
tung des Bundes, die Reformen des 
Stiftungswesens und des Künstlersteu-
erechts, sowie die Weiterentwicklung 
der Künstlersozialkasse. Als Mitglied 
der Enquete-Kommission »Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements« 
konnte ich mich mit neuen Formen 
des Engagements in Kunst und Kultur 
vertraut  machen, meinen Blick dafür 
schärfen, welche politischen Rahmen-
bedingungen für freiwilliges, kulturel-
les Engagement notwendig sind. Daher 
gilt mein Werben unverdrossen dafür, 
dass finanzielle Zuwendungen für 
Kunst und Kultur keine Subventionen, 
sondern Investitionen in die Zukunft 
sind. Kulturelle Vielfalt und »Kultur 
für Alle« sind unverzichtbar für eine 
off ene Gesellschaft. Die Aufgabe bleibt, 
Kultur als Staatsziel im Grundgesetz 
zu verankern.

Ute Kumpf, MdB war von  bis  
Parlamentarische Geschäfts-
führerin der SPD-Bundestags-
fraktion 

Fortsetzung von Seite  
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Turbo-Internet für gebremste Informationen
Umsetzung der Digitalen Agenda der EU gefährdet Medien- und Meinungsvielfalt

HELMUT HARTUNG

I n der EU-Kommission existie-
ren immer häufi ger andere Auf-
fassungen über die politischen 
Rahmenbedingungen von Medien 

und deren Distributionswegen als in 
Deutschland. Das wissen wir nicht erst 
seit der Diskussion über die geplanten 
Verhandlungen mit den USA über ein 
Freihandelsabkommen. Sowohl bei den 
sich über Jahre hinziehenden Gesprä-
chen mit der EU-Kommission über die 
Entwicklungsgarantie für einen öff ent-
lich-rechtlichen Rundfunk im Digital-
zeitalter, als auch bei der aktuellen No-
vellierung der Kinomitteilung und einer 
möglichen Novellierung der Richtlinie 
über audiovisuelle Medien zeigte und 
zeigt sich, dass ein Teil der Kommission 
Medien und Medieninhalte vor allem 
als Wirtschaftsgut betrachtet. Deshalb 
sollten auch hier zunehmend die Geset-
ze des Marktes dominieren und nicht 
gesellschaftspolitisch geprägte Regeln.

Wie weit diese Überlegungen in 
Brüssel bereits gediehen sind, beweist 
auch der jüngste Vorschlag der Kom-
missarin für die Digitale Agenda, Neelie 
Kroes, die in einem Entwurf für eine 
Europäische Telekommunikations-
ordnung vorsieht, die Netzneutralität 
einschränkender zu fassen als bisher. 
Anstelle der Gleichbehandlung von 
Online-Inhalten durch Service-Provider 
sollen Telekommunikationsunterneh-
men die Möglichkeit erhalten, Prioritä-
ten zu setzen.

Im Artikel  des Entwurfs heißt es, 
Inhalteanbieter und Provider sollten 
in den Vereinbarungen frei sein, die sie 
für Volumentarife und Datenübertra-

gungen mit unterschiedlicher Qualität 
abschließen. Diese Freiheiten für die 
Anbieter sollten überdies nicht durch 
nationales Recht begrenzt werden. Das 
bedeutet im Klartext: Daten von Ab-
sendern, die höhere Preise akzeptieren, 
werden schneller transportiert als die 
von »sparsameren« Kunden. Damit will 
die Kommission die Telekommunikati-
onsunternehmen zu größeren Inves-
titionen in die stationären und mobi-

len Netze anregen. Denn die Digitale 
Agenda der EU macht zu geringe Fort-
schritte. Erst die Hälfte der EU-Bürger 
hat laut einer aktuellen Studie Zugang 
zu Breitbandanschlüssen mit über  
Mbit/s. Ein Ziel der Digitalen Agenda 
besteht jedoch darin, dass bis zum Jahr 
 alle europäischen Haushalte ei-
nen Internetzugang mit mindestens  
Mbit/s zur Verfügung haben. Vor allem 
der Ausbau von Hochgeschwindigkeits-
netzen hält nicht Schritt mit den ehr-
geizigen Plänen. 

Um dieses Ziel dennoch zu erreichen 
verfolgt die EU-Kommission eine Dop-
pelstrategie: Zum einen sollen durch 
die Aufgabe der Netzneutralität Inves-
titionen gefördert und zum anderen 
sollen den Telekommunikationsunter-
nehmen weitere Rundfunkfrequenzen 
für neue mobile Verbreitungswege zur 
Verfügung gestellt werden. Schätzun-
gen der EU-Kommission zufolge wird 
der mobile Datenverkehr bis  welt-
weit jährlich um  Prozent zunehmen. 
»Funkfrequenzen sind ökonomischer 

Sauerstoff , den alle Personen und Un-
ternehmen brauchen«, sagte Neelie 
Kroes im Herbst . »Wenn uns die 
Frequenzen ausgehen, dann werden 
unsere Mobilfunk- und Breitbandnet-
ze zusammenbrechen. Dazu darf es 
nicht kommen. Deshalb müssen wir 
diese knappe Ressource bestmöglich 
ausnutzen, indem wir sie wiederver-
wenden und einen Binnenmarkt daraus 
machen.«  Zugleich werden die Länder 
gedrängt, weitere Frequenzen freizu-
geben.

Eine Strategie, die auch das Bundes-
wirtschaftsministerium unterstützt.  In 
einem Gespräch mit »promedia« hat 
Hans-Joachim Otto, Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundeswirtschafts-
ministerium, erst im Juli betont, dass 
das Ziel der Bundesregierung eines 
flächendeckenden Internets mit  
MBit/s bis  nur erreicht werden 
kann , wenn zusätzliche Frequenzen 
für LTE bereitgestellt werden. Das ist 
aber nur möglich, wenn die Länder zu-
stimmen, weitere Rundfunkfrequenzen 
für den Mobilfunk zu nutzen. Bereits 
 wurden nicht mehr genutzte 
Rundfunkfrequenzen versteigert, über 

die heute LTE-Mobilfunk übertragen 
wird. In Deutschland werden Rundfunk-
frequenzen zum einen für die ca.  
Radioprogramme verwendet, die über 
UKW verbreitet werden und zum an-
deren für DVB-T, das digitale terrestri-
sche Fernsehen. Auf ganz Deutschland 
bezogen empfangen rund vier Millio-
nen der knapp  Millionen »Fernseh-
Haushalte« ihr Fernsehsignal derzeit 
ausschließlich oder unter anderem 
digital über Antenne. DVB-T erreicht 
in Ballungsräumen nach Angaben der 
Landesmedienanstalten sogar einen 
Marktanteil von bis zu  Prozent.
Die Medien, die über Rundfunkfrequen-
zen verbreitet werden, haben für unsere 
gesellschaftliche Kommunikation nach 
wie vor einen hohen Wert: Sie dürfen 
nicht beschränkt oder eingeschränkt 
werden, es dürfen nicht einzelne bevor-
zugt werden und der Empfang ist für die 
Nutzer kostenlos. Bei den Rundfunkfre-
quenzen herrscht also Netzneutralität, 
die im Internet gefährdet ist. 
Gegenwärtig wird in Deutschland des-
halb über eine Modernisierung von 
DVB-T debattiert. Bei den Bundeslän-
dern gibt es eine Mehrheit, die für die 

Weiterführung von DVB-T ist. Das un-
terstrich auch Jaqueline Kraege, Chefi n 
der Staatskanzlei in Rheinland-Pfalz 
in einem »promedia«-Gespräch im Juli 
: »An DVB-T halten wir aus techno-
logie-, medien- und gesellschaftspoli-
tischen Gründen fest. Es ist der einzige 
Verbreitungsweg, der eine von Satelli-
ten-, Kabelnetz- und Mobilfunkbetrei-
bern unabhängige Fernsehversorgung 
nach Maßgabe der Programmveranstal-
ter garantiert. DVB-T liefert so grund-
sätzlich einen zusätzlichen Beitrag 
zu Pluralismus, Angebotsvielfalt und 
Wettbewerb. Es bietet ohne laufende 
Kosten und aufgrund einfacher Instal-
lation die einfachste, kostengünstigste 
und damit verbraucherfreundlichste 
Möglichkeit, Fernsehen zu empfangen. 

Die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen 
am Rundfunkangebot kann so gesichert 
werden.« Das bedeutet auch, dass die 
Bundesländer nicht bereit sind, in ab-
sehbarer Zukunft weitere Rundfunk-
frequenzen für den Mobilfunk »frei zu 
räumen«.

Die Strategie der EU-Kommission 
zur Umsetzung der Digitalen Agenda, 
bedeutet eine Gefährdung der Mei-
nungs- und Medienvielfalt. Sowohl die 
Aufkündigung der Netzneutralität, als 
auch das Drängen auf die Abschaltung 
von Rundfunkfrequenzen, schränkt die 
Bewegungsfreiheit von Medien ein. 

Sicher kann das Internet Massenme-
dien wie Radio und Fernsehen transpor-
tieren – schon heute werden die lau-
fenden Programme von ARD und ZDF 
gestreamt – und somit auch die Rund-
funkfrequenzen als Übertragungswege 
überfl üssig machen, doch das setzt eine 
uneingeschränkte Netzneutralität vo-
raus. Sonst kann es passieren, dass die 
Daten der »Tagesschau« langsamer und 
damit später transportiert werden, als 
ein aus dem Netz geladener Spielfi lm, 
für den bezahlt wird. Die EU muss ihre 
Medienstrategie ändern und so dazu 
beitragen, dass Medien- und Meinungs-
vielfalt auch im digitalen Zeitalter ga-
rantiert bleiben. Mit einer rein wirt-
schaftlichen Sicht auf Medieninhalte 
wird das allerdings nicht funktionieren.

Helmut Hartung ist Chefredakteur 
und Herausgeber von promedia

Baustelle Hochgeschwindigkeitsnetz
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Medien und Medien-
inhalte werden vor 
allem als Wirtschafts-
gut begriff en

Die Europäische 
Union muss ihre 
Medienstrategie 
ändern

 »Auf ein Neues«, wird es allenthalben 
nach dem . September heißen. Ob 
das auch für die Kulturpolitik des 
Bundes gelten wird, hängt natürlich 
wie alles andere auch vom Wahler-
gebnis ab. Sollte es wieder zu einer
unionsgeführten Bundesregierung 
kommen – in welcher Konstellation 
auch immer – bleibt die spannende 
Frage, ob der in der Kulturszene all-
seits beliebte Kulturstaatsminister 
Bernd Neumann nochmal zum Zuge 
kommt oder doch ein Generations-
wechsel stattfi ndet – oder gar ein 
rot-grüner Anfang mit neuen span-
nenden Möglichkeiten ins Haus steht. 
Neumann hat sich wacker geschlagen 
und auch  Befürworter aus den an-

deren politischen Lagern gefunden. 
Selbst ein immer noch aktiver SPD-
Wahlhelfer wie Klaus Staeck will als 
Präsident der Akademie der Künste in 
Berlin Neumann den fachlichen Res-
pekt nicht versagen.

Allerdings gibt es auch Stimmen, die 
sich einen Amtsinhaber wünschen, 
der mehr als bisher die »Macht des 
Wortes« einsetzt, um auch die kul-
turelle Debattenkultur in der Repu-
blik anzuregen. Dazu könnten auch 
durchaus kontroverse Anstöße zu 
bestimmten gesellschaftspolitischen 
Themen gehören. Denn bei allen 
durchaus beachtlichen fi nanziel-
len Erfolgen für die Kultur in seiner 
Amtszeit ist der Neumann wirklich 
zur Verfügung stehende Etat und 
Finanzspielraum im Vergleich zu den 
großen Ministerien relativ beschei-
den, denn der Löwenanteil der deut-
schen Kultausgaben wird nach wie vor 
von den Ländern und Kommunen be-

stritten, die immer größere Probleme 
haben, Sachsen-Anhalt ist da nur ein 
Stichwort für andere.

Und Probleme ganz anderer Größen-
ordnung kommen auf die deutsche 
Kulturszene möglicherwiese im 
internationalen Kontext zu – siehe 
Freihandelsabkommen USA-Europa. 
Da geht es dann auch ans »deutsche 
Eingemachte« wie Urheberrechte, 
Buchpreisbindung, Filmförderung, 
öff entlich-rechtlicher Rundfunk usw. 
Deutschland hat sich da als »Land der 
Dichter und Denker« zunächst einmal 
von Frankreich vormachen lassen, 
wie man sich für die Kultur auch 
auf internationaler Ebene einsetzen 
muss, der Deutsche Kulturrat hat da 
auch den Kulturstaatsminister zu 
mehr Engagement ermutigt. Da darf 
man also gespannt sein, wie es der 
Amtsinhaber, wer auch immer, nach 
dem . September halten wird, meint 
Mommert.

Beiträge zur 
kulturellen Bildung
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Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
Kultur und Medien in der digitalen Welt

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, verfolgt die 
aktuellen Debatten zur Entwicklung 
von Kultur und Medien in der digita-
len Welt und hat sich bereits seit  
in verschiedenen Stellungnahmen zu 
Einzelaspekten der Auswirkungen der 
Digitalisierung auf Kultur und Medien 
positioniert. 

Erst jüngst hat der Deutsche Kultur-
rat das Positionspapier »Zur Zukunft 
des Urheberrechts« verabschiedet, in 
dem er sich ausführlich mit dem The-
ma Urheberrecht und Digitalisierung 
auseinandersetzt. In der vorliegenden 
Stellungnahme benennt der Deutsche 
Kulturrat aktuelle medienpolitische 
Herausforderungen in der digitalen 
Welt, die in weiteren Stellungnahmen 
vertieft werden sollen.

Die Digitalisierung ist ein Epochen-
umbruch in mannigfacher Hinsicht. 
Auch tradierte Vorstellungen über das 
Verhältnis von Künstlern, von Vermitt-
lern und von Nutzern gelten seither 
nicht mehr in gleichem Maße wie in 
der analogen Welt. 

Aus Sicht des Deutschen Kulturrates 
gibt es keinen Gegensatz zwischen 
Kultur und Internet. Kulturpolitik 
und Netzpolitik gehören – auch auf 
parlamentarischer Ebene – zwingend 
zusammen, sind aufeinander bezogen, 
eng miteinander verfl ochten, ein Ge-
gen- oder Nebeneinander erweist sich 
letztlich als unproduktiv. 

. Das Internet ist zuerst eine 
technische Infrastruktur mit 
der Möglichkeit der kulturellen 
Teilhabe

Wie kein anderer Medienträger eröff -
net das Internet vielfältige Gelegen-
heiten der Teilhabe und der Interakti-
on – es trägt und transportiert Inhalte 
ganz direkt und universell und nimmt, 
insbesondere durch die unbegrenzten 
Möglichkeiten der Verknüpfung, selbst 
Einfl uss auf die unterschiedlichen In-
halte.
Das Internet ermöglicht in einem 
zuvor nicht realisierbaren Maße den 
Dialog und die Interaktion zwischen 
Künstlern und Nutzern. 

Der Deutsche Kulturrat fordert einen 
ungehinderten Zugang zum Internet, 
um so allen Bürgern Teilhabe an der 
Informationsgesellschaft zu ermögli-
chen. Dabei müssen die Rechte aller 
Beteiligten im Prozess der kulturellen 
Teilhabe gewahrt werden.

. Das Internet an sich ist 
weder demokratisch, noch 
undemokratisch 

Das Internet bietet Zugangsmöglich-
keiten in einem zuvor kaum gekannten 
Ausmaß. Selbst umfängliche Informa-
tionen können blitzschnell, global und 
preiswert bereitgestellt und mit wei-
teren Quellen und Fakten verknüpft 
werden. 

Weltweite Zugangsmöglichkeiten und 
Informationen alleine schaff en aber 
noch keine Demokratie, denn Demo-
kratie basiert auch auf der Beteiligung 
aller am Willensbildungsprozess; das 
Internet macht diese Aushandlungs-
prozesse der verschiedenen Gruppen 
und Individuen nicht überfl üssig. Es 
kann sie aber unterstützen und trans-
parenter machen – und auch unüber-
sichtlicher. 

Der Deutsche Kulturrat unterstreicht: 
Das Internet muss frei nutzbar sein, 

aber es ist kein rechtsfreier Raum. Die 
informationelle Selbstbestimmung als 
Teil der Privatsphäre und Freiheit je-
des Einzelnen darf nicht zur Dispositi-
on gestellt werden. Ihre Grenze fi ndet 
die Freiheit jedoch in der Verletzung 
der Grundrechte Dritter. 

. Meinungsfreiheit ist ein hohes 
gesellschaftliches Gut. Sie setzt 
allerdings die Möglichkeit zur 
Bildung von Meinungen 
voraus

Presse-, Informations- und Meinungs-
freiheit sind für eine Demokratie un-
verzichtbar. Der Deutsche Kulturrat 
tritt für diese Grundrechte ein. Die 
enorme Vielfalt an Meinungen, Posi-
tionen und Informationen im Internet 
stellt besonders hohe Anforderungen 
an jeden Einzelnen sich damit ausei-
nanderzusetzen, sie zu bewerten und 
sich schließlich seine eigene Meinung 
zu bilden. 

Die Vermittlung von Medienkompe-
tenz ist daher im digitalen Zeitalter 
essentiell, nur ein medienkompetenter 
Nutzer kann im Internet gesellschaft-
lich verantwortungsvoll handeln und 
sich aus der Vielzahl an Informatio-
nen eine Meinung bilden. Dazu gehört 
auch die Herausforderung, Informati-
onen richtig einordnen zu können und 
im Umgang mit virtuellen Identitäten 
zwischen real und virtuell unterschei-
den zu können.

Der Deutsche Kulturrat fordert, in die 
Vermittlung von Medienkompetenz 
zu investieren. Als weitere öff entliche 
Aufgabe bleibt, für die Transparenz 
auch in Form von Suchalgorithmen 
zu sorgen und sicherzustellen, dass 
der Zugang zu und die Auswahl von 
Informationen im Internet nicht durch 
wirtschaftliche oder politische Inter-
essen behindert oder verfälscht wird.

. Das Internet als 
Wirtschaftsraum 

Das Internet steht auch für eine neue 
Epoche des Wirtschaftens. Die Wirt-
schaftsmodelle der analogen Welt 
sind in vielen Bereichen existentiell 
betroff en. Zugleich werden für das In-
ternet aber auch viele neue, attraktive 
Inhalte benötigt, die von Kultur- und 
Medienschaff enden erdacht und er-
stellt werden. Ihre angemessene Ver-
gütung muss die Voraussetzung für 
die Geschäftsmodelle im Internet sein. 

Die im Internet sich abzeichnenden 
Mono- oder Oligopole sieht der Deut-
sche Kulturrat als eine Gefahr für die 
kulturelle Vielfalt. Ein chancengleicher 
Wettbewerb im Internet setzt voraus, 
dass alle Beteiligten einen wirtschaft-
lichen Ertrag erzielen können und Ver-
braucher- und Datenschutz berück-
sichtigt werden. 

Der Deutsche Kulturrat fordert, dass 
Geschäftsmodelle im Internet nicht zu 
Lasten der Kultur- und Medienschaf-
fenden gehen und jede Nutzung von 
Werken angemessen vergütet wird. 

. Autoren und Künstler 
erschaff en ein Werk von 
eigenem Wert

Auch im Internet sind und bleiben Au-
toren und Künstler die Schöpfer ih-
rer Werke. Diese Werke haben einen 
ideellen und materiellen Wert. Beide 
müssen auch in der digitalen Welt ge-
achtet und geschützt werden. 

Aus dem schöpferischen Akt der 
Künstler entsteht eine breite Wert-

schöpfungskette, an der viele beteiligt 
sind. Künstlerische Produktion muss 
in diesem Prozess Wertschätzung er-
fahren und dem Künstler zugeschrie-
ben werden. 

Der Deutsche Kulturrat fordert, dass 
künstlerische Arbeit geachtet, ge-
schützt und bei Nutzung eines Werks 
vergütet wird sowie weiterhin als geis-
tiges Eigentum vererbbar sein muss. 
Nur der Künstler kann entscheiden, 
auf eine Vergütung seines Werkes zu 
verzichten. 

. Die Präsenz des öff entlich-
rechtlichen Rundfunks im 
Internet

Der gebührenfi nanzierte öff entlich-
rechtliche Rundfunk ist ein wichtiger 
kultureller Faktor in Deutschland. 
Der öff entlich-rechtliche Rundfunk 
hat den Auftrag der Grundversorgung. 
Er kann und muss kulturelle Vielfalt 
sichern. 

Der Deutsche Kulturrat fordert, die 
Aufgaben des öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks im Internetzeitalter neu 
zu bestimmen. Der Deutsche Kul-
turrat wird hierzu Modelle vorlegen, 
wie der öff entlich-rechtliche Rund-
funk seinem Informations-, Bildungs-, 
Unterhaltungs- und Kulturauftrag im 
Rahmen seiner Entwicklungsgaran-
tie in der digitalen Welt nachkommen 
kann, ohne in eine Nischenposition 
verdrängt zu werden oder den Wett-
bewerb zu verzerren.

. Die Sicherung des kulturellen 
Erbes

Die Digitalisierung bietet neue Chan-
cen der Sicherung des kulturellen Er-
bes, die die analogen Möglichkeiten 
ergänzen. Mit dem Internet erweitern 
sich die Möglichkeiten der Nutzung 
von und Teilhabe an Kultur und Me-
dien.

Allerdings stellt sie Kunst und Künst-
ler auch vor neue Probleme: Zeitge-
nössische Kunstwerke, die mit digi-
talen Medien erstellt wurden, sind in 
einem zuvor nicht gekanntem Maße 
dem Verfall preisgegeben, bereits nach 
wenigen Jahren sind die Werke kaum 
mehr zeig- oder abspielbar. Das stellt 
insbesondere die damit befassten kul-
turellen Institutionen vor ganz neue 
Herausforderungen. 

Der Deutsche Kulturrat fordert Bund 
und Länder auf, ausreichend Res-
sourcen zur Sicherung des kulturel-
len Erbes in der digitalen Welt bereit 
zu stellen und sich verstärkt mit der 
Sicherung digitaler Kunstwerke aus-
einanderzusetzen.

. Ein kontinuierlicher Dialog 
ist erforderlich

Aufgrund der beschleunigten gesell-
schaftlichen und kulturellen Verän-
derungen ist ein frühzeitiger, konti-
nuierlicher und verbindlicher Dialog 
der verschiedenen Akteure aus Kultur-, 
Netz- und Wirtschaftspolitik unver-
zichtbar, um die kulturelle Vielfalt zu 
sichern und weiterzuentwickeln. 

Der Deutsche Kulturrat fordert eine 
gleichberechtigte Teilhabe der Kul-
tur- und Medienschaff enden an der 
Ausgestaltung des digitalen Raumes. 
Die Kulturpolitik darf dabei nicht al-
lein durch die technische Entwicklung 
und deren Möglichkeiten bestimmt 
werden.

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
Bundeskulturpolitik weiter stärken – für 
ein eigenständiges Bundeskulturminisrerium

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, fordert die Einrich-
tung eines Kulturministeriums auf Bun-
desebene in der nächsten Wahlperiode. 
Im Bundeskulturministerium sollten die 
Bereiche Bundeskulturpolitik im Inland, 
Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik, 
Europäische Kulturpolitik, Politik für 
die digitale Gesellschaft und Kulturwirt-
schaft zusammengefasst werden. Eine 
Zusammenführung dieser Aufgaben in 
einem Ressort würde die innere Verbin-
dung der Aufgaben verdeutlichen und 
die politische Wirksamkeit erhöhen.

Der Deutsche Kulturrat ist der Auff as-
sung, dass die seit dem Jahr  be-
stehende Bündelung kulturpolitischer 
Aufgaben beim Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien die 
Bundeskulturpolitik nicht nur deutlich 
sichtbar gemacht hat, sondern zugleich 
viele Akzente mit Blick auf die Rah-
menbedingungen von Kunst, Kultur 
und Medien sowie die Förderpolitik 
gesetzt hat. Der Beauftragte der Bun-
desregierung für Kultur und Medien 
ist ein wichtiger Ansprechpartner für 
den Kultur- und Medienbereich. Die 
Verantwortung der Länder für die Kul-
tur bleibt davon unberührt. Bund und 
Länder arbeiten gut zusammen, damit 
gehören die in der Anfangszeit beste-
henden Auseinandersetzungen mit den 
Ländern der Vergangenheit an.

Verbindung von Kulturpolitik im 
Inland und Kulturpolitik im 
Ausland

Kulturpolitik im Inland und Kulturpo-
litik im Ausland sind eng miteinander 
verbunden. In Deutschland leben und 
arbeiten Künstler aus verschiedenen 
Ländern, teilweise temporär, teilweise 
für einen langen Zeitraum. Künstler 
aus Deutschland wirken in anderen 
Ländern. Nicht zuletzt durch die di-
gitalen Verbreitungswege hat sich der 
Austausch künstlerischer Positionen 
vervielfacht. Mit dem Auslandssender 
Deutsche Welle ist ein wichtiges Inst-
rument der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik unmittelbar beim Be-
auftragten der Bundesregierung für 
Kultur und Medien angesiedelt. Der 
Deutsche Kulturrat fordert daher, nach 
der Bundestagswahl im September  
die Kulturpolitik im Inland und die Aus-
wärtige Kulturpolitik in einem Bundes-
kulturministerium zusammenzuführen.

 Kulturpolitik in
Europa

Kulturpolitik in Europa ist längst kei-
ne auswärtige Kulturpolitik mehr. Bei 
internationalen Handelsabkommen, 
die sich auf den Kultur- und Medien-
bereich auswirken, verhandeln schon 
lange nicht mehr die Nationalstaaten 
sondern die Europäische Kommission. 
Es ist daher wichtig, dass die Vertretung 
Deutschlands im EU-Kulturministerrat 
institutionell im Kulturressort abgesi-
chert ist und nicht in jeder Wahlperi-
ode neu verhandelt werden muss. Der 
Deutsche Kulturrat fordert daher, nach 
der Bundestagswahl im September  
die Zuständigkeit für Kulturpolitik in 
Europa einem Bundeskulturministeri-
um zuzuordnen.

Digitalisierung

Die Digitalisierung ist in den letzten 
Jahren rasant vorangeschritten und 
verlangt nach kulturpolitischen Ant-
worten. Die Digitalisierung eröff net 
neue Verbreitungswege für Kunst und 
Kultur, sie ermöglicht zusätzliche Wege 
der Teilhabe, sie bietet neuen künstle-
rischen Ausdrucksweisen Raum. Es gilt 
daher die kulturellen und gesellschaft-
lichen Auswirkungen der Digitalisie-
rung stärker in den Blick zu nehmen. 
Der Deutsche Kulturrat fordert daher, 
nach der Bundestagswahl den Bereich 
der Netzpolitik in seiner kultur- und 
gesellschaftspolitischen Bedeutung in 
ein Bundeskulturministerium zu in-
tegrieren.

Kulturwirtschaft

Die gemeinsam vom Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien 
und Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie verantwortete Initiati-
ve Kultur- und Kreativwirtschaft hat zur 
Schärfung des Bewusstseins für diesen 
Bereich beigetragen. Jetzt kommt es 
aber darauf an, die Diskussion stärker 
kulturpolitisch zu verorten und eine 
Brücke zum nicht-erwerbswirtschaft-
lich orientierten Kulturbereich zu 
schlagen. Ebenso ergeben sich Syn-
ergien mit Blick auf die anstehenden 
Herausforderungen durch die Digita-
lisierung. Der Deutsche Kulturrat for-
dert daher, nach der Bundestagswahl 
die Verantwortung für Kulturwirtschaft 
in einem Bundeskulturministerium zu 
verankern.
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Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
Zum »Grünbuch über die Vorbereitung auf die vollständige Konvergenz der audiovisuellen Welt: 
Wachstum, Schöpfung und Werte«

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, verfolgt die aktu-
ellen Debatten zur Entwicklung von 
Kultur und Medien in der digitalen Welt 
und hat sich seit  in verschiedenen 
Stellungnahmen zu Einzelaspekten der 
Auswirkungen der Digitalisierung auf 
Kultur und Medien positioniert. Im 
Juni  hat er die »Stellungnahme 
des Deutschen Kulturrates zu Kultur 
und Medien in der digitalen Welt« ver-
abschiedet. 
Da im »Grünbuch über die Vorberei-
tung auf die vollständige Konvergenz 
der audiovisuellen Welt: Wachstum, 
Schöpfung und Werte« urheberrecht-
liche Themen explizit ausgeklammert 
wurden, äußert sich der Deutsche Kul-
turrat in dieser Stellungnahme bewusst 
nicht zum Urheberrecht und verweist 
auf das im September  verabschie-
dete Positionspapier »Zur Zukunft des 
Urheberrechts«, in dem die Konvergenz 
der Medien und die sich daraus erge-
benden Fragen zum Schutz der Urhe-
ber und Rechteinhaber angesprochen 
werden.
Der Deutsche Kulturrat unterstreicht, 
dass Kulturgüter als Kultur- und Wirt-
schaftsgüter einen Doppelcharakter 
haben. Sie sind eben nicht nur eine 
Handelsware, sondern transportieren 
zugleich Werte und Traditionen. Dieser 
Doppelcharakter kommt unter anderem 
in der »UNESCO-Konvention über den 
Schutz und die Förderung der Vielfalt 
kultureller Ausdrucksformen« zum 
Ausdruck. Der Deutsche Kulturrat ver-
misst im hier zu Rede stehenden Grün-
buch den Bezug zur Besonderheit von 
Kultur- und Mediengütern. Das Grün-
buch konzentriert sich in erster Linie 
auf wirtschaftspolitische und techno-
logische Fragestellungen; inhaltliche 
und verbraucherpolitische Fragen 
nehmen dagegen eine untergeordnete 
Rolle ein. Eine konvergente Medienwelt 
darf aber nicht allein unter wirtschaftli-
chen Wachstums- und Technikaspekten 
betrachtet werden, sondern muss viel-
mehr den Besonderheiten des Kultur- 
und Mediensektors Rechnung tragen. 
Dies erfordert auch, das Subsidiari-
tätsprinzip ernst zu nehmen. Kultur- 
und Medienpolitik sind Prärogative 
der Mitgliedstaaten, die Europäische 
Union sollte diese achten und sicher-
stellen, dass auf nationaler Ebene Ge-
staltungsspielräume erhalten bleiben, 
um den kulturellen Eigenheiten und 
Bedürfnissen der Menschen in den Mit-
gliedstaaten vor Ort gerecht werden.
Der Deutsche Kulturrat nimmt im Fol-
genden zu den Fragekomplexen des 
»Grünbuch über die Vorbereitung auf 
die vollständige Konvergenz der audio-
visuellen Welt. Wachstum, Schöpfung 
und Werte« Stellung.

Marktüberlegungen

() Auf welche Faktoren ist es zurück-
zuführen, dass sich US-amerikanische 
Unternehmen trotz sprachlicher und kul-
tureller Hürden erfolgreich auf dem frag-
mentierten EU-Markt etablieren können, 
während Unternehmen aus EU-Mitglied-
staaten sich diesbezüglich schwertun? Auf 
welche Hindernisse stoßen Unternehmen 
aus der EU?

Der Deutsche Kulturrat empfi ehlt zu-
nächst Gutachten einzuholen, in de-
nen die in der Frage suggerierte bessere 
Marktfähigkeit US-amerikanischer Un-
ternehmen im Mediensektor untersucht 
wird. Dabei gilt es kulturelle Aspekte 
von wirtschaftlichen getrennt zu un-
tersuchen. Ebenso wäre zu präzisieren, 
welche kulturellen Hürden gemeint 
sind.

() Welche Faktoren stellen derzeit ein 
Hindernis für die Verfügbarkeit von Pre-
miuminhalten dar? Gibt es gegenwärtig 
Praktiken im Zusammenhang mit Pre-
miuminhalten auf der Großkundenebene, 
die sich negativ auf den Marktzugang und 
auf eine nachhaltige Geschäftstätigkeit 
auswirken? Wenn ja, wie wirkt sich dies 
auf die Verbraucher aus? Sind über die 
Anwendung des geltenden Wettbewerbs-
rechts hinausgehend Regulierungsmaß-
nahmen erforderlich?

Der Deutsche Kulturrat weist mit Nach-
druck darauf hin, dass eine Orientie-
rung an der von der EU ratifi zierten 
»UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der Vielfalt kultu-
reller Ausdrucksformen« die Rede als 
Premiuminhalte bezeichnete Angebote 
verbietet. Kulturelle Vielfalt spiegelt 
sich gerade in einem vielseitigen und 
unterschiedlichen Angebot, mit eben 
solchen Nischenangeboten, wider. Die 
Wahrung und Förderung dieser kultu-
rellen Vielfalt auch im Medienbereich 
muss die Maßgabe und Richtschnur ei-
ner EU-Politik gerade auch mit Blick auf 
die Konvergenz der Medien sein. Viel-
fältige kulturelle und Medienangebote 
befriedigen die Verbraucherinteressen 
am besten. Horizontale Konzentrati-
onstendenzen, die zu Gatekeeper-
Positionen führen, z.B. wenn Geräte-
herstellung, Vertriebsplattformen und 
Inhalteproduktionen in einem Unter-
nehmen kontrolliert werden, sieht der 
Deutsche Kulturrat mit Sorge. Ihnen ist 
konzentrationsrechtlich mit Schranken 
zur Vielfaltssicherung zu begegnen. 

() Gibt es Hindernisse, die eine Regulie-
rung des Zugangs zu Plattformen erfor-
derlich machen?

Dem Deutschen Kulturrat ist es ein 
wichtiges Anliegen, dass die Vielfalt 
des kulturellen und audiovisuellen 
Schaff ens für alle Menschen zugänglich 
ist. Grundsätzlich besteht die Gefahr, 
dass Plattformbetreiber, speziell wenn 
es sich um vertikal integrierte Konzerne 
handelt, aus wirtschaftlichem Eigen-
interesse den Zugang zu Plattformen 
begrenzen. Der Deutsche Kulturrat un-
terstützt hier grundsätzlich die Mög-
lichkeit, durch Regulierung Vielfalt und 
Medienpluralismus zu schützen und 
zu fördern. 

 Finanzierungsmodelle

Sind die derzeitigen Anforderungen der 
AVMD-Richtlinie die beste Möglichkeit, 
Herstellung, Distribution, Verfügbarkeit 
und Marktattraktivität europäischer 
Werke zu fördern?
Wie wird die Konvergenz und ein sich 
wandelndes Verbraucherverhalten das 
derzeitige System der Inhaltefinan-
zierung beeinfl ussen? Wie tragen die 
verschiedenen Akteure der neuen Wert-
schöpfungskette zur Finanzierung bei?

Interoperabilität von 
Hybridfernsehen

() Sind Maßnahmen der EU erforder-
lich, um die tatsächliche oder potentielle 
Fragmentierung zu beseitigen und grenz-
übergreifend Interoperabilität zu gewähr-
leisten? Besteht auf dem Markt ein Bedarf 
an neuen und angepassten Normen?

Off ene und interoperable Standards 
bieten Gewähr für einen freien und 
ungehinderten Zugang zu Inhalten. 
Sie zu fördern und zu unterstützen, 
kann einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, Konzentration einerseits und 
Marktfragmentierungen andererseits 
zu beseitigen und den Austausch von 

Inhalten über europäische Grenzen hi-
naus zu fördern.

Infrastruktur und Frequenzen

() Wie groß sind die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Plattformen, über 
die die Inhalte angeboten werden (z.B. 
terrestrischer und satellitengestützter 
Rundfunk, leitungsgebundenes Breitband 
(einschließlich Kabelfernsehen), mobiles 
Breitband), für das Kundenerlebnis des 
Verbrauchers und im Hinblick auf Ver-
pfl ichtungen zur Erbringung von Dienst-
leistungen im allgemeinen Interesse?

Kunst und Kultur haben eine eigen-
ständige Bedeutung und müssen auch 
auf den neuen konvergenten Plattfor-
men verbreitet werden. Um auch in der 
Zukunft den Zugang zu Inhalten von 
Kultur, Bildung und Information zu ge-
währleisten und um kulturelle Vielfalt 
und Medienpluralismus zu schützen 
und zu fördern, sollte die Europäische 
Union sich und den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit off en halten, nach demo-
kratischen und sozialen Bedürfnissen 
und entsprechend der Entwicklung von 
Märkten und Technik Verpfl ichtungen 
zur Erbringung von Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse auf allen 
Plattformen und Übertragungswegen 
einzuführen.

()  Mithilfe welcher Modelle für die 
Frequenzzuweisung und gemeinsame 
Frequenznutzung kann die Entwicklung 
von Rundfunk, mobilem Breitband und 
anderen Anwendungen (wie Produkti-
onsausrüstungen) innerhalb derselben 
Frequenzbänder vorangebracht werden?
() Besteht ein spezifi scher Forschungs-
bedarf im Hinblick auf das Frequenzspek-
trum, der berücksichtigt werden sollte, um 
eine solche Entwicklung zu unterstützen?

Auch hier geht es im Kern nicht um eine 
technische, sondern um eine gesell-
schaftspolitische Fragestellung. Zent-
ral ist dabei die Frage, welche Rolle der 
Rundfunk als typisches Massenmedi-
um in der Gesellschaft spielen soll. Bei 
Frequenzzuweisungen ist generell zu 
beachten, dass die technische Qualität 
von Rundfunk erhalten bleiben muss. 
Ein Forschungsbedarf besteht nicht 
allein mit Blick auf die technischen 
Fragen, sondern vor allem hinsichtlich 
der kulturellen und gesellschaftspoli-
tischen Auswirkungen.

Rechtsrahmen

() Gibt es angesichts der Konvergenz 
der Medien bereits Anzeichen für Markt-
verzerrungen, die auf die Unterscheidung 
zwischen linearen und nichtlinearen 
Diensten im Rechtsrahmen zurückzu-
führen sind? Wenn ja, wie könnten diese 
Verzerrungen am besten behoben wer-
den, ohne die dem EU-Rechtsrahmen für 
audiovisuelle Mediendienste zugrunde 
liegenden Werte zu verletzen?

Bislang hat sich durch die Konvergenz 
an der Massenattraktivität des Fern-
sehens nichts geändert. In Zukunft 
wird die bisherige abgestufte Rege-
lungsdichte der AVMD-Richtlinie, die 
z.B. bei Jugendschutz, Schutz der Men-
schenwürde, Förderung europäischer 
Werke und Werberegelungen danach 
unterscheidet, ob ein Angebot linear 
oder nicht-linear empfangen wird, auf 
seine Grenzen stoßen. Mittelfristig 
sollten medienregulatorische Lösun-
gen erarbeitet werden. Schwerpunkte 
sollten im Bereich der Sicherstellung 
des Zugangs und der Auffi  ndbarkeit von 
Diensten liegen, die dem Schutz und 
der Förderung kultureller Vielfalt und 

Medienpluralismus dienen. Außerdem 
gilt es Inhalte vor Veränderung und 
Überlagerung durch Dritte (z.B. Wer-
beüberblendungen) zu schützen.

()  Muss die Defi nition des Anbieters 
von audiovisuellen Medien und/oder der 
Geltungsbereich der AVMD-Richtlinie an-
gepasst werden, um einen Teil der oder 
alle Verpfl ichtungen der AVMD auch für 
diejenigen einzuführen, die gegenwär-
tig nicht unter die Richtlinie fallen, oder 
können Werte auf andere Weise geschützt 
werden? Welche Bereiche sollten schwer-
punktmäßig der Selbst- bzw. Koregulie-
rung unterliegen?

Der Deutsche Kulturrat begrüßt den Be-
ginn einer diff erenzierten Auseinander-
setzung mit dem Begriff  »audiovisuelle 
Mediendienste«. Dabei sind die Ziele 
der Sicherung der kulturellen Vielfalt 
und des Medienpluralismus, Schutz der 
Menschenwürde, Jugend- und Verbrau-
cherschutz auch plattformübergreifend 
grundsätzlich zu sichern. Für den Deut-
schen Kulturrat ist dabei zentral, dass 
die kulturelle Vielfalt durch die Ein-
schränkung oder gar Verhinderung von 
Veröff entlichungsmöglichkeiten nicht 
leiden darf. Weiter sollen die nationa-
len Spielräume bei der Interpretation 
und Umsetzung der AVMD-Richtlinie 
genutzt werden können.

() Wie würden sich Veränderungen des 
Regulierungsansatzes im audiovisuellen 
Bereich auf das Herkunftslandprinzip und 
damit auf den Binnenmarkt auswirken?
() Auf welche neue Art und Weise und 
in welchen Bereichen wird das Verhältnis 
zwischen den Bestimmungen der AVMD-
Richtlinie und denen der Richtlinie über 
den elektronischen Geschäftsverkehr 
durch die zunehmende Konvergenz auf 
die Probe gestellt? Bitte geben Sie kon-
krete Beispiele.
()  Welche Initiativen könnten auf euro-
päischer Ebene zu einer verbesserten Me-
dienkompetenz in ganz Europa beitragen?

Die Vermittlung von Medienkompe-
tenz ist zuerst eine Aufgabe auf der 
lokalen und regionalen Ebene. Hier 
bestehen in Deutschland bereits viel-
fältige Aktivitäten, die es zu stärken 
und auszubauen gilt. Dabei sollte die 
Vermittlung von Medienkompetenz als 
Teil der Kulturellen Bildung begriff en 
und hier noch stärker verankert werden. 
Hier gilt es insbesondere übergreifen-
de Modellprojekte zur Befähigung von 
Bildungseinrichtungen wie Schulen, 
Bibliotheken und Institutionen der Er-
wachsenenbildung zu initiieren, um die 
Vermittlung von Medienkompetenz als 
festen Bestandteil Kultureller Bildung 
zu intensivieren. 

Freiheit und Pluralismus 
der Medien

() Sollte die Möglichkeit der Festlegung 
von Auswahlmöglichkeiten durch Filter-
mechanismen, u.a. bei Suchfunktionen 
durch öffentliches Eingreifen auf EU-
Ebene geregelt werden?

Auffi  ndbarkeit und Zugang zu Ange-
boten kristallisiert sich als eine der 
zentralen Fragen einer konvergenten 
Medienwelt heraus. Hier gilt es Maß-
nahmen zur Vielfaltsicherung zu er-
greifen. Künstlerische und kulturell 
bedeutsame Inhalte müssen schnell 
und unkompliziert gefunden werden 
können. Das Suchen und Finden von 
Inhalten darf nicht von ökonomischen 
Interessen abhängig gemacht werden. 
Der Deutsche Kulturrat unterstützt da-
her Regelungsansätze, die eine ange-
messene Vorrangstellung von Inhalten 

mit kultureller, die Vielfalt sichernder 
Bedeutung auf hybriden Plattformen 
sicherstellen. Eine Weiterentwicklung 
der existierenden »Must-Carry«-Rege-
lungen zu »Must-be-found«-Regelun-
gen auch für Portale und elektronische 
Programmführer (EPGs) sollte deshalb 
aus Sicht des Deutschen Kulturra-
tes in Betracht gezogen werden. Der 
Deutsche Kulturrat sieht daneben das 
Erfordernis, die Notwendigkeit einer 
öff entlich-rechtlichen Suchmaschine 
zu diskutieren.

() Wie weit sollte der Geltungsbereich 
der bestehenden Regulierung des Zu-
gangs (Artikel  der Zugangsrichtlinie) 
und des Universaldienstes (Artikel  der 
Universaldienstrichtlinie) angesichts der 
zunehmenden Konvergenz von linearen 
und nichtlinearen Diensten auf gemeinsa-
men Plattformen gefasst werden? Gibt es 
in dem konvergierenden Rundfunk-/Breit-
bandumfeld ein besonderes Erfordernis, 
den Zugang zu »Inhalten von allgemei-
nen Interesse« und die Möglichkeit einer 
mühelosen Suche nach diesen Inhalten 
zu regeln?

Die besondere Herausforderung an 
eine künftige Medienregulierung liegt 
darin, wo besondere Gefahren für Mei-
nungsfreiheit, Medienpluralismus und 
kulturelle Vielfalt bestehen, positive 
medienspezifi sche Schutzvorkehrungen 
zu treff en. Das beinhaltet den diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu Infrastruktu-
ren, Plattformen und Portalen und die 
Auffi  ndbarkeit von meinungsbildenden 
und vielfaltsfördernden Inhalten. 

Kommerzielle Kommunikation

()  Werden die derzeitigen Bestimmun-
gen der AVMD-Richtlinie über die kom-
merzielle Kommunikation nach wie vor 
angemessen sein, wenn die Konvergenz 
immer mehr zur Realität wird? Könnten 
Sie einige konkrete Beispiele geben?
()  Welche regulatorischen Instrumen-
te würden sich als Reaktion auf die sich 
rasch wandelnden Werbetechniken am 
besten eignen? Gibt es noch mehr Spiel-
raum für die Selbst-/Koregulierung?
()  Wer sollte letztlich bestimmen, ob 
kommerzielle Einblendungen oder an-
dere neuartige Techniken am Bildschirm 
akzeptiert werden sollen?

Anbieter von werbefreien Angeboten, 
dazu zählen auch Künstler und Kul-
turschaff ende, müssen plattformüber-
greifend in der Lage sein zu verhindern, 
dass ihr Angebot von Werbung überla-
gert wird. Die Nutzer sollten selbst ent-
scheiden können, ob sie kommerzielle 
Einblendungen auf ihrem Bildschirm 
sehen wollen.

Schutz von Minderjährigen

()  Sind die derzeitigen Bestimmungen 
der AVMD-Richtlinie geeignet, um den 
Herausforderungen im Bereich des Schut-
zes von Minderjährigen in einer konver-
gierenden Medienwelt zu begegnen?
()  Obwohl zunehmend Tools verfügbar 
sind, die eine elterliche Kontrolle auf Ge-
räten und Plattformen ermöglichen, über 
die auf Inhalte zurückgegriff en wird, wer-
den diese bisher scheinbar kaum genutzt. 
Wie können Eltern gezielter auf diese Ins-
trumente aufmerksam machen?
() Welche Maßnahmen würden eine 
wirksame Altersüberprüfung bei Nutzern 
audiovisueller Online-Inhalte ermögli-
chen?
() Sollten durch eine Änderung der 
AVMD-Richtlinie insbesondere Fragen 
im Zusammenhang mit der Bewertung 
von Inhalten, der Klassifi kation von In-
Fortsetzung auf Seite 
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halten sowie mit Tools für die elterliche 
Kontrolle für alle Übertragungswege ge-
regelt werden?
() Sollten Nutzer besser darüber in-
formiert werden, wo und wie Sie sich zu 
Inhalten äußern oder sich über sie be-
schweren können und sollten Sie besser 
darüber aufgeklärt werden, wie sie diese 
Möglichkeiten am besten nutzen können? 
Sind die derzeitigen Beschwerdemecha-
nismen angemessen?
() Sind die Mittel, mit denen Beschwer-
den bearbeitet werden (fi nanzielle, recht-
liche oder andere Mittel), angemessen, um 
ein adäquates Feedback auf Meldungen 
über schädliche oder illegale Inhalte zu 

gewährleisten, insbesondere wenn Kinder 
betroff en sind? Welche Aufgaben/Zustän-
digkeiten sollten den Behörden, nicht-
staatlichen Organisationen und Anbie-
tern von Produkten und Dienstleistungen 
übertragen werden, damit sichergestellt 
ist, dass Personen, die schädliche oder 
illegale Inhalte melden oder Beschwerden 
einreichen, in ordnungsgemäßer Weise 
ein adäquates Feedback erhalten?

Die AVMD-Richtlinie sieht aktuell nur 
repressive Jugendmedienschutzvor-
schriften vor. Mit ihnen allein kann den 
Herausforderungen einer konvergenten 
Medienwelt allerdings nicht begegnet 

werden. Präventiver Jugendschutz 
(z.B. in Form von Anreizsystemen, 
Gütesiegeln etc.) ist eine Möglichkeit 
um im Bereich der Online-Medien ein 
besseres Schutzniveau zu erreichen. 
Klassifi kationstools, die die Eltern in 
ihrer Verantwortung beim Schutz von 
Minderjährigen vor schädlichen In-
halten unterstützen sollen, steht der 
Deutsche Kulturrat allerdings mit Skep-
sis gegenüber. Jugendschutzvorschrif-
ten sind stark kulturell geprägt. Eine 
grenzübergreifende Vereinheitlichung 
von Filtermechanismen die auch platt-
formübergreifend wirken soll, ist daher 
problematisch.  Der Deutsche Kultur-

rat sieht in der Förderung der Medien-
kompetenz ein Instrument, das nicht 
allein für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, sondern für alle Lebens-
alter relevant ist. Dazu gehört auch, die 
Elternbildung zu stärken und sichere 
Angebote zu unterstützen, in denen 
Kinder und Jugendliche sich ausprobie-
ren und Erfahrungen sammeln können.

Barrierefreiheit für Personen mit 
Behinderungen

() Halten Sie zusätzliche Normungs-
bemühungen in diesem Bereich für er-
forderlich?

()  Welche Anreize könnten für Investiti-
onen in innovative Dienste für Menschen 
mit Behinderungen geschaff en werden?

Aus Sicht des Deutschen Kulturrates 
sind keine neuen Normierungsbemü-
hungen in diesem Bereich erforderlich, 
sondern vielmehr eine Schärfung des 
Bewusstseins für Zugangsmöglichkei-
ten für Menschen mit Behinderungen. 
Angesichts der hohen Kosten für bar-
rierearme Angebote ist weniger eine 
zusätzliche Normierung als vielmehr 
die Bereitstellung von finanziellen 
Mitteln für solche Angebote erforder-
lich.

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
Verbesserungen bei EU-Richtlinie zu Verwertungsgesellschaften 
sind dringend notwendig

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, begrüßt, dass die 
EU-Kommission mit dem »Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über kollekti-
ve Wahrnehmung von Urheber- und ver-
wandten Schutzrechten und die Vergabe 
von Mehrgebietslizenzen für die Online-
Nutzung von Rechten an Musikwerken 
im Binnenmarkt Com ()  fi nal« 
einen Rechtsrahmen für die Tätigkeit 
von Verwertungsgesellschaften im Bin-
nenmarkt vorgelegt hat. Der geplante 
Rechtsrahmen bietet eine europaweite 
Grundlage für die Arbeit der Verwer-
tungsgesellschaften und weist insbe-
sondere mit Blick auf die Regelungen zur 
grenzüberschreitenden Online-Nutzung 
von Rechten an Musik in die Zukunft. 
Das gilt insbesondere für die angestrebte 
Harmonisierung der Transparenz und 
Rechnungslegungspflichten der Ver-
wertungsgesellschaften. Der Deutsche 
Kulturrat ist sich bewusst, dass die 
Beratungen zum genannten Richtlini-
enentwurf bereits weit fortgeschritten 
sind. Dessen ungeachtet bittet der Deut-
sche Kulturrat die Bundesregierung, die 
vorgetragenen Bedenken im weiteren 
Diskussionsprozess noch so weit wie 
möglich zu berücksichtigen. Anderen-
falls befürchtet der Deutsche Kulturrat, 
dass die kulturelle Vielfalt durch einige 
der derzeit vorgeschlagenen Regelungen 
Schaden nehmen könnte. 

Der Deutsche Kulturrat sieht die EU-
Richtlinie über Verwertungsgesellschaf-
ten im Kontext anderer Bestrebungen 
zur Liberalisierung des Handels mit 
Dienstleistungen wie beispielsweise 
das angestrebte Freihandelsabkommen 
zwischen den USA und der EU und be-
fürchtet auch dort eine Gefährdung der 
kulturellen Vielfalt durch den Abbau 
bewährter Schutzstandards.

Die Europäische Union hat sich zur 
Wahrung und Sicherung der kultu-
rellen Vielfalt in verschiedenen Do-
kumenten verpfl ichtet. So wird in der 
EU-Charta auf die Bedeutung der kul-
turellen Vielfalt für Europa verwiesen. 
Die Europäische Union hat ebenso wie 
die Bundesrepublik Deutschland das 
»UNESCO-Übereinkommen über den 
Schutz und die Förderung der Vielfalt 
kultureller Ausdrucksformen« ratifi ziert. 
Darin wird bekräftigt, dass »kulturel-
le Vielfalt ein gemeinsames Erbe der 
Menschheit darstelle und zum Nutzen 
aller geachtet und erhalten werden soll«. 
Kulturelle Vielfalt ist keine Leerformel 
für Sonntagsreden. Im Gegenteil, ein 
wesentlicher Bestandteil der deutschen 
und europäischen Kultur ist ihre Vielfalt, 
die in verschiedenen künstlerischen 
Formen, in populärer Kunst, aber auch 
in Werken, die nur ein kleines Publikum 
begeistern können, ihren Ausdruck fi n-
det. Der Deutsche Kulturrat setzt sich 
mit Nachdruck für die Wahrung und den 

Ausbau der kulturellen Vielfalt ein. Ver-
wertungsgesellschaften übernehmen 
in Deutschland wichtige Aufgaben zur 
Sicherung der kulturellen Vielfalt. Der 
im Urheberrechtswahrnehmungsgesetz 
vorgesehene Wahrnehmungszwang 
verpfl ichtet sie, auch die Rechte für 
das Repertoire, das von nur wenigen 
nachgefragt wird und dennoch für kul-
turelle Vielfalt steht, bereit zu halten. 
Weiter sollen deutsche Verwertungsge-
sellschaften gemäß den Vorgaben des 
Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes, 
Mittel für kulturelle und soziale Zwecke 
verwenden. Damit unterstützen Ver-
wertungsgesellschaften unmittelbar die 
kulturelle Vielfalt in Deutschland. 

Verwertungsgesellschaften sind in 
Deutschland in wirtschaftlichen Ver-
einen kraft staatlicher Verleihung 
oder als GmbH organisiert. Diese ver-
schiedenen Rechtsformen haben sich 
je nach Aufgabengebiet der Verwer-
tungsgesellschaft, wahrgenommenen 
Rechte und Mitgliederstruktur bewährt. 
Mitglieder der als Vereine organisier-
ten Verwertungsgesellschaften sind in 
Deutschland Urheber, Leistungsschutz-
berechtigte oder Inhaber abgeleiteter 
Rechte. Gesellschafter der als GmbH 
verfassten Verwertungsgesellschaften 
sind teilweise Verbände, die die Urheber, 
Leistungsschutzberechtigten oder Inha-
ber abgeleiteter Rechte repräsentieren.

Verwertungsgesellschaften haben in 
Deutschland vor allem eine herausra-
gende Bedeutung für die Wahrnehmung 
verwertungsgesellschaftspfl ichtiger ge-
setzlicher Vergütungsansprüche. Diese 
Ansprüche können die Rechteinhaber, 
also die Urheber, die Leistungsschutzbe-
rechtigten und die Inhaber abgeleiteter 
Rechte, nicht selbst wahrnehmen. Sie 
können daher nur Verwertungsgesell-
schaften mit der Wahrnehmung dieser 
Rechte beauftragen. Die Verwertungs-
gesellschaften schütten die Einnahmen 
aus den gesetzlichen Vergütungsan-
sprüchen nach den von den Gremien 
verabschiedeten Verteilungsplänen aus. 

Gerade in der digitalen Welt überneh-
men Verwertungsgesellschaften wich-
tige, teilweise auch neue Aufgaben. 
Nutzer können durch Verwertungsge-
sellschaften in einem one-stop-shop 
auf ein breites Repertoire zugreifen, 
da die Verwertungsgesellschaften über 
Gegenseitigkeitsverträge und andere 
Kooperationsverträge auch das Reper-
toire von Verwertungsgesellschaften 
anderer Länder lizenzieren können. Die 
one-stop-shop Verwertungsgesellschaft 
hat eine Zeit- und Kostenersparnis bei 
den Nutzern zur Folge.

Mit Blick auf die genannten Beson-
derheiten deutscher Verwertungsge-
sellschaften, die mit ihrer Arbeit einen 
wichtigen Beitrag zum Schutz und 
zur Förderung der kulturellen Vielfalt 

leisten, sind aus Sicht des Deutschen 
Kulturrates folgende Regelungen der 
geplanten Richtlinie zu Verwertungs-
gesellschaften verbesserungsbedürftig:

EU-Dienstleistungsrichtlinie. Im Richt-
linienentwurf ist vorgesehen, dass 
die EU-Dienstleistungsrichtlinie in 
vollem Umfang Anwendung finden 
soll. Das heißt, dass auch bei der Tä-
tigkeit von Verwertungsgesellschaften 
das Herkunftslandprinzip gilt, sie also 
den Rechtsvorschriften des Landes 
unterliegen, in dem sie ihren Sitz ha-
ben. Die Anwendung des Herkunfts-
landprinzips würde die wirtschaftli-
che Position deutscher Verwertungs-
gesellschaften schwächen, da an die 
Verwertungsgesellschaften in anderen 
EU-Mitgliedstaaten teilweise deutlich 
geringere Anforderungen gestellt wer-
den. Letztlich wird die Anwendung des 
Herkunftslandprinzips zu Lasten der 
Rechteinhaber und der Nutzer urhe-
berrechtlich geschützter Leistungen in 
Deutschland gehen. In der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie ist vorgesehen, dass 
das Urheberrecht von den Regelungen 
zur Dienstleistungsfreiheit nicht erfasst 
wird. Der Deutsche Kulturrat fordert da-
her, dass auch die auf dem Urheberrecht 
basierende Tätigkeit der Verwertungs-
gesellschaften von der Anwendung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie ausgenom-
men wird. 

Zulassungspflicht für Verwertungsge-
sellschaft. Bislang ist in der genannten 
Richtlinie keine Zulassungspfl icht für 
Verwertungsgesellschaften vorgesehen. 
In Deutschland ist die Zulassung von 
Verwertungsgesellschaften zwingend 
vorgeschrieben. Auch unterliegen sie 

der ständigen staatlichen Aufsicht. 
Damit wird in Deutschland ein hoher 
Qualitätsstandard gewährleistet. Wenn 
künftig ausländische Verwertungsge-
sellschaften in Deutschland agieren 
können, die sich keiner Zulassungs-
pfl icht unterziehen müssen, steht zu 
befürchten, dass der bestehende hohe 
Qualitätsstandard nicht gehalten wer-
den kann. Der Deutsche Kulturrat spricht 
sich deshalb dafür aus, eine Zulassungs-
pfl icht und ständige staatliche Aufsicht 
für Verwertungsgesellschaften in der 
Richtlinie vorzusehen.

Abschlusszwang. Deutsche Verwer-
tungsgesellschaften unterliegen laut 
Urheberrechtswahrnehmungsgesetz 
einem doppelten Kontrahierungszwang. 
Sie sind verpfl ichtet mit allen Rechte-
inhabern Wahrnehmungsverträge zu 
schließen (Wahrnehmungszwang) und 
sie müssen allen Nutzern den Zugang 
zum vertretenen Repertoire gewähren 
(Abschlusszwang). Diese Kontrahie-
rungszwänge tragen zur kulturellen 
Vielfalt bei, da sich deutsche Verwer-
tungsgesellschaften nicht auf ein po- 
puläres Repertoire konzentrieren kön-
nen. Nutzer können die Rechte für das 
gesamte Repertoire einer künstleri-
schen Sparte bei einer Verwertungsge-
sellschaft einholen und sparen damit 
Transaktionskosten. 
Deutsche Verwertungsgesellschaften 
müssen mit Blick auf ihre Verwaltungs-
kosten eine Mischkalkulation vorneh-
men, die sowohl die Bereithaltung des 
populären als auch des wenig nach-
gefragten Repertoires berücksichtigt. 
Der Deutsche Kulturrat fordert, dass in 
Deutschland agierende Verwertungs-
gesellschaften einem Abschlusszwang 

unterliegen müssen, um Nutzern die 
Vorteile des one-stop-shops bieten zu 
können. Gleichzeitig dürfen deutsche Ver-
wertungsgesellschaften nicht gegenüber 
ausländischen Verwertungsgesellschaf-
ten ohne Abschlusszwang benachteiligt 
werden.

Gesetzliche Vergütungsansprüche. Die 
Einnahmen aus gesetzlichen Vergü-
tungsansprüchen sind für die Rechte-
inhaber eine wichtige Einnahmequelle. 
Einige Verwertungsgesellschaften sind 
insbesondere darauf spezialisiert und 
gesetzlich verpflichtet, gesetzliche 
Vergütungsansprüche wahrzunehmen. 
Der Deutsche Kulturrat fordert, dass die 
Besonderheiten der gesetzlichen Ver-
gütungsansprüche in der EU-Richtlinie 
Berücksichtigung fi nden. Insbesondere 
muss sichergestellt werden, dass auch 
ausländische Verwertungsgesellschaften, 
die gesetzliche Vergütungsansprüche in 
Deutschland wahrnehmen, den Vorgaben 
des deutschen Urheberrechtswahrneh-
mungsgesetzes unterliegen.

Detailtiefe. In einigen Bereichen stellt 
sich die Frage, ob eine Richtlinie zu 
Verwertungsgesellschaften eine solche 
Detailtiefe haben muss. Das gilt insbe-
sondere für die Vorgaben zur internen 
Struktur der Verwertungsgesellschaften. 
Hier sollten aus Sicht des Deutschen Kul-
turrates in der EU-Richtlinie mehr Spiel-
räume gewährt werden.

Der Deutsche Kulturrat fordert darüber 
hinaus, dass die Richtlinie die ökono-
mischen, kulturellen und sozialen Vor-
züge der kollektiven Wahrnehmung von 
Urheber- und Leistungsschutzrechten 
sicherstellen soll. 
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Spitzentreff en im 
Bundeskanzleramt
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann lud Vorstand und Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates am 
.. ins Bundekanzleramt ein. 
Im Mittelpunkt des Treff ens standen 
ein Rückblick auf die noch laufende 
Wahlperiode sowie die Diskussion ak-
tueller kulturpolitischer Fragen. Dabei 
wurde übereinstimmend betont, dass 
Kulturpolitik in längeren zeitlichen 
Zusammenhängen über Wahlperi-
oden hinaus gedacht werden muss. 
Weiterhin waren Künstlersozialver-
sicherung, Freihandelsabkommen 
und Reformationsjubiläum die be-
herrschenden Themen beim Gespräch 
zwischen Deutschem Kulturrat und 
Kulturstaatsminist er.

Wahlprüfsteine -
Am .. stellte der Deutsche 
Kulturrat die ausführlichen Ergebnis-
se der Wahlprüfsteine und die For-
derungen des Verbandes an die zu-
künftige Regierung vor. Der Deutsche 
Kulturrat sprach sich mit Nachdruck 
für die Schaff ung eines eigenen Mi-
nisteriums für Kultur und Medien aus.

Neuer Newsletter
Wöchentlich erscheint der neue News-
letter »kultur bildet.« des Deutschen 
Kulturrates mit aktuellen Nachrichten, 
wichtigen Terminhinweisen, Inter-
views und vielem mehr zur kulturel-
len Bildung. Er ist kostenlos erhältlich 
und kann unter kulturbildet@kultur-
rat.de bestellt werden.

Treff en mit Ministerpräsidentin 
Lieberknecht
Der Präsident des Deutschen Kul-
turrates, Christian Höppner und der 
Geschäftsführer, Olaf Zimmermann, 
trafen sich am .. mit der Vor-
sitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz Ministerpräsidentin Chris-
tine Lieberknecht in Erfurt. Haupt-
thema war die Kulturfi nanzierung in 
den Ländern (siehe auch Leitartikel 
auf Seite ). 

Kurz-Schluss
Wie ich einmal leider freiwillig in die Fänge der »Freiwilligen Selbstkontrolle« geriet

Man wird ja nicht jünger. Gerade in 
meinem Job (immer noch als »Embed-
ded Journalist« vermutlich in Diens-
ten Wolfgang Schäubles) ist es aber 
unabdingbar, up to date zu bleiben. 
Angesichts der Wissens-Omnipotenz 
von XKeystore und der NSA fühle ich 
mich allerdings immer öfter wie eine 
alte Acht-Zoll-Diskette im Vergleich zur 
Apple-Cloud.

Insofern konnte ich mich einem 
deutlichen Hinweis aus den oberen 
Etagen meines Arbeitgebers in Sachen 
Fitness-Kontrolle und Leistungsüber-
wachung schwerlich entziehen. Man 
sieht sie ja jetzt immer öfter: Die dy-
namischen Jung-Manager mit drei 
Armbändern zur Überwachung des 
Cholesterinspiegels, der Milchsäure-
Konzentration und des Blutdrucks. 
Ganz zu schweigen von den joggen-
den Amazonen samt Schrittzähler, 
Fett-Burner-Tacho und IQ-Meter am 
Ohrläppchen, körperlich off ensichtlich 
den extrem-leptosomen Zustand der 
Roswell-Area-Aliens anstrebend.

Vertrauen ist gut, Kontrolle besser, 
das haben wir ja inzwischen gründlich 
gelernt. Also stimmte ich dem webfä-

higen Anschluss eines sogenannten 
Protectometers im Armbanduhr-For-
mat samt Nano-Display und Commu-
nity-Transfer zu. Auch weil es sich 
um ein Kassen-Modell handelte, das 
mich keinen Cent kostete. Die feinen, 
körpersaft-absaugenden Söndchen 
glitten mir schmerzlos unter die Haut. 
Und ein alter Hacker-Spezi gradete das 
Kistchen durch Veränderung einiger in-
terner Parameter unmerklich auf die 
Normalwerte eines halbwegs rüstigen 
Achtzigjährigen down, sodass ich trotz 
meines etwas unsteten Lebenswandels 
immer bestens im grünen Bereich lag.

Weder Kasse noch Arbeitgeber fi el 
dieser harmlose kleine Trick auf. Beide 
zeigten sich sehr zufrieden mit mir und 
meiner Fitness. Gelegentlich fand ich 
sogar meine Werte, nur leicht anonymi-
siert, in den Positiv-Listen des Gesund-
heitsministeriums wieder – als Muster-
beispiel für die Leistungsfähigkeit der 
»Best-Ager«. Selbstdisziplin, die sich 
im messbar erfolgreichen Umgang mit 
dem eigenen Körper bestens belegen 
lässt, ist zu einer rational fundierten 
Karriere-Grundlage in unserer Gesell-
schaft geworden. 

Ein  »Think positive – keep healthy« 
hat das ewig krittelnde, sogenannte 
kritische Bewusstsein im Sinne einer 
wahrlich sozialen Marktwirtschaft end-
lich verdrängt. Man erinnere sich noch 
an die Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen. Raucherlungen, Fettherz-
Infarkte, künstliche Gelenke, ebenso 
zeitraubende wie fruchtlose Gespräche 
zwischen Ärzten und Patienten: Was 
für ein ökonomischer Irrsinn – leicht 
behandelbar dank Bewusstseinsverän-
derung durch Verantwortungsverlage-
rung: Die bildungspolitische Potenz 
unserer Medien von RTL bis YouPorn 
hat gewaltig zugelegt – ist unverzicht-
bar geworden bei solch nötigem Struk-
turwandel. Und schließlich war eigent-
lich  immer schon jeder sich selbst der 
nächste. 

Natürlich auch ich, deshalb fand 
ich es nach etlichen Monaten ange-
strengter Desinformations-Tätigkeit 
angemessen, ein paar Wochen Urlaub 
zu machen. Als ehemaliges Mitglied 
des Deutsch-Französischen Kulturrates 
kam schon aus kulinarischen Gründen 
nur die Provence in Frage. Es folgten 
sonnendurchfl utete Tage. Vormittags 

kühlen Rosé, ein wenig getrüffelte 
Gänseleber-Pastete, olivenöl-triefende 
Knoblauchzehen umspült von kräftigem 
Bellet. Oliven in hundert Variationen. 
Mittags Lammrücken, thymianduftend 
im Rotweinbad oder Kalbsnierchen in 
zarter Senfsoße, dazu Chateauneuf-du-
Pape, kräftiger Roquefort am Gaumen 
zerdrückt mit Haute Sauternes, Crème 
Brullée – zwei, drei Marc de Provence. 
Und am Abend das Fünf-Gänge-Menu 
im Ein-Sterne-Restaurant – man muss 
ja nicht prassen.

Das ging zehn Tage gut, dann fl a-
ckerte und piepste plötzlich mitten 
in der Nacht mein Protectometer. Es 
zog sich fest um mein Handgelenk zu-
sammen und eine zarte Frauenstim-
me forderte mich immer wieder auf, 
sofort die blinkende Telefonnummer 
anzurufen. Weil meine Hand langsam 
abstarb, kam ich unter anderem auch 
schlaftrunken der Auff orderung nach. 
»Hier ist das europäische Entsorgungs-
zentrum« – meldete sich eine etwas me-
tallisch anmutende Stimme. »Ihre Vital-
Werte haben seit einiger Zeit unsere 
Lebenstauglichkeits-Norm erheblich 
unterschritten. Bitte melden Sie sich 

zur fi nalen Entsorgung im nahegelege-
nen Endlager Mon Dieux. Überweisen 
Sie bitte umgehend fünftausend Euro 
auf das angezeigte Konto. Leider sind 
Ihre inneren Organe so verrottet, dass 
sie sich nichtmal zur Schweinemast in 
Nordkorea, geschweige denn als Trans-
plantat verwenden lassen. Deshalb tra-
gen Sie die vollen Entsorgungs-Kosten. 
Bitte handeln Sie umgehend. Hier ist 
das Europäische…«

Meine linke Hand war inzwischen 
ganz schwarz, das Armband hatte sich 
bis auf die Knochen durchgepresst…

Theo Geißler ist Herausgeber von 
Politik & Kultur

BEILAGENHINWEIS

Diese Ausgabe enthält die Beilage 
»der Freitag –  Ausgaben testen!«
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